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Aktuelle Ergebnisse aus der Projektarbeit des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
Die Aktivierung erwerbsfähiger  
Hilfeempfänger




Mit der Publikation von Forschungsberichten will das IAB der Fachöffentlichkeit Ein-
blick in seine laufenden Arbeiten geben. Die Berichte sollen aber auch den Forscherin-
nen und Forschern einen unkomplizierten und raschen Zugang zum Markt verschaffen. 
Vor allem längere Zwischen- aber auch Endberichte aus der empirischen Projektarbeit 
bilden die Basis der Reihe. 
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Abstract 
Die Einführung einer aktivierenden Sozialpolitik ist das zentrale Merkmal der Reform moderner 
Wohlfahrtsstaaten seit den 1990er Jahren. Ein wesentliches Element dieser Politik ist die Imp-
lementierung von Aktivierungsmaßnahmen für erwerbsfähige Hilfeempfänger, die heute in den 
meisten Ländern obligatorischen Charakter haben. Ziel dieser „Aktivierenden Sozialpolitik“ ist 
die Erwerbsintegration möglichst aller erwerbsfähigen Hilfeempfänger und ihre Unabhängig-
keit von Sozialleistungen. Damit verschiebt sich im Spannungsfeld von De- und Rekommodifi-
zierung der Arbeitskraft, durch das wohlfahrtsstaatliche Politiken stets gekennzeichnet sind, 
der Akzent hin zu einer verstärkten Rekommodifizierung. Darüber hinaus soll Aktivierung aber 
auch allgemein zur sozialen Inklusion insbesondere marginalisierter Gruppen beitragen. Bei 
allen weiterhin bestehenden Unterschieden ist dabei eine konvergente Entwicklung europäi-
scher Wohlfahrtsstaaten zu beobachten.  
In deutlicher Diskrepanz zur politischen Bedeutung von Aktivierungsmaßnahmen steht das 
relativ geringe Wissen über ihre Wirkungen. Der vorliegende Bericht will am Beispiel von Groß-
britannien, den Niederlanden, Dänemark und Schweden, die verschiedene wohlfahrtsstaatliche 
Typen repräsentieren, einerseits die Zielrichtung und institutionelle Ausgestaltung von Aktivie-
rungsprogrammen für Sozialhilfeempfänger und Langzeitarbeitslose beleuchten, andererseits 
einen Beitrag dazu leisten, die Forschungslücke hinsichtlich der Teilnahme an Aktivierungs-
maßnahmen und ihrer Effekte auf den Abgang aus Leistungsbezug und den Übergang in Be-
schäftigung oder anderes zu schließen. Als Datenbasis für die Bewertung der Programmeffekte 
dienen 256 Evaluationsstudien aus den betrachteten Ländern. Die Ergebnisse zeigen zunächst, 
dass bereits die Zugänge zu Aktivierungsprogrammen selektiv sind: Personen mit multiplen 
Vermittlungshemmnissen haben geringere Chancen auf die Teilnahme an arbeitsmarktnahen 
Programmen. Der Abgang aus Leistungsbezug und der Übergang in Beschäftigung werden 
durch die Programmteilnahme positiv beeinflusst, jedoch sind die Nettoeffekte überwiegend 
gering. Als besonders wichtig erweist sich ein professionelles und unterstützendes Fallmana-
gement mit intensiver Betreuung der Arbeitsuche. Die stärksten Wiedereingliederungseffekte 
haben alle Formen subventionierter Beschäftigung, vor allem im privaten Sektor. 
Hilfesuchende mit multiplen Vermittlungshemmnissen haben nicht nur geringere Chancen auf 
Zugang zu effektiven Programmen, für sie hat die Teilnahme in Hinblick auf Unabhängigkeit 
von Sozialleistungen bzw. Erwerbsintegration auch geringere Wirkungen als für arbeitsmarkt-
nahe Hilfeempfänger. Untersuchungen der Bewertung von Aktivierungsmaßnahmen durch die 
Teilnehmer zeigen jedoch gerade für diese Gruppen überwiegend deutliche Zustimmung. Selbst 
wenn keine Erwerbsintegration erreicht wird, werden Effekte im Sinne von Erhöhung des 
Selbstvertrauens, Zunahme sozialer Kontakte, Überwindung von Isolation oder Erlernen neuer 
Fähigkeiten ausgewiesen. Aktivierungsmaßnahmen tragen somit dazu bei, soziale Exklusion zu 
verhindern bzw. zu beseitigen und können dabei Erwerbsfähigkeit herstellen oder erhöhen. 
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1 Einleitung 
Die Implementierung einer aktivierenden Sozialpolitik gilt als Paradigma wohlfahrtsstaatlicher 
Reformen seit den 1990er Jahren. Kern dieses Paradigmas ist die Herstellung bzw. Stärkung 
einer expliziten Verknüpfung von Leistungsgewährung und Anforderungen an das Verhalten 
der Hilfeempfänger: Wer bedürftigkeitsgeprüfte Leistungen beantragt und grundsätzlich er-
werbsfähig ist, muss aktiv nach Arbeit suchen und auch Arbeit zu ungünstigen Konditionen 
annehmen1. Dies stellt eine tiefgreifende Veränderung wohlfahrtsstaatlicher Politiken dar, in 
deren Zentrum die Tendenz zur verstärkten Rekommodifizierung der Arbeitskraft steht. Diese 
ist jedoch nicht auf einen Zwangsaspekt zu reduzieren, wie es in Workfare-Konzepten häufig 
der Fall ist. Die Institutionen, die die Leistungen gewähren, überwachen und sanktionieren die 
Bemühungen um Erwerbsintegration nicht nur, sie stellen vielmehr auch Qualifizierungsmaß-
nahmen, Arbeitsgelegenheiten und andere Eingliederungshilfen zur Verfügung („Fordern und 
Fördern“). Darüber hinaus besteht das primäre Ziel der „aktivierenden Sozialpolitik“ zwar darin, 
die Abhängigkeit von Sozialhilfe bzw. von vergleichbaren Leistungen zu beendigen und den 
Übergang in reguläre Beschäftigung oder - insbesondere für Jüngere - in Ausbildung zu unter-
stützen. Darüber hinaus dient „Aktivierung“ aber auch dem weiter gefassten Ziel, Hilfeempfän-
ger (wieder) gesellschaftlich zu integrieren, Passivität zu überwinden und Beschäftigungsfähig-
keit aufzubauen bzw. zu stärken. Flankiert werden Aktivierungsprogramme durch finanzielle 
Anreize wie z. B. die negative Einkommenssteuer in Großbritannien, die auch die Annahme 
gering bezahlter Jobs attraktiv machen sollen. Dingeldey (2007) fasst die Ambivalenz der akti-
vierenden Wohlfahrtspolitiken, in dem sie das Verhältnis der sie konstituierenden Komponen-
ten fokussiert: der Befreiung vom Zwang, die eigene Arbeitskraft zu vermarkten (Dekommodifi-
zierung) steht die (Re-)Kommodifizierung gegenüber, die politisch entweder durch Zwang oder 
durch Befähigung erreicht werden soll. Das Verhältnis dieser Komponenten zueinander konsti-
tuiert spezifische institutionelle Entwicklungspfade von „Aktivierung“, die seit den 1990er Jah-
ren insgesamt durch ein Übergewicht der rekommodifizierenden über die dekommodifizierende 
Komponente gekennzeichnet sind.  
Die politische Bedeutung des „aktivierenden Wohlfahrtsstaates“ und die Interventionen durch 
Aktivierungsmaßnahmen in die individuelle Lebensführung stehen in erheblicher Diskrepanz 
zur Evaluation der Aktivierungsmaßnahmen. Abgesehen von Großbritannien gibt es in den 
europäischen Ländern nur wenige Studien, die Aktivierungsmaßnahmen2 für Wohlfahrtsemp-
fänger in einer Weise evaluieren, dass Programm-Effekte von kausalen Effekten ökonomischer 
Entwicklungen, wie z. B. konjunkturellen Bewegungen, separiert werden können.  
                                               
1  Zur Definition und Abgrenzung der Zielgruppe der erwerbsfähigen Hilfeempfänger vgl. Konle-Seidl 
2008. 
2  Die Begriffe „Maßnahmen“, „Programme“ und „Instrumente“ der Aktivierung werden in der Literatur 
der betrachteten Länder unterschiedlich und auch innerhalb eines Landes uneinheitlich verwendet. 
Wir verwenden die Begriffe „Programm“ und „Maßnahme“ synonym, um übergeordnete Mittel der 
Aktivierung zu bezeichnen und grenzen davon „Aktivierungsinstrumente“ ab, die einzelne Interventi-
onen bezeichnen.  
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Mit dem Projekt „Aktivierung erwerbsfähiger Hilfeempfänger im internationalen Vergleich“ soll 
ein Beitrag zur Schließung dieser Forschungslücke geleistet werden. Drei Leitfragen wurden im 
Rahmen des Gesamtprojektes bearbeitet: 
a) Wie ist die deutsche SGB-II-Reform leistungsrechtlich, organisatorisch und hinsichtlich des 
Aktivierungsprinzips "Fordern und Fördern" im internationalen Kontext einzuordnen?   
(Konle-Seidl 2008) 
b) Wie hat sich die gesetzliche und institutionelle Ausgestaltung von Aktivierungspolitiken in 
Großbritannien, den Niederlanden, Dänemark und Schweden über die Zeit entwickelt? Wel-
che Zielgruppen sollen von Aktivierung erreicht werden? Welche Ziele sind definiert?  
(Sproß/Lang 2008) 
c) Welche Aktivierungsmaßnahmen und -programme wurden in den betrachteten Ländern 
implementiert und welches spezifische Verhältnis von Befähigung und Zwang kommt darin 
zum Ausdruck? Wie ist der Zugang zu den Programmen reguliert und wie wirken sie auf der 
individuellen Ebene? (Fromm/Sproß 2008) 
Im vorliegenden Forschungsbericht c) beschränken wir uns auf die Untersuchung verpflichten-
der Aktivierungsprogramme und ihres institutionellen Kontextes für Sozialhilfeempfänger bzw. 
Langzeitarbeitslose in Großbritannien, den Niederlanden, Dänemark und Schweden. Diese Län-
der stehen für unterschiedliche Typen von Wohlfahrtsstaaten: Dänemark und Schweden stehen 
für verschiedene Varianten des sozialdemokratischen Modells, Großbritannien wird den libera-
len Wohlfahrtsstaaten zugeordnet, und die Niederlande verkörpern eine Mischung konservati-
ver, liberaler und sozialdemokratischer Elemente (Esping-Andersen 1990). 
Wir beschränken uns auf europäische Programme, obwohl die USA gemeinhin als Vorreiter der 
wohlfahrtsstaatlichen Reformen gilt. Dies ist zum einen darin begründet, dass in den USA die 
Norm der Sicherung eines soziokulturellen Existenzminimums nicht existiert und die Zielset-
zung und Durchführung der US-amerikanischen Aktivierungsprogramme deshalb mit den 
Grundprinzipien europäischer Sozialpolitik kollidiert; zum anderen liegen für die USA bereits 
zahlreiche Evaluationsstudien und Metaanalysen vor (siehe Kapitel 2).  
Der vorliegende Forschungsbericht ist wie folgt aufgebaut: Nach der Darstellung von Frage-
stellung, Zielgruppe und Methode (Kapitel 2, 3 und 4) werden systematisch die Aktivierungspo-
litiken und deren Effekte in den einzelnen Ländern erläutert (Kapitel 5). Dabei werden zunächst 
jeweils die gesetzlichen Grundlagen und Institutionen der Aktivierung skizziert3 und danach die 
Aktivierungsmaßnahmen ausführlich beschrieben. Bei der Darlegung der Wirkungen von Akti-
vierungsmaßnahmen wird für jedes Land zunächst kurz die Datenbasis vorgestellt. Es folgt eine 
Betrachtung der Einflüsse auf die Teilnahme an Aktivierungsprogrammen. Anschließend wer-
den Brutto- und Nettoeffekte von Programmen und schließlich Effekte auf Lebenszufrieden-
heit, Beschäftigungsfähigkeit usw. untersucht. Kapitel 6 beinhaltet eine länderübergreifende 
Zusammenfassung der Ergebnisse. 
                                               
3  Für eine ausführliche Darstellung siehe Sproß/Lang 2008. 
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2 Fragestellung 
Der Forschungsbericht verfolgt zwei zentrale Fragestellungen, die sich einerseits auf die insti-
tutionelle Ausgestaltung der Aktivierungsprogramme im Kontext des jeweiligen Wohlfahrts-
staat-Typus, andererseits auf die Programmteilnahme (Selektivität) und die Programmeffekte 
auf individueller Ebene beziehen: 
I) Wie sind Aktivierungsprogramme in den betrachteten Ländern ausgestaltet und welche län-
derspezifischen Konstellationen von Arbeitszwang und Befähigung zur Teilhabe am Arbeits-
markt finden sich in den rekommodifizierenden Politiken (Dingeldey 2007)? Lässt sich eine 
länderübergreifende Entwicklung beobachten oder bleiben institutionelle Entwicklungspfade 
davon unberührt? – Als Zwangselemente können dabei unterschieden werden: die Kürzung von 
Leistungen bzw. der Dauer des Leistungsbezugs, die Verschärfung von Zugangsbedingungen, 
die Einführung von Prüfungen der Arbeitswilligkeit, die Verpflichtung an Arbeitsmaßnahmen 
teilzunehmen oder die Verschärfung des Zwangs zur Arbeitsaufnahme. Befähigende Kompo-
nenten sind einerseits die Verbesserung arbeitsmarktpolitischer Dienstleistungen, andererseits 
Qualifizierungsmaßnahmen (a. a. O.: 193). Dabei ist hervorzuheben, dass beide Ansätze bereits 
in sich ambivalent sind, weil zum einen auch Arbeitspflicht-Maßnahmen vielfach befähigende 
Elemente enthalten und „als Umsetzung des Rechts auf Arbeit verstanden werden (können) 
oder als Arbeitszwang“ (a. a. O.: 193), abhängig davon, ob für den Hilfeempfänger verschiede-
nen Optionen zur Verfügung stehen bzw. qualifizierende Elemente oder sonstige benefits ent-
halten sind (ebenda). Zum anderen enthalten jedoch auch die auf Befähigung gerichteten Poli-
tiken häufig verpflichtende Elemente, sei es eine Teilnahmeverpflichtung oder die Verpflich-
tung zur aktiven Arbeitsuche. Wir erachten daher als wesentlich für die Unterscheidung dieser 
Ansätze einerseits die Intensität des Zwangscharakters, andererseits die Zielrichtung, die im 
Fall des Arbeitszwangs auf unmittelbare Erwerbsintegration gerichtet ist, im Fall der Befähi-
gung dem Individuum größere Autonomie und Zwischenschritte auf dem Weg zu einer Er-
werbsintegration zugesteht.  
II) Aktivierungsprogramme sollen die Teilnehmer dazu befähigen, Unabhängigkeit von sozialen 
Transferleistungen zu erlangen. Vor diesem Hintergrund interessiert nicht nur, welche Effekte 
Aktivierung auf Leistungsbezug und Erwerbsintegration hat, sondern auch ob die Zugangs-
chancen für alle Hilfeempfänger gleich sind und wie die Programme von den Teilnehmern be-
wertet werden: 1) Erhöht die Teilnahme an Aktivierungsprogrammen die Abgänge aus dem 
Leistungsbezug und die Integration in Erwerbstätigkeit? Welche Programme sind effektiv? 
2) Unterscheiden sich die Chancen auf eine Teilnahme an den Programmen nach soziodemo-
grafischen und erwerbsbiografischen Merkmalen und wie beeinflussen diese Merkmale die 
Wirksamkeit der Programme? 3) Tragen Aktivierungsprogramme zur Überwindung sozialer Aus-
grenzung bei? – Im Einzelnen sollen die folgenden Fragestellungen beantwortet werden: 
• Welche Aktivierungsprogramme existieren in den von uns betrachteten Ländern? Wie sind 
diese Programme organisiert? Welche Zielgruppen werden angesprochen? Welche Zielset-
zungen sind definiert? 
• Durch welche länderspezifischen Mischungsverhältnisse von Befähigung und Zwang sind 
die Aktivierungspolitiken der betrachteten Länder gekennzeichnet? Lässt sich dabei eine 
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Konvergenz zu einem Modell erkennen oder bestehen weiterhin länderspezifische instituti-
onelle Entwicklungspfade? 
• Durch welche Merkmale sind die Teilnehmer an Aktivierungsprogrammen gekennzeichnet 
und unterscheidet sich die Verteilung von derjenigen aller registrierten Hilfeempfänger? 
• Welche Merkmale von Hilfeempfängern beeinflussen ihre Chancen auf Teilnahme an Akti-
vierungsprogrammen insgesamt? Durch welche Merkmale wird die Teilnahme an spezifi-
schen Programmen (z. B. subventionierte Beschäftigung vs. gemeinnützige, kommunale Ar-
beit) beeinflusst? 
• Welche Effekte auf den Abgang aus Leistungsbezug hat die Teilnahme an Aktivierungspro-
grammen? Welche Programmtypen haben stärkere bzw. schwächere Effekte? 
• Welche Effekte auf den Übergang in Beschäftigung, Ausbildung, andere Leistungssysteme 
oder andere Aktivierungsprogramme hat die Teilnahme an Aktivierungsprogrammen? Wie 
unterscheiden sich die verschiedenen Programmtypen hinsichtlich dieser Effekte? 
• Welche Erkenntnisse gibt es über Abgänge in unbekannte Zustände? 
• Welche Merkmale bzw. Merkmalskombinationen der Teilnehmer beeinflussen die Chancen 
auf Abgang in Leistungsbezug bzw. auf Übergang in Beschäftigung oder Ausbildung? 
• Welche Erkenntnisse gibt es über die Wirkung von Aktivierungsprogrammen auf die Verhin-
derung oder Beendigung sozialer Ausgrenzung? 
• Tragen Aktivierungsprogramme zur Herstellung bzw. Steigerung von Beschäftigungsfähig-
keit bei? 
• Welche länderübergreifenden oder auch länderspezifischen Tendenzen lassen sich im Hin-
blick auf diese Fragen feststellen? 
Wir beschränken uns bei der Bearbeitung dieser Fragen auf europäische Länder. Anders als in 
den USA bestehen bei dieser Thematik hier noch große Forschungslücken; eine Länder verglei-
chende systematische Übersicht der bisherigen Ergebnisse liegt noch nicht vor. Die Ergebnisse 
der amerikanischen Evaluationsforschung sind zudem auf europäische Verhältnisse nur sehr 
begrenzt übertragbar, da sich bereits Zielsetzung und Zielgruppe der Aktivierungspolitik dort 
grundlegend von den Politiken der europäischen Länder unterscheiden: Die Sicherung eines 
soziokulturellen Existenzminimums ist nicht das Ziel des amerikanischen Wohlfahrtspro-
gramms TANF (Temporary Assistance for Needy Families) bzw. seines Vorgängerprogramms 
ADFC (Aid to Families with Dependent Children). Schon die Bezeichnungen dieser Programme 
lassen erkennen, dass als Zielgruppe ausschließlich Haushalte mit Kindern definiert sind. Tat-
sächlich sind etwa 90 % der Teilnehmer allein erziehende Frauen (Blank 2002). 
3 Abgrenzung der Zielgruppe 
Damit Folgerungen für die politische Gestaltung von Aktivierungsmaßnahmen in Deutschland 
möglich sind, beschränken wir uns bei der Bearbeitung dieser Fragen auf Programme, die hin-
sichtlich ihrer Zielgruppe und ihres Verbindlichkeitsgrades mit denen des SGBII vergleichbar 
sind. Folgende Kriterien müssen erfüllt sein:  
• Es handelt sich um Programme für Personen, die bedürftigkeitsgeprüfte Sozialleistungen 
erhalten („means-tested benefits“). 
IAB-Forschungsbericht 1/2008 14 
• Die Zielgruppe der Aktivierungsprogramme ist grundsätzlich erwerbsfähig und steht dem 
Arbeitsmarkt somit prinzipiell zur Verfügung (auch wenn hohe, individuelle Vermittlungs-
hemmnisse vorhanden sind). 
• Die Zielgruppe ist bereits längerfristig (über die Bezugsdauer von Versicherungsleistungen 
hinaus) als arbeitslos registriert oder hat keinen Anspruch auf Versicherungsleistungen er-
worben bzw. diesen verloren.  
• Die Aktivierungsprogramme haben verpflichtenden Charakter. 
Wegen der Variabilität der Aktivierungspolitiken und der oftmals unscharfen Abgrenzung zur 
aktiven Arbeitsmarktpolitik (ALMP) ist es schwierig, diese Kriterien empirisch so zu füllen, dass 
Personengruppen identifiziert werden können, die der SGB-II-Zielgruppe gleichen. Für die Aus-
wahl der Zielgruppen von Aktivierungsprogrammen orientierten wir uns deshalb in einem ers-
ten Schritt an den Zielgruppendefinitionen der von uns betrachteten Länder: An welche Perso-
nengruppen richten sich Aktivierungsprogramme für erwerbsfähige Hilfeempfänger? Im zwei-
ten Schritt wählten wir daraus diejenigen Gruppen aus, die mit der SGB-II-Zielgruppe ver-
gleichbar sind. Dabei muss berücksichtigt werden, dass insbesondere durch das Abgrenzungs-
kriterium „verpflichtender Charakter der Maßnahme“ bestimmte Zielgruppen systematisch 
ausgeschlossen werden. Insbesondere gilt dies für Alleinerziehende: In Großbritannien müssen 
Alleinerziehende dem Arbeitsmarkt erst dann zur Verfügung stehen, wenn das jüngste Kind 16 
Jahre alt ist. Es gibt für sie deshalb bis jetzt keine verpflichtende Teilnahme am landesweit 
implementierten Aktivierungsprogramm „New Deal“. Andererseits gibt es ein freiwilliges New 
Deal-Programm für Alleinerziehende (New Deal for Lone Parents), das in unserer Analyse je-
doch keine Berücksichtigung findet. Der Ausschluss derartiger freiwilliger Programme ist des-
halb geboten, weil davon auszugehen ist, dass sich die Teilnehmer systematisch von der Ge-
samtheit der Leistungsempfänger unterscheiden (z. B. durch höhere Erwerbsmotivation oder 
bessere Ressourcenausstattung). Neben freiwilligen Programmen bleiben auch Programme für 
Erwerbsunfähige sowie solche, die für spezielle Zielgruppen konzipiert sind – vor allem für 
Immigranten, Vorbestrafte oder Drogenabhängige4 – unberücksichtigt.  
Bezogen auf die betrachteten Länder beschränken wir uns auf folgende Programme bzw. Ziel-
gruppen: 
• Dänemark, Schweden und die Niederlande: kommunale Programme für Sozialhilfeempfän-
ger, 
• Großbritannien: New Deal for Young People, New Deal 25+ für Bezieher von Jobseeker’s 
Allowance (JSA). 
Die Einschränkung auf kommunale Aktivierungsprogramme in Dänemark, den Niederlanden 
und Schweden ist deshalb sinnvoll, weil hier die Deckung mit der Zielgruppe des SGB II besteht 
(siehe die Abschnitte über die einzelnen Länder). Dabei entsteht das Problem, dass versicherte 
Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger häufig am selben Programm teilnehmen und die Ergeb-
nisse für diese Zielgruppen nicht immer getrennt ausgewiesen wurden.  
                                               
4  Nehmen allerdings Immigranten an allgemeinen Programmen teil, so wird - sofern erhoben - der 
Migrantenstatus als Einflussgröße auf Maßnahmenzugang und -abgang betrachtet. 
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4 Methode 
Effekte von Aktivierungsprogrammen auf die individuelle Erwerbsintegration können grund-
sätzlich durch eine Analyse auf Mikroebene (Teilnehmerdaten) oder durch eine Re-Analyse der 
vorliegenden Evaluationsstudien gemessen werden. Wir entschieden uns für den Ansatz der 
Re-Analyse, da Mikrodaten für die Teilnehmer an Aktivierungsprogrammen nur in begrenztem 
Umfang vorliegen bzw. nicht verfügbar sind. 
Zur Einschätzung der Teilnehmerstruktur und der Wirkungsweise verpflichtender Aktivierungs-
programme wurde die Methode des systematischen Reviews vorliegender Studien eingesetzt. 
Wesentliches Kriterium dieser Methode5 ist eine standardisierte Vorgehensweise bei der Aus-
wahl und Auswertung der Studien: Kriterien für Aufnahme und Ausschluss der Studien, Such-
strategie, Entscheidungsregeln bei Unsicherheiten und interessierende Variablen müssen exakt 
definiert werden, die Auswertung erfolgt anhand eines Codierbogens. Weiterhin wird eine Voll-
erhebung der relevanten Studien angestrebt, um eventuelle Verzerrungen zu vermeiden. So ist 
anzunehmen, dass Studien, die erfolgreiche Programme evaluieren, häufiger in wissenschaftli-
chen Zeitschriften veröffentlicht werden als solche, die erfolglose Programme evaluieren. Die 
Evaluationsstudien liefern mehrere Arten von Informationen: 
• Beschreibungen der Programme 
• Deskriptive Daten zu den Merkmalen der Teilnehmer an Aktivierungsprogrammen sowie zu 
den Abgängen aus Leistungsbezug und Übergängen in andere Zustände 
• Regressionsschätzungen zu (a) den Einflüssen von Teilnehmermerkmalen auf die Teilnah-
men an Aktivierungsmaßnahmen, (b) den Einflüssen verschiedener Programmtypen und 
Teilnehmermerkmale auf den Abgang aus Sozialhilfe und die Übergänge in andere Zustän-
de, vor allem in Beschäftigung 
• Deskriptive Daten und Regressionsschätzungen zu sonstigen Fragen wie dem Ausmaß so-
zialer Aktivitäten oder zur Zufriedenheit der Teilnehmer. 
Eine statistische Metaanalyse lässt sich auf Basis der vorliegenden Evaluationsstudien nicht 
durchführen, da zu wenige Studien vorliegen, die Kontrollgruppen enthalten bzw. die gemesse-
nen Größen nicht vergleichbar sind oder nicht ineinander überführt werden können. Die bisher 
vorliegenden Metaanalysen zu unserer Fragestellung betrachten fast ausschließlich US-ameri-
kanische Programme. Smedslund et al. (2006) haben eine Metaanalyse von „Workfare“-Pro-
grammen ohne Länderrestriktion durchgeführt. Von den 102 Studien, die sie dokumentieren, 
wurden fast alle in den USA durchgeführt, lediglich zwei in Kanada. Die Autoren bestätigen 
unsere Erkenntnis, dass bis jetzt kaum geeignete Studien zur Evaluierung europäischer Pro-
gramme vorliegen.  
Die Beschränkung auf amerikanische Programme ist in der besseren Datenlage dort begründet, 
die wiederum mit einem anderen institutionellen Setting zusammenhängt. Insbesondere wird 
in den US-amerikanischen Studien häufig ein echtes experimentelles Design eingesetzt. Da die 
                                               
5  Wir orientieren uns hier an den Richtlinien für „Campbell Systematic Reviews“   
(http://www.campbellcollaboration.org/). 
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Teilnahme an Aktivierungsprogrammen in einigen europäischen Ländern für die gesamte von 
uns definierte Zielgruppe verpflichtend ist, kann alleine deshalb schon kein Vergleich von Teil-
nehmern und Nichtteilnehmern durchgeführt werden bzw. ist nur für die Einführungsphase des 
Programms möglich. Zudem ist die Datenlage zu Programmen für erwerbsfähige Hilfeempfän-
ger in den europäischen Ländern sehr lückenhaft. 
Zusätzlich zu den Evaluationsstudien wurden, soweit vorhanden, amtliche Statistiken zur Par-
tizipation an und zum Abgang aus Aktivierungsprogrammen verwendet. 
4.1 Anforderungen an die Daten und Datenlage 
Die Zugangschancen zu und die Effekte von Aktivierungsprogrammen können mit unterschied-
lichen Ansätzen gemessen werden: Als Brutto-Effektivitätsmessung wird die Erfassung der Ab-
gänger aus Aktivierungsprogrammen bezeichnet: Wie groß ist der Anteil der Teilnehmer, der 
nach dem Programm nicht länger Leistungen bezieht? Mit diesem Ansatz lassen sich jedoch 
keine Aussagen über die Wirksamkeit der Programme machen, da nicht unterschieden werden 
kann, ob tatsächlich die Teilnahme an Programmen oder aber andere Faktoren für den Abgang 
aus dem Leistungsbezug ursächlich sind. Es bleibt unklar, wie groß der Anteil der Abgänger 
ohne Programmteilnahme gewesen wäre. 
Um Aussagen über die Wirksamkeit von Programmen machen zu können, ist deshalb die Be-
trachtung von Netto-Effekten erforderlich. Dazu werden Teilnehmer und Nicht-Teilnehmer 
bzw. verschiedene Gruppen von Teilnehmern miteinander verglichen, wobei für Drittvariablen 
wie soziodemografische, erwerbsbiografische oder Merkmale des ökonomischen und institutio-
nellen Kontexts kontrolliert werden muss. Damit soll erreicht werden, dass sich die betrachte-
ten Gruppen nur im Hinblick auf die betrachtete unabhängige Variable – die Teilnahme an 
einem Aktivierungsprogramm – unterscheiden, während die Wirkung aller Variablen, die den 
Programmeffekt verzerren könnten, ausgeschaltet wird. Die Drittvariablenkontrolle kann durch 
verschiedene Erhebungsdesigns bzw. Analysetechniken erreicht werden, vor allem durch expe-
rimentelles bzw. quasi-experimentelles Design, spezifische Matching-Verfahren und multivari-
ate statistische Verfahren wie beispielsweise logistische Regressionsanalysen. Je nach Datenla-
ge sind verschiedene Vergleiche möglich: 
a) Vergleich von Teilnehmern mit Nicht-Teilnehmern 
Dazu muss die institutionelle Struktur von Aktivierung so aufgebaut sein, dass Nicht-Teilnah-
me trotz Leistungsbezug überhaupt möglich ist. In den von uns betrachteten Ländern ist dies 
vor allem in Schweden der Fall, denn die Kommunen sind nicht verpflichtet, Aktivierungspro-
gramme aufzulegen. In den anderen Ländern wie in Großbritannien ist dieser Vergleich aus-
schließlich für die Anfangsphase der Implementierung der New Deal Programme möglich. 
b) Vergleich der Teilnehmer verschiedener Programme 
Der Vergleich der Teilnehmer an verschiedenen Programmen ermöglicht Aussagen über unglei-
che Zugangschancen zu bestimmten Programmtypen sowie über ihre relative Wirksamkeit. 
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c) Vergleich verschiedener Teilnehmergruppen an einem Programm 
Ohne Aussagen über die Wirksamkeit von Programmen im Vergleich zu einer Entwicklung ohne 
Programmteilnahme machen zu können, geben diese Vergleiche Aufschluss darüber, welche 
Eigenschaften den Programmerfolg positiv oder negativ beeinflussen. 
Die Evaluation von Aktivierungsprogrammen für erwerbsfähige Hilfeempfänger befindet sich in 
Europa – anders als in den USA – teilweise noch in einem Anfangsstadium. Administrative 
Datensätze sind im Aufbau und nur teilweise befüllt. Das Studiendesign der Evaluationsstudien 
aus den Niederlanden, Dänemark und Schweden beinhaltet nur in den seltensten Fällen eine 
Drittvariablenkontrolle, so dass die wenigen quantitativen Ergebnisse häufig nicht statistisch 
signifikant sind bzw. statistische Angaben (Standardfehler, Stichprobenumfang usw.) fehlen. 
Hinzu kommt, dass unterschiedliche Ergebnisvariablen erfasst werden: Gemessen werden zum 
Beispiel Abgänge in Prozent, aber auch die Dauer von Spells, der Effekt auf erzieltes Einkom-
men, die Wahrscheinlichkeit, nach dem Programm arbeitslos zu sein, und viele andere. Häufig 
werden diese Effekte zudem zu unterschiedlichen Zeitpunkten gemessen, etwa 4 oder 6 Mona-
te nach Ende des Programms usw. Es werden nur selten Teilnehmer mit Nicht-Teilnehmern 
verglichen, häufiger verschiedene Treatments und verschiedene Teilnehmergruppen. Da quanti-
tative Ergebnisse vielfach in Form von Regressionskoeffizienten berichtet werden, kommt das 
Problem der mangelnden Vergleichbarkeit hinzu, da die Koeffizienten abhängig von den sonsti-
gen im jeweiligen Modell vorhandenen Variablen sind; es ist deshalb nicht sinnvoll, eine 
Spannbreite der Effekte über verschiedene Studien anzugeben. Viele Studien enthalten darüber 
hinaus lediglich eine Beschreibung der Programme und der Teilnehmer, jedoch keine Angaben 
über Ergebnisse. 
Dennoch lässt sich aus diesen fragmentarischen Informationen ein Bild zusammensetzen, das 
einen ersten Überblick über die Programme, Teilnehmer und Effekte der Aktivierung von Wohl-
fahrtsempfängern im Kontext der europäischen Wohlfahrtstaaten gibt. 
Tabelle 1 
Übersicht über die erfassten und verwendeten Studien 
 UK NL DK SE gesamt 
Zahl der erfassten Studien 195 212 153 177 737 
Zahl der für die Fragestellung relevanten 
Studien 110 60 50 36 256 
Zahl der Studien mit empirischen Ergebnissen 
zu Programmwirkungen 58 26 37 15 136 
Studien, die Informationen zu Nettoeffekten 
von Programmen enthalten 16 7 8 5 36 
 
Insgesamt wurden 737 Studien aus den von uns berücksichtigten Ländern gesichtet (Tabelle 1). 
256 erwiesen sich als für die Fragestellungen des Projekts relevant, das heißt sie enthielten 
entweder Darstellungen von Programmen und Teilnehmern und/oder von Programmeffekten 
oder aber Literaturreviews. 136 enthielten quantitative und/oder qualitative Ergebnisse. In den 
Länderkapiteln werden nicht alle diese Studien dokumentiert, da viele nur wenige Teilnehmer 
hatten und zudem die Programmdurchführung, die Zielgruppen und die Kontextbedingungen 
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so heterogen waren, dass eine Verallgemeinerung der Ergebnisse nicht möglich war. 36 Stu-
dien enthalten Informationen zu Nettoeffekten von Aktivierungsprogrammen. 
Bei der ganz überwiegenden Mehrheit der Studien (85 %) handelte es sich um Forschungsbe-
richte, die entweder von dem jeweiligen Forschungsinstitut selbst oder von der beauftragenden 
Organisation herausgegeben wurden, 8 % der Texte waren Zeitschriftenbeiträge. Monografien, 
Konferenzbeiträge und unveröffentlichte Manuskripte bildeten nur einen kleinen Teil des Text-
korpus (Tabelle 2). 
Tabelle 2 
Art der verwendeten Texte 
 Land Gesamt 
  UK DK SE NL  
 Monographie 0 6 4 1 11 
  Wissenschaftlicher Zeitschriftenbeitrag 14 3 1 3 21 
  Forschungsbericht 94 40 30 56 219 
  Konferenzbeitrag 1 0 0 0 1 
  unveröffentlichtes Manuskript 1 1 1 0 3 
Gesamt 110 50 36 60 256 
 
Die von uns ausgewerteten Studien decken einen Beobachtungszeitrum von 1990 bis 2006 ab6. 
25 % aller Studien erfassen einen Beobachtungszeitraum, der nach 2002 endet. Die größte 
zeitliche Varianz weisen dabei die schwedischen Studien auf.  
Abbildung 1 
Verwendete Studien – Übersicht über den Beobachtungszeitraum 
Beginn Beobachtungszeitraum
Ende Beobachtungszeitraum
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6  Abbildung 1 dokumentiert diejenigen Studien, die empirische Ergebnisse enthalten und explizit in 
diesem Forschungsbericht genannt werden. 
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Die Evaluationsstudien haben dabei zum Teil Programme zum Gegenstand, die heute nicht 
mehr existieren. Manche dieser Programme wurden von anderen Regelungen abgelöst oder 
gingen in breiter gefasste Programme auf (z. B. der „Banenpool“ in den Niederlanden, dessen 
Inhalte über mehrere Schritte in das WWB integriert wurden), andere wurden eingestellt. Für 
die von uns behandelten Fragen nach Programmzugang und -effekten ist dies jedoch ohne 
Bedeutung. 
4.2 Arbeitsschritte 
4.2.1 Suchstrategie und Kriterien für die Aufnahme 
Die Methode des systematischen Reviews strebt eine Vollerhebung aller relevanten Evaluati-
onsstudien an. Ob sich dieses Ziel vollständig realisieren ließ, kann nur abgeschätzt werden, da 
keine Auswahlgesamtheit vorliegt. Mit einer systematischen und umfassenden Recherche, die 
nicht nur die Auswertung von Datenbanken, Bibliothekskatalogen und Literaturverzeichnissen 
umfasste, sondern auch die gezielte Suche und Nachfrage bei einschlägigen Forschungsinstitu-
tionen, Organen der Arbeitsverwaltung und einzelnen Forschern, lässt sich jedoch eine „theore-
tische Sättigung“ im Sinne der Grounded Theory (Glaser/Strauss 1967) erreichen. Das Risiko, 
dass systematisch Studien unberücksichtigt bleiben, die zu einem anderen Auswertungsergeb-
nis führen würden, kann als sehr gering eingeschätzt werden.  
Um zu entscheiden, ob eine Studie in die standardisierte Sekundärauswertung aufgenommen 
werden soll, verwendeten wir ein Ablaufschema (Abbildung 2). Die Codierer stellten im ersten 
Schritt fest, ob die Kriterien „relevante Zielgruppe“7 und „verpflichtendes Programm“ erfüllt 
waren. War mindestens eines der Kriterien nicht gegeben, so wurde die Studie nicht codiert. 
Sie wurde aber - mit einem entsprechenden Vermerk - in eine Liste aller erfassten Studien 
eingetragen. Damit wurde sichergestellt, dass keine Informationen über Studien verloren gehen 
und dass wir einen größtmöglichen Überblick über die vorhandene Forschungsliteratur haben.  
Waren beide Kriterien erfüllt, wurde die Studie codiert: Handelte es sich um eine empirische 
Studie, so musste der gesamte Codierbogen ausgefüllt werden. Bei nicht empirischen Studien 
(Literaturreviews, Programmbeschreibungen etc.) wurden wenigstens Angaben zur Studie und 
zu ihren Inhalten erfasst.  
                                               
7  Da in den Niederlanden, Dänemark und Schweden vielfach versicherte Arbeitslose und Sozialhilfe-
empfänger am selben Programm teilnehmen, haben wir Evaluationsstudien für diese Programme nur 
dann aufgenommen, wenn die Ergebnisse für beide Gruppen getrennt ausgewiesen wurden. 
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4.2.2 Codierung und Aufbau von Datensätzen 
Um die interessierenden Informationen in systematischer Weise zu erheben, wurde ein Code-
plan entwickelt, der die entsprechenden Variablen bzw. deren Ausprägungen enthält. Mit die-
sem Codeplan wurde jede relevante Studie systematisch in Hinblick auf die uns interessieren-
den Variablen gesichtet (siehe Anhang) und deren Ausprägungen in den Codierbogen eingetra-
gen. Zur Sicherung der Validität wurden die Codierer intensiv geschult und die Qualität ihrer 
Arbeit in gemeinsamen Codier-Sessions überprüft. Die Inhalte der Codierbögen wurden in eine 
Access-Datenbank übertragen, aus der für eine Statistik der Studien ein SPSS-Datensatz gene-
riert wurde. 
4.3 Variablen und Auswertung 
Als abhängige Variablen sind der Abgang aus Leistungsbezug und der Übergang in andere Zu-
stände (unbekannt, Beschäftigung, Ausbildung, andere Leistungssysteme, andere Aktivierungs-
programme) sowie Variablen, die die Programmzufriedenheit und die Effekte auf soziale Inklu-
sion beschreiben sollen, definiert: 
• Abgänge aus passivem Leistungsbezug: Auch Übergänge in andere Aktivierungsprogramme 
werden als Abgänge gezählt. 
• Variablen, die die Übergänge in andere Zustände abbilden: 
o Abgänge in unbekannten Status: Beendigung des Leistungsbezugs, ohne dass der 
Grund dafür bekannt ist.  
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o Abgänge in Beschäftigung: alle Formen abhängiger Beschäftigung und Selbständig-
keit; subventioniert/nicht subventioniert8; befristet/unbefristet; geringfügige Be-
schäftigung. 
o Abgänge in Ausbildung: alle Qualifikationsmaßnahmen, die mit Lehre, Studium, 
Fachschulausbildung vergleichbar sind; es muss eindeutig sein, dass es sich um eine 
Ausbildung (vs. Weiterbildung oder Beschäftigung) handelt. 
o Abgänge in andere Leistungssysteme: alle Formen von Altersrente, Erwerbsunfähig-
keitsrente, Leistungen für Kranke, bedingungslose Sozialhilfe usw. 
o Abgänge in andere Aktivierungsprogramme: alle – verpflichtenden und nicht ver-
pflichtenden – Beschäftigungsprogramme (vgl. Ein-Euro-Jobs), Trainingsmaßnah-
men, Unterstützung bei der Arbeitsuche.  
• Indikatoren für qualitative Programmeffekte: Zufriedenheit, persönliche Beschäftigungsfä-
higkeit (Selbsteinschätzung), Veränderungen der Lebenssituation durch Programmteilnahme 
über erwerbsbezogene Veränderungen hinaus. 
Bei den unabhängigen Variablen wird in der Literatur unterschieden zwischen den interessie-
renden Treatmentvariablen, die die Programme abbilden, und sonstigen unabhängigen Variab-
len, von denen vermutet werden kann, dass sie auf den Zusammenhang von Treatment und 
Effektgröße einwirken:  
• „Substanzielle“ Variablen beschreiben die Untersuchungsgruppen, die Art der Intervention, 
die Rahmenbedingungen und Messinstrumente;  
• „Verzerrende“ Variablen dokumentieren Studiendesign, Forschungsmethode oder institutio-
nelle Rahmenbedingungen;  
• In „extrinsischen“ Variablen werden allgemeine Informationen über die Studien abgelegt 
(vgl. Lipsey 1994; Rustenbach 2003). 
Bezogen auf die Metaanalyse von Evaluationsstudien amerikanischer Workfare-Programme 
unterscheiden Ashworth et al. (2004) sowie Greenberg/Cebulla/Bouchet (2005) Merkmale der 
Programme, Merkmale der Programmteilnehmer und Merkmale des sozioökonomischen Kon-
textes (für jedes Jahr der Evaluation). In der vorliegenden Studie werden folgende unabhängi-
gen Variablen betrachtet: 
• Die Treatmentvariable mit den Ausprägungen: „subventionierte Beschäftigung im öffentli-
chen Sektor“, „subventionierte Beschäftigung im privaten Sektor“, „Arbeitsgelegenheit“, 
„verpflichtendes Trainingsprogramm“, „Job Search Assistance“, „soziale Aktivierung“, 
„Mischformen“. Zusätzlich wurden Informationen über das Treatment erfasst: Bezeichnung 
und Zielgruppe des Programms; Inhalte; Umfang von Treatment- und Kontrollgruppen; 
Zeitraum, in dem das Programm durchgeführt wurde und Dauer des Programms; Programm 
speziell für Jugendliche/junge Erwachsene; geschlechtsspezifische Programme; Abbrecher-
quote. 
                                               
8  Subventionierte Beschäftigung wird im Rahmen einiger Programme als Aktivierungsmaßnahme vor-
gesehen; in anderen Programmen wird sie als Ergebnis von Aktivierung gemessen. 
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• Zur Analyse der relativen Chancen bestimmter Gruppen von Leistungsbeziehern auf die 
Teilnahme an Aktivierungsprogrammen sowie der relativen Effekte von Aktivierungspro-
grammen für unterschiedliche Teilnehmergruppen werden soziodemografische (Geschlecht, 
Alter, Haushaltstyp, Ethnizität, Bildung) und erwerbsbiografische Variablen (Erwerbserfah-
rung, Dauer des Leistungsbezuges) betrachtet. 
• Variablen zur Erfassung der Studien und zum Studiendesign: Land, in dem die Studie durch-
geführt wurde; bibliographische Angaben; Art der Publikation (Monographie, Forschungsbe-
richt usw.); Evaluationsmethode der Studie (Kontrollgruppen mit experimentellem Design, 
Kontrollgruppen mittels ökonometrischem Matching, keine Kontrollgruppe etc.); Zahl der 
Observationen; Aufnahme in den Analyse-Datensatz und ggf. Grund der Ablehnung; Daten-
typ, mit dem die Studie durchgeführt wurde (Survey oder administrative Daten). 
Auf eine Erfassung der Variablen zur Beschreibung der institutionellen und sozioökonomischen 
Rahmenbedingungen der Studie (jeweils für den Zeitraum der Maßnahme) wurde verzichtet, 




Der britische Ansatz zur Aktivierung erwerbsfähiger Hilfeempfänger ist in das Konzept des 
„Dritten Weges“ (Giddens 1998) eingebettet, das einen neuen Zusammenhang von Wirtschaft, 
Staat und Zivilgesellschaft zwischen keynesianischem Interventionismus und Neoliberalismus 
zu etablieren suchte. Das grundlegende Prinzip der Verbindung von individuellen Rechten und 
Pflichten fand insbesondere in umfassenden wohlfahrtsstaatlichen Reformen seinen Ausdruck: 
Unter dem Motto „Welfare-to-Work“ wurde eine grundlegende Umorientierung von passiver 
Leistungsgewährung auf aktive gesellschaftliche Teilnahme durch Arbeit vorgenommen. Umge-
setzt werden diese Konzepte durch die landesweite Implementation der Programme des „New 
Deal“, die – mit unterschiedlichem Verpflichtungsgrad – verschiedene Zielgruppen fokussieren. 
Wir beschränken uns bei der Darstellung dieser Programme und ihrer Wirkungen auf den New 
Deal for Young People (NDYP) und den New Deal for the Long-Term Unemployed (NDLTU bzw. 
ND 25+); die Teilnahme an beiden Programmen ist nach einer bestimmten Dauer des Bezugs 
von Arbeitslosengeld verpflichtend. Beide Programme sind durch eine modulare Struktur ge-
kennzeichnet: Auf eine Eingangsphase, deren Gegenstand die Klärung individueller Beschäfti-
gungshemmnisse bzw. die intensive Unterstützung und Überwachung der Arbeitsuche sind, 
folgen verschiedene Aktivierungsprogramme, die Arbeitsgelegenheiten, Ausbildungsmöglichkei-
ten und subventionierte Beschäftigung umfassen. Bleiben die Bemühungen um Arbeit auch 
dann erfolglos, schließt sich eine erneute Phase der Klärung bzw. intensiver Betreuung der 
Arbeitsuche an. 
Beide Programme werden umfassend evaluiert, so dass für unsere Auswertung eine Vielzahl 
von Studien verfügbar war. Im Vordergrund der Programmevaluation stehen die relativen Ef-
fekte der verschiedenen Programmelemente; auch die qualitative Erforschung der Erfahrungen 
der Programmteilnehmer spielt eine wichtige Rolle. 
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5.1.2 Gesetzliche Grundlagen9 
Im Zuge ihrer Strategie des „Dritten Weges“ hat die Blair-Regierung im März 1998 ein Papier 
zur Wohlfahrtsreform veröffentlicht (Department of Social Security 1997) in dem Arbeit als 
das zentrale Prinzip des neuen britischen Wohlfahrtsstaates angeführt wird. Ziel ist die Umset-
zung des 1997 konzipierten “Welfare-to-Work“ Programms. Menschen im arbeitsfähigen Alter 
sollen zur Arbeit ermutigt werden, wenn sie dazu in der Lage sind. Der größte Teil der öffentli-
chen Ausgaben entfiel auf die New Deal Programme. Diese wurden für fünf verschiedene 
Gruppen eingeführt: junge Arbeitslose, Langzeitarbeitslose, Alleinerziehende, Behinderte oder 
Kranke und Lebenspartner der Arbeitslosen (Judge 2001). 
Die beiden ersten Programme, der New Deal for Young People (NDYP) und der New Deal for 
Long-Term Unemployed People (NDLTU oder ND 25+)10, haben die meiste Aufmerksamkeit 
erfahren. Nach einer bestimmten Dauer des Bezugs von Jobseeker’s Allowance (JSA) ist die 
Teilnahme an beiden Programmen verpflichtend11. Eine Sonderform der Aktivierung von Lang-
zeitarbeitslosen stellen die Beschäftigungszonen (Employment Zones) dar, welche in 15 Bezir-
ken mit besonders hoher Langzeitarbeitslosigkeit eingeführt wurden, um den speziellen Prob-
lemen vor Ort besser gerecht zu werden. Auch hier ist die Teilnahme für bestimmte Personen-
gruppen verpflichtend. 
Der NDYP und der ND 25+ wurden 1998 eingeführt, wobei der ND 25+ in den Jahren 2000 und 
2001 weiterentwickelt wurde. 
5.1.3 Institutionen12 
Seit 1999 wurden in Großbritannien erhebliche Veränderungen in den Regierungs- und Steue-
rungsorganen vorgenommen. Die wichtigsten Ministerien wurden umstrukturiert, regionale 
Regierungsstellen und Agenturen eingerichtet und Befugnisse an Wales, Schottland und Nord-
irland übertragen. 
Im Jahr 2001 wurde das Ministerium für Ausbildung und Beschäftigung (Department of Educa-
tion and Employment) und das Sozialministerium (Department for Social Security) reorganisiert 
und in zwei neue Ministerien überführt: das Ministerium für Arbeit und Rente (Department for 
Work and Pensions) und das Ministerium für Ausbildung und Fähigkeiten (Department for Edu-
                                               
9  Die gesetzliche Grundlage für die Einführung von Beschäftigungs- und Ausbildungsprogrammen 
bildet das Gesetz zu Beschäftigung und Training (Employment and Training Act) aus dem Jahr 1973. 
Dort ist geregelt, dass der Beschäftigungsminister nach eigenem Ermessen Beschäftigungs- und Aus-
bildungsprogramme einrichten, finanzieren und verwalten kann. 
10 Eine Übersicht der Gesetze und Regelungen findet sich unter   
http://www.dwp.gov.uk/publications/dwp/dmg/consolid/vol03.pdf in Kapitel 14. 
11  Die Einzelheiten für die JSA sind im Gesetz zur Beschäftigungssuche (Jobseeker’s Act) aus dem Jahr 
1995 und der entsprechenden Anordnung (Jobseeker’s Allowance Regulations) aus dem Jahr 1996 ge-
regelt.  
12  Weitere Informationen siehe Sproß/Lang (2008). 
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cation and Skills13). Das Arbeitsministerium ist seitdem die hauptverantwortliche Institution für 
Beschäftigungs- und Wohlfahrtspolitik und eines der wenigen Ministerien, dessen Zuständig-
keitsbereich sich über England, Schottland und Wales erstreckt. 
Zusätzlich zur Übertragung von Befugnissen an Schottland, Wales und Nordirland wurden 
auch in England Befugnisse an die neun Regionalbereiche abgegeben. Seit 1994 wurden die 
zentralen Ministerien regional durch Government Offices (GO) vertreten. Im Jahr 1998 wurden 
regionale Entwicklungsagenturen (Regional Development Agencies) eingerichtet, um die wirt-
schaftliche Entwicklung in den Regionen zu koordinieren. Auf lokaler Ebene gibt es eine Fülle 
an Netzwerken, die die Beschäftigungspolitik vor Ort umsetzen sollen. 
Vor der Einführung des „Jobcentre Plus“ im April 2001 wurde das Wohlfahrts- und Leistungs-
system durch verschiedene Organisationen verwaltet. Damals waren lokale Arbeitsvermittlun-
gen (Job Centres) ausschließlich für die Arbeitsuchenden zuständig, während das Sozialamt 
(Social Security Office oder Benefits Agency) für alle anderen Leistungsempfänger verantwort-
lich war. Aus beiden Organisationen wurde dann das „Jobcentre Plus“ als landesweit agierende 
Organisation gebildet (ECOTEC 2004), das für die Auszahlung von Sozialleistungen und den 
Schutz des Leistungssystems vor Missbrauch verantwortlich ist14. 
5.1.4 Aktivierungsmaßnahmen 
Zielgruppen des NDYP und des ND 25+ 
Teilnahmeberechtigt am NDYP sind Personen zwischen 18 und 24 Jahren, die seit mindestens 
sechs Monaten JSA bezogen haben. Die Teilnahme ist unter diesen Voraussetzungen verpflich-
tend (JPPG 11, § 2). In den ND 25+ müssen all diejenigen eintreten, die in den letzten 21 Mo-
naten mindestens 18 Monate JSA bezogen haben und über 25 Jahre alt sind (JPPG 9, § 2). 
Unter bestimmten Umständen können Personen freiwillig frühzeitiger in den New Deal eintre-
ten (Early Entry, DMG 14102/14335). Die Eignung für den Arbeitsmarkt wird durch einen per-
sönlichen Berater (Personal Adviser) festgestellt, wobei dies jedoch nicht auf einer formalen 
Definition von Erwerbsfähigkeit basiert. Dies ist gerade für die Personen wichtig, bei denen 
eine eigenständige Erwerbsintegration besonderen Hindernissen gegenübersteht, wie z. B. bei 
Flüchtlingen, ehemals Straffälligen, Obdachlosen, Drogenabhängigen, Fürsorgeempfängern, 
ehemaligen Militärangehörigen, Unterstützungsempfängern mit Sprach-, Schreib- oder Re-
chenproblemen, Alleinerziehenden, Behinderten und JSA-Empfängern mit sozialen Verpflich-
tungen (Mogensen 2007). 
Programm für Jugendliche: New Deal for Young People (NDYP) 
Der NDYP wurde im Januar 1998 in zwölf Bezirken als Pilotprojekt eingeführt. Drei Monate 
später wurde das Programm auf das ganze Land ausgeweitet (Hasluck 2000). Das Hauptziel 
des NDYP besteht darin, junge Leute in nachhaltige Beschäftigung zu bringen. Das Programm 
                                               
13  Nach der Neubildung des Kabinetts im Juni 2007 wurden einige Ministerien neu- oder umbenannt, 
u. a. wurde das Ministerium für Ausbildung und Fähigkeiten durch das Ministerium für Kinder, Schu-
len und Familien ersetzt. 
14  Weitere Informationen unter http://www.jobcentreplus.gov.uk/JCP/index.html (08.10.2007). 
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enthält verschiedene Unterstützungsformen wie subventionierte Beschäftigung, Schulungen, 
Beratung, Unterstützung bei der Arbeitsuche und Arbeitspraktika. Der NDYP setzt sich aus drei 
Stufen zusammen: dem Gateway, den NDYP-Optionen und dem Follow Through.  
In der ersten Stufe sollen Gateway-Maßnahmen den Teilnehmern helfen, Arbeit zu finden und 
ihnen die notwendigen Qualifikationen und Fähigkeiten zu vermitteln. Die Dauer des Gateways 
beträgt bis zu vier Monate, währenddessen verschiedene Organisationen einbezogen werden 
können. In dieser Zeit bleibt der Teilnehmer hilfeberechtigt (JSA) und muss die üblichen Aufla-
gen erfüllen, d. h. aktiv nach Arbeit suchen und dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.15 Die 
Gateway-Maßnahmen sind dabei an die örtlichen Arbeitsmarktbedingungen und an die Be-
dürfnisse der jungen Leute angepasst (JPPG 11, § 3). Möglich sind unter anderem Beratungsge-
spräche, Motivationstraining, Qualifikationskurse, Praktika und Unterstützung beim Übergang 
in Selbständigkeit.  
Der Gateway beginnt immer mit einem Beratungsgespräch durch einen persönlichen Berater. 
Dabei wird die lokale Funktionsweise und die Einbeziehung von Partnerorganisationen erklärt. 
Im nächsten Schritt wird ein Handlungsplan (New Deal Action Plan) erstellt, der alle geplanten 
und durchgeführten Maßnahmen enthält, die dazu beitragen sollen, in Beschäftigung zu ge-
langen. Außerdem wird eventueller Bedarf an Grundqualifikationen festgestellt und, wo dies 
angemessen erscheint, wird der Teilnehmer an Partnerorganisationen vermittelt, die die pas-
sende Maßnahme anbieten.  
Nach dem ersten Gespräch folgen wöchentliche Gespräche mit dem persönlichen Berater. 
Wenn nach vier Wochen im Gateway keine Beschäftigung gefunden wurde, muss der Teilneh-
mer einen „Gateway-to-work-Kurs“ besuchen. Der Kurs soll dabei helfen, die Kommunikations-
fähigkeit, die Selbstpräsentation, die Pünktlichkeit, die Arbeitszeiterfassung, das Zeitmanage-
ment, das Arbeiten im Team, die Problemlösungsfähigkeiten, die Fähigkeiten für die Arbeitsu-
che, den Lebenslauf und das Auftreten bei Vorstellungsgesprächen zu verbessern. Die Teilnah-
me ist verpflichtend und das Fernbleiben kann Sanktionen nach sich ziehen. Die Kursdauer 
beträgt zwei Wochen mit einer vorgeschriebenen Stundenzahl von 30 Stunden pro Woche. 
Wenn am Ende des Gateways noch keine Beschäftigung erreicht wurde, tritt der Teilnehmer in 
die Optionsphase ein und wird an einen Anbieter überstellt. 
In der zweiten Stufe, den ND-Optionen, kann zwischen vier Optionen gewählt werden. Zu-
sammen mit dem persönlichen Berater wird die am besten geeignete ausgewählt. Nach zehn 
Wochen werden mit dem Berater die Fortschritte in Richtung der im Handlungsplan aufge-
stellten Ziele erörtert. Der persönliche Berater entscheidet dann, ob und wie lang der Teilneh-
mer über die 13 Wochen hinaus in der Option verbleiben soll. Die vier Optionen sind: 
1. Vollzeitausbildung oder -training (Full-time Education or Training, FTET): In der FTET Option 
soll den Teilnehmern geholfen werden, einen mittleren Qualifikationsabschluss (S/NVQ Le-
vel 2) oder eine vergleichbare Qualifikation zu erwerben bzw. Personen, die grundlegende 
                                               
15  Jobseeker’s Act 1995, § 1. 
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Qualifikationsbedürfnisse aufweisen, mit berufsbezogenen Arbeitsqualifikationen auszu-
statten. Auch Grundfertigkeitstraining wird in dieser Option vermittelt.  
Zwei verschiedene Programme werden angeboten: Ein achtwöchiger beschäftigungsorien-
tierter Kurs, welcher mit einem Zertifikat abgeschlossen wird; und ein Kurs, der bei einem 
Ausbildungsanbieter stattfindet, zwischen 13 und 52 Wochen dauert, ein Praktikum bein-
haltet und zu einer S/NVQ Level 2 Qualifikation führt. In der FTET Option erhält der Klient 
eine der JSA gleichwertige Ausbildungsunterstützung und zusätzlich £15.38 pro Woche so-
wie eine Erstattung der Reisekosten (Mogensen 2007).  
2. Beschäftigungsoption (Employment Option, EO): Die EO bietet eine bezuschusste Beschäfti-
gung bei einem Arbeitgeber. An der EO kann zu jedem Zeitpunkt im NDYP teilgenommen 
werden, auch während des Gateway und des Follow Through. Das Ziel der EO ist es, die 
Chancen des Teilnehmers auf permanente Beschäftigung zu erhöhen, indem ihm eine Be-
schäftigungsphase mit Trainingselementen angeboten wird. Die Länge der Option beträgt 
bis zu 26 Wochen.  
Von den Arbeitgebern wird erwartet, dass sie den gängigen Lohn bezahlen. Ihnen wird ein 
Zuschuss zu den Kosten für die Beschäftigung angeboten, der bei einer Arbeitszeit von 30 
oder mehr Stunden bis zu £60 pro Woche betragen kann und bei 24 bis 29 Stunden pro 
Woche bis zu £40. Weiter können sie bis zu £750 zu den Kosten für geprüfte Berufsausbil-
dung erhalten. Der Arbeitgeber unterschreibt einen Vertrag, in dem er erklärt, dass er den 
Klienten solange beschäftigt, bis dieser die nötigen Fähigkeiten besitzt und einsetzen kann. 
Ebenso soll er angemessene Weiterbildungsmaßnahmen anbieten oder arrangieren, wie 
auch Fortschritte überwachen und aufzeichnen, und es sollen passende Einsatzgebiete für 
den Klienten ermittelt werden.  
Wichtig ist, dass auch der persönliche Berater den Fortschritt in der EO überwacht. Details 
über die Aufteilung der Arbeitsstunden müssen im Lernentwicklungsplan (Learning Deve-
lopment Plan) genau beschrieben werden und gegebenenfalls vom Jobcentre Plus kontrol-
liert werden (JPPG 11, § 19). 
Die EO beinhaltet eine Option zur selbstständigen Erwerbstätigkeit (self-employment opti-
on), die zum Ziel hat, den Klienten auf den Aufbau und erfolgreichen Betrieb eines Ge-
schäftes vorzubereiten sowie mit übertragbaren Qualifikationen auszustatten, um gegebe-
nenfalls die Zusammenarbeit mit einem anderen Unternehmer zu ermöglichen. Enthalten 
ist ein grundlegendes Informationsgespräch, eine persönliche Beratung und ein kurzer Teil-
zeitkurs, der die Entwicklung eines Geschäftsplans enthält. Diese Elemente der Selbständig-
keitsmaßnahme sind auch während des Gateway und des Follow Through verfügbar. Wäh-
rend der Optionsphase kann die Maßnahme auch eine Testphase von bis zu 26 Wochen 
enthalten und es müssen Weiterbildungsmaßnahmen stattfinden. Die Testphase ermöglicht 
den Start der Unternehmung, während der Klient eine Ausbildungsunterstützung vom Job-
centre Plus erhält, die bis zu £400 betragen kann und in Raten ausgezahlt wird (DMG 
14133; Mogensen 2007). 
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3. Option freiwillige Beschäftigung (Voluntary Sector Option, VSO): Die VSO bietet eine Be-
schäftigung im öffentlichen Bereich, um die lokale Gemeinde zu unterstützen. Ebenso sind 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen enthalten. Wenngleich diese Option bis zu sechs Mo-
nate dauern kann, wird nach zehn Wochen eine Entscheidung darüber gefällt, ob die ganze 
Dauer in Anspruch genommen werden soll oder drei Monate ausreichend sind, um den 
Klienten wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren (Mogensen 2007). Bis zum 26 April 
2004 betrug die minimale Verweildauer in der VSO und der ETFO 26 Wochen, wurde aber 
auf 13 Wochen heruntergesetzt (DWP 2004/35).  
4. Option Beschäftigung im Umweltbereich (Environment Task Force Option, ETFO): Die ETFO 
beinhaltet eine Beschäftigung im Umweltbereich. Es sind auch Aus- und Weiterbildungs-
maßnahmen enthalten. Wie in der VSO wird in der ETFO nach zehn Wochen überprüft, ob 
eine Verlängerung auf sechs Monate sinnvoll ist. 
Bei Teilnahme an einer der Optionen muss der Anbieter den Ablauf im Sinne der im Hand-
lungsplan festgelegten Ziele dokumentieren und dem Klienten eine Kopie aushändigen. Hier 
werden jegliche Abweichungen vom Handlungsplan und alle gemachten Fortschritte erfasst, 
um sicherzustellen, dass der Klient auf einer Linie mit seinen Zielen bleibt. Sowohl in der VSO 
als auch in der ETFO zahlen einige Anbieter einen Lohn, während andere ein Äquivalent zur JSA 
zuzüglich £15.38 pro Woche und die Erstattung von Reisekosten zahlen. Bei Problemen wäh-
rend einer Option kann jederzeit der persönliche Berater konsultiert werden (Mogensen 2007). 
Wenn ein Klient unschlüssig ist, welche Option er wählen soll, gibt es die Möglichkeit, eine der 
Optionen für kurze Zeit auszuprobieren (Taster). Er wird für diese Testphase nicht bezahlt, kann 
aber währenddessen in der JSA verbleiben, solange er die Bedingungen für den Erhalt von JSA 
erfüllt (DMG 14115).  
Restriktionen bezüglich des Wechsels zwischen den Optionen wurden im April 2004 beseitigt 
(DWP 2004/35). Nach Absprache mit dem persönlichen Berater kann dieser einem Wechsel 
zwischen Anbietern bzw. Optionen zustimmen. Wenn der Klient das Programm jedoch einfach 
verlässt und dann versucht, JSA zu beantragen, kann dies zu Sanktionen führen. 
In der dritten Stufe, dem Follow Through, gelangt der Klient dann, wenn er nach Abschluss der 
Optionsphase keine Arbeit gefunden hat. Zu diesem Zeitpunkt muss auch die JSA neu bean-
tragt werden. Der Klient wird dabei wieder zurück an seinen persönlichen Berater überwiesen, 
der die Follow Through-Phase einleitet. Dem Klienten wird intensiv bei der Arbeitsuche gehol-
fen, aber auch Beratung und Anleitung bei der Auswahl weiterer Maßnahmen geboten. Die 
Hilfe bezieht sich dabei auf Bewerbungen, Lebenslauf und Vorstellungsgespräche, erweiterte 
Dienstleistungen zur Arbeitskräftevermittlung für Arbeitgeber und Vermittlung von Probe-
beschäftigung in Zusammenarbeit mit Arbeitgebern. 
Sanktionen im NDYP 
Es ist möglich, den New Deal zugunsten einer anderen Unterstützungsleistung wie etwa Sozi-
alhilfe (Income Support), Arbeitsunfähigkeitsgeld (Incapacity Benefit) oder Pflegezuschuss 
(Carers Allowance) zu verlassen, wenn die Bedingungen dafür erfüllt sind. Ebenso kann der 
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New Deal für einen Vollzeitausbildungskurs oder eine Arbeitsstelle verlassen werden. Da der 
NDYP aber nur für JSA-Klienten zugänglich ist, verlässt jeder automatisch den New Deal, der 
seinen Anspruch aus anderen Gründen beendet anstatt in eine ND-Option oder Beschäftigung 
zu gehen. Bei wiederholtem Versäumnis der Aufnahme einer Option, dem Verlassen einer Opti-
on ohne vorherige Absprache mit dem Berater oder der Kündigung aufgrund von Fehlverhalten 
können Sanktionen durch das Jobcentre Plus verhängt werden. 
Eine Sanktion kann aus der Streichung von zwei Wochen Unterstützung bestehen, es sei denn 
der Klient wurde in den vorherigen zwölf Monaten während des NDYP schon einmal sanktio-
niert. Die Sanktionsdauer kann sich nämlich auf vier Wochen und danach auf 26 Wochen er-
höhen, wenn man schon vorher zwei- oder mehrmals für Vergehen im NDYP sanktioniert wur-
de (DMG 14522). 
Programm für Personen über 25 Jahren: New Deal for Long-Term Unemployed (ND 25+) 
Der ND 25+ wurde im Juni 1998 eingeführt und zielt auf Erwachsene im Alter zwischen 25 
und 49 Jahren16 ab, die für mindestens zwei Jahre durchgängig JSA bezogen haben. Im No-
vember 1998 wurden Pilotprojekte in 28 Bezirken gestartet, um verschiedene Ansätze auf ihre 
Effektivität hin zu untersuchen (Winterbotham et al. 2001). 
Die Situation vor den Änderungen im April 2000 sah so aus, dass die ND 25+ Klienten zuerst 
einen Begutachtungsprozess (Advisory Interview Process, AIP) durchliefen, in dem ein Berater 
versuchte, die Beschäftigungsfähigkeit des Klienten zu identifizieren, seine Suchstrategien 
weiter zu entwickeln und schließlich unbezuschusste Arbeit für ihn zu finden. Der AIP war für 
drei bis sechs Monate Laufzeit konzipiert und sah eine Reihe verpflichtender Beratungsgesprä-
che mit dem persönlichen Berater vor. 
Beim ersten Gespräch wurde mit dem Klienten ein Handlungsplan erstellt, an dem die weitere 
Entwicklung gemessen werden konnte. Während des AIP gab es verschiedene Möglichkeiten 
für den Klienten. Er konnte eine bezuschusste Beschäftigung annehmen, wobei dem Arbeitge-
ber für bis zu sechs Monate £75 pro Woche bezahlt wurden, wenn er einen ND 25+ Klienten 
für mindestens 30 Stunden pro Woche beschäftigte, und £50 bei einer Arbeitszeit von 16 bis 
29 Stunden pro Woche. Ausbildungs- und Trainingsmaßnahmen konnten bis zu einem Jahr bei 
fortlaufendem JSA-Bezug in Anspruch genommen werden, ebenso andere Maßnahmen des 
Arbeitsmarktservice wie etwa das „beschäftigungsbezogene Lernen für Erwachsene“ (Work-
Based Learning for Adults, WBLA) oder Probebeschäftigung. Klienten, die während des AIP kei-
ne gesicherte Beschäftigung gefunden hatten, kehrten in ihre normale Arbeitsuchaktivität 
zurück und traten bei ihrem nächsten Restart-Interview wieder in den ND 25+ ein (Winter-
botham et al. 2001). 
                                               
16  Für die über 50-Jährigen besteht auch die Möglichkeit der freiwilligen Teilnahme am ND 50+. Sie 
sind außerdem teilnahmeberechtigt für die Employment Zones, die jedoch wie der ND 25+ auch für 
sie verpflichtende Elemente enthalten (Mogensen 2007). Ab 2008 soll der ND 50+ ebenfalls ver-
pflichtend werden. 
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Die Änderungen im April 2000 sollten dem Programm mehr Tempo und Zielsetzung verleihen, 
um die Verpflichtungen für die Klienten stärker hervorzuheben und die geplanten Änderungen 
für April 2001 vorzubereiten. Diese betrafen drei Schlüsselbereiche: den Beratungsprozess, den 
Zugang zu externen Gateway-Dienstleistungen und den Zugang zum Jobseeker’s Grant.  
Der Beratungsprozess wurde besser strukturiert, hatte nun eine Dauer von vier Monaten und 
wurde in New Deal Gateway umbenannt. Zusätzlich wurden häufigere Gesprächstermine ein-
geführt, damit die Klienten durchschnittlich zehn Gespräche in wöchentlichem Abstand erhal-
ten. Die Verantwortlichkeiten seitens des Klienten wurden stärker betont und es wurden „Case 
Conferences“ eingeführt, wobei der persönliche Berater die Entwicklung seines Klienten mit 
einem Manager oder erfahrenen Berater besprechen konnte. Diese Besprechungen sollten am 
Ende des ersten, dritten und vierten Monats des Gateway stattfinden.  
Durch den „Client Progress Kit“ sollte die Einschätzung der Lage hinsichtlich der Grundfähig-
keiten und Beschäftigungshürden verbessert werden. Dem Programm wurden Spezialmaßnah-
men und externe Dienstleistungen hinzugefügt. Auch wenn nicht vorgeschrieben war, was 
lokal verfügbar sein sollte, konnte das Angebot kurze Auffrischungskurse für Grundkenntnisse, 
kurze Kurse für Hauptkenntnisse, Hilfe hinsichtlich Verhalten, Motivation und Vertrauen und 
die Analyse des Trainingsbedarfs beinhalten. Die Maßnahmen sollten nun auch die Bedürfnisse 
benachteiligter Klienten wie etwa Obdachloser, Alkohol- oder Drogenabhängiger als auch der-
jenigen mit Behinderungen und gesundheitlichen Problemen, Angehöriger ethnischer Minder-
heiten17, Leuten aus ländlichen Gebieten und über 50-Jährigen besser abdecken. Die Verfüg-
barkeit des Jobseeker’s Grant im ND 25+ (vorher nur im NDYP enthalten) sollte den Klienten 
helfen, aktiver bei der Arbeitsuche zu sein, da ihnen bei der Arbeitsuche entstandene Kosten 
erstattet werden können. Die Vergabe dieser Zuwendung liegt im Ermessen des Beraters und 
beträgt maximal £200 und in Ausnahmefällen bis zu £300. Die Teilnahme am erweiterten Pro-
gramm blieb freiwillig, nicht jedoch die Anwesenheitspflicht bei den Beratungsgesprächen 
(Winterbotham et al. 2001). 
Zusätzlich zu den bereits stattgefundenen Änderungen im April 2000 wurde das ND 25+ Pro-
gramm im April 2001 nochmals erheblich erweitert und umstrukturiert. Der Fokus lag dabei 
auf der Teilnahmeverpflichtung, der „Intensive Activity Period“ (IAP) und dem Follow Through 
(Winterbotham et al. 2001):  
• Der Beginn der Teilnahmeverpflichtung für den New Deal 25 Plus wurde von 24 auf 18 
Monate heruntergesetzt und die Bedingungen für einen frühen Eintritt (Early Entry) leicht 
verändert. 
• Die IAP wurde eingeführt, um flexible und individuell abgestimmte Unterstützung anbieten 
zu können. Sie ist für 25- bis 49-Jährige verpflichtend, für über 50-Jährige freiwillig. Es 
sollte auch erhöhte Aufmerksamkeit auf die Beratungsleistungen in der IAP gelegt werden, 
                                               
17  Bei der Verwendung von Konzepten und Begrifflichkeiten zur Erfassung des ethnischen Statuts von 
Maßnahmenteilnehmern übernehmen wir stets diejenigen aus dem Originaltext. Dadurch entsteht 
das Problem, in manchen Fällen von Nationalität, in anderen von ethnischer Herkunft oder sogar von 
Hautfarbe die Rede ist.  
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um die Klienten in Beschäftigung zu bringen. Klienten, die sich in einer IAP-Maßnahme be-
finden, erhalten einen Zuschuss zu ihrer Unterstützungszahlung.  
• Der Follow Through wurde umgestaltet und enthält nun regelmäßigen Kontakt mit dem 
Berater, intensive Arbeitsuche und Zugang zu einigen Gateway-Maßnahmen. 
Im April 2004 folgten weitere Änderungen. Die Kriterien für einen frühen Eintritt (Early Entry) 
in den New Deal sind seitdem für den ND 25+ und den NDYP identisch. Die Berater entschei-
den nach eigenem Ermessen, wer von einem frühen Eintritt profitieren könnte (DWP 2004/35). 
Ähnlich wie im NDYP gibt es auch hier verschiedene Stufen, die der Klient durchläuft.  
In der viermonatigen Gateway-Stufe müssen die Klienten wöchentlich Gespräche mit dem per-
sönlichen Berater durchführen, bei denen die Arbeitsbemühungen besprochen und Probleme 
identifiziert werden. An welchen Maßnahmen der Klient teilnimmt, hängt von seinen speziellen 
Bedürfnissen ab. Möglich sind unter anderem Berufsberatung, Qualifikationskurse, Motivati-
onstraining, Arbeitspraktika und Hilfe beim Übergang in Selbständigkeit. 
In der IAP-Stufe erhalten Klienten zusätzlich zur JSA eine Ausbildungsbeihilfe von £15,38 (Mo-
gensen 2007). Der Inhalt der IAP variiert hinsichtlich der individuellen Bedürfnisse des Klien-
ten. Wenn am Ende der IAP keine Beschäftigung gefunden wurde, geht der Klient in den Fol-
low Through über, wo der Fokus auf den in der IAP erzielten Fortschritten liegt. Der Klient 
kehrt in die JSA zurück, wenn die Anforderungen für den Bezug erfüllt sind (DMG 14332). 
Normalerweise beträgt die Dauer des Programms 13 Wochen, jedoch für diejenigen, die zu-
sätzlicher Unterstützung bedürfen, kann die Dauer auf 26 Wochen verlängert werden. Unter 
besonderen Bedingungen ist auch eine Dauer von 52 Wochen möglich. Die Entscheidung über 
die endgültige Dauer wird nach elf Wochen IAP festgelegt (Mogensen 2007). Es wird verlangt, 
mindestens 30 Stunden an fünf Tagen pro Woche an IAP Maßnahmen teilzunehmen. Für Klien-
ten mit gesundheitlichen Problemen, Behinderungen oder sozialen Verpflichtungen kann nach 
Abstimmung mit dem Berater die Anzahl der Stunden verringert werden (JPPG 9, § 9). Für 
Klienten, die in Teilzeit arbeiten oder studieren, ist in Ausnahmefällen ein Minimum von 20 
Stunden pro Woche möglich, allerdings muss das Studium dazu beitragen, eine Beschäftigung 
zu erlangen (JPPG 9, § 10). 
Der IAP besteht aus mindestens einer der folgenden Maßnahmen: Hilfe bei unzureichenden 
Grundqualifikationen, Vermittlung an Arbeitgeber (wobei der Arbeitgeber verpflichtet ist ein 
Arbeitszeugnis auszustellen), Vermittlung von Praktika, Schulung mit starkem Arbeitsmarktbe-
zug (entweder kurz und beschäftigungsorientiert oder lang und berufsorientiert), Unterstüt-
zung hinsichtlich Motivation, Soft Skills und Fähigkeiten bei der aktiven Arbeitsuche, Unter-
stützung beim Überwinden von Hürden auf dem Weg in Arbeit und Hilfe beim Übergang in 
Selbständigkeit. Von der vierten Woche des Gateway an, während der IAP und des Follow 
Through besteht die Möglichkeit bezuschusster Arbeit. Die Beschäftigung sollte mindestens 26 
Wochen betragen und bei Möglichkeit dauerhaft sein. Bezuschusste Arbeit im ND 25+ unter-
scheidet sich von der im NDYP dahingehend, dass es keine formale Vereinbarung mit dem Ar-
beitgeber über Ausbildung oder Zuzahlungen zu Ausbildungsmaßnahmen gibt. Der Klient erhält 
einen Lohn vom Arbeitgeber, der dem gängigen Satz entsprechen sollte. Dem Arbeitgeber wird 
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ein Zuschuss von £75 pro Woche für sechs Monate angeboten, wenn es sich um eine Vollzeit-
anstellung von mehr als 30 Stunden pro Woche handelt und £50 bei einer Teilzeitanstellung 
von 16 bis 29 Stunden pro Woche. Der Arbeitgeber unterzeichnet einen Vertrag, in dem festge-
legt ist, dass er den Klienten solange beschäftigt, wie dieser die notwendigen Fähigkeiten und 
Einsatz zeigt, dass er ihm dieselbe Ausbildung zukommen lässt wie jedem anderen, der diese 
Arbeit macht und dass er die Fortschritte des Klienten beobachtet und aufzeichnet. 
Die Stufe der Education and Training Opportunities (ETO) wurde für diejenigen Klienten einge-
richtet, die aufgrund des Mangels an Bildungsqualifikationen Schwierigkeiten haben eine Be-
schäftigung zu finden. Nach der Beurteilung der Grundqualifikation erhält der Klient Weiter-
bildungsmaßnahmen. Diese können entweder in Form eines acht- bis zehnwöchigen Kurses 
stattfinden oder als Teil eines längeren Kurses. Die Maßnahme kann bis zu 52 Wochen dauern 
und der Grad der erreichten Qualifikation kann NVQ Level 3 betragen. Im Zuge der Maßnahme 
können auch IT-Qualifikationen vermittelt werden oder Beratungsgespräche für persönliche 
oder finanzielle Probleme stattfinden. ETO-Maßnahmen können auch in Teilzeit mit anderen 
IAP-Maßnahmen erfolgen.  
Durch Praktika soll dem Klienten beim Übergang in Beschäftigung geholfen oder zumindest 
seine Vermittlungsfähigkeit verbessert werden. Es besteht die Möglichkeit, Soft Skills zu entwi-
ckeln oder aufzufrischen, den Lebenslauf fortzuschreiben, ein aktuelles Arbeitszeugnis zu er-
halten und nach Arbeit zu suchen. Praktika finden im Arbeitsumfeld eines Anbieters statt, 
beinhalten aber mehr Betreuung als ein normales Arbeitsverhältnis.  
Die Selbstständigkeitsmaßnahme im ND 25+ unterscheidet sich von der im NDYP dahingehend, 
dass eine Ausbildung kein verpflichtendes Element ist. Eine Ausbildung ist nur während des 
Testlaufs möglich, führt aber nicht unbedingt zu einer anerkannten Qualifikation (Mogensen 
2007). 
Auch im ND 25+ gelangen die Klienten, wenn sie nach Abschluss der Optionsstufe noch keine 
Beschäftigung gefunden haben, in den Follow Through. Dieser dauert normalerweise sechs 
Wochen, kann aber bei Bedarf auf 13 Wochen ausgedehnt werden. Die verfügbare Unterstüt-
zung wird an die individuellen Bedürfnisse des Klienten angepasst. Enthalten sind Hilfe bei der 
Arbeitsuche, Beratung und Ausbildung. Der Klient kann aber auch - je nach individueller Situa-
tion - eine andere Leistung wie z. B. Incapacity Benefit beantragen oder erneut Anspruch auf 
JSA geltend machen. Wird der ND 25+ ohne vorherige Absprache mit dem persönlichen Bera-
ter verlassen oder Termine nicht eingehalten, kann dies zu Sanktionen führen (Mogensen 
2007). Der Klient muss erneut in den ND 25+ eintreten und sich an seinen persönlichen Bera-
ter wenden, der dann entscheiden wird, ob der Gateway, die IAP oder der Follow Through als 
Wiedereinstiegspunkt geeignet ist (JPPG 9, § 52). 
5.1.5 Datenbasis 
Seit der landesweiten Implementierung der verpflichtenden New Deal-Programme nehmen in 
Großbritannien alle erwerbsfähigen Hilfeempfänger an diesen Programmen teil. Vergleiche 
zwischen Teilnehmern und Nichtteilnehmern sind deshalb nur für die Pilotphase möglich. 
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Administrative Daten werden in verschiedenen New Deal Evaluation Databases (NDED) zu-
sammengeführt. In ihrer Gesamtheit und zusammen mit den Datensätzen für Jobseeker’s Allo-
wance, Incapacity benefit, Income support etc. werden diese Daten als Work & Pensions Longi-
tudinal Study (WPLS) bezeichnet.  
Insgesamt wurden 195 Studien und sonstige Texte zu den New Deal-Programmen gesichtet, 
davon enthielten 110 Studien relevante quantitative und qualitative Informationen und 58 
Studien brauchbare quantitative und qualitative Ergebnisse zu unseren Fragestellungen. Davon 
wurden von uns 22 verschiedene Studien zum NDYP für die Darstellung von Zugangsselektivi-
tät, Effekten und sonstigen Informationen und 13 verschiedene Studien zum ND 25+ ausge-
wertet. Die übrigen Studien dienten als Hintergrundinformationen (Tabellen 3 und 4).18 
Tabelle 3 
Übersicht über die verwerteten Studien zum NDYP, Großbritannien 
 Informationen über Selektivität 
des Zugangs  
Informationen über Effekte sonstige Informationen 
Studien Bonjour et al. 2001 
Bonjour et al. 2002 
KPMG Consulting 2001 
KPMG Consulting 2002 
Lakey/Knight 2001 
Lissenburgh 2004 
Anderton et al. 1999 
Blundell et al. 2002 
Bonjour et al. 2001 
Bonjour et al. 2002 
McVicar/Podivinsky 2003 
De Giorgi 2005 
Dorsett 2004a 
Lissenburgh 2004 
Van Reenen 2003 
Wilkinson 2003 
Blackburn et al. 1998 
Bonjour et al. 2001 
Bonjour et al. 2002 
Dewson/Eccles 2000 
Hales/Collins 1999 
Legard et al. 1998 
Legard et al. 1999 
O’Connor et al. 2001 
O’Donnell 2001 
Peters/Joyce 2006 
Woodfield et al. 2000 
n Studien 6 10 11 
 
Tabelle 4 
Übersicht über die verwerteten Studien zum ND 25+, Großbritannien 
 Informationen über Selektivität 
des Zugangs  
Informationen über Effekte sonstige Informationen 
Studien Lissenburgh 2000 
Lissenburgh 2001 
KPMG Consulting 2001a 





KPMG Consulting 2002a 
Hasluck 2002 
Joyce et al. 2005 




Winterbotham et al. 2001 
n Studien 4 5 7 
 
Alle Studien zur Selektivität des Zugangs und zu den Effekten der Programme enthalten Infor-
mationen über Nettoeffekte. 
5.1.6 Programmteilnahme und Einflüsse darauf 
Seit der Einführung des New Deal haben etwa 1,9 Mio. Menschen an einem der beiden ver-
pflichtenden Programme teilgenommen, davon etwa 1,2 Mio. am NDYP und etwa 0,7 Mio. am 
ND 25+. 
                                               
18  Alle Studien, auf die sich unsere Auswertungen stützen, sind im Anhang näher beschrieben.  
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Soziodemografische Merkmale 
Aktivierungsprogramme sind in Großbritannien flächendeckend implementiert, d. h. dass alle 
arbeitspflichtigen, erwerbsfähigen Hilfeempfänger auch tatsächlich an diesen Programmen 
teilnehmen. Dennoch spiegelt die Struktur der Teilnehmer am New Deal nicht diejenige der 
JSA-Empfänger wider. Wie aus Ausbildung 3 hervorgeht, sind – verglichen mit ihrem Anteil an 
Empfängern von JSA – Frauen im NDYP über-, im ND 25+ unterrepräsentiert. 
Abbildung 3 























Quelle:  DWP Information Directorate: Work and Pensions Longitudinal Study; eigene Berechnungen.  
Die Tabelle weist für die New Deal-Programme die Zugänge im Jahr 2007 aus; für JSA die  
Bestände im Februar 2007. 
 
Der trotz relativ hoher Erwerbsbeteiligung der Frauen niedrige Anteil an JSA-Empfängern deu-
tet darauf hin, dass nicht erwerbstätige Frauen häufiger als Männer in ökonomische Inaktivität 
ausweichen.20 Zudem beantragen bei Arbeitslosen-Haushalten in der Regel die Männer JSA 
(KPMG Consulting 2001a). 
NDYP 
Im Februar 2007 – hierfür liegen die jüngsten offiziellen Zahlen vor – nahmen 65.640 Männer 
und 26.530 Frauen am NDYP teil. Der weitaus größte Anteil der Teilnehmer, 64 %, befand sich 
in der Gateway-Phase, weitere 16 % in der Follow Through-Phase. Nur 21 % nahmen an einer 
der Optionen teil, davon 11 % an der Ausbildungsoption. Das bedeutet, dass die absoluten 
Zahlen der Teilnehmer in den Optionen sehr klein sind: Nur 680 Personen nahmen zum Erhe-
bungszeitpunkt an der Employment Option teil, etwa 10.000 an der Ausbildungsoption. 
                                               
19  Die in Abbildung 3 dokumentierten Verteilungen bleiben über die Zeit unverändert (Beobachtungs-
zeitraum 1999 bis 2007). 
20  Bei Income Support, der bedingungslosen Sozialhilfe, liegt die Frauenquote für den Betrachtungszeit-
raum bei etwa 64 %; betrachtet wurden nur Personen im Alter bis 60 Jahre.  
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Tabelle 5 
Teilnehmer am NDYP, Februar 2007 (in Prozent) 
 
Gateway Options – 
Employment 












Geschlecht         
Männer 62,7 0,8 11,1 5,6 3,9 16,1 100 
Frauen 65,6 0,6 11,2 7,2 0,9 14,4 100 
Ethnische Zugehö-
rigkeit        
 
weiß 63,2 0,9 10,8 6,0 3,4 15,7 100 
Minderheit 64,2 0,4 12,2 6,1 1,3 16,0 100 
Keine Angabe 65,0 0,7 11,6 6,2 2,6 13,9 100 
Teilnehmer gesamt 58.540 680 10.240 5.550 2.750 14.400 92.170 
Quelle:  Department for Work and Pensions, Information Directorate; eigene Berechnungen. 
 
Tabelle 5 zeigt, dass die Verteilung der Geschlechter auf die verschiedenen Elemente des NDYP 
relativ gleich ist, mit Ausnahme der Voluntary Sector Option und der Environment Task Force 
(ETF), die auffällig geschlechtsspezifisch besetzt sind: Frauen sind in der Voluntary Sector Opti-
on eher über-, in der ETF-Option sogar sehr stark unterrepräsentiert. Bei der Teilnahme an der 
Ausbildungsoption lassen sich keine Unterschiede feststellen. 
Fast drei Viertel der Teilnehmer sind weiß, 18 % gehören ethnischen Minoritäten an und 8 % 
lehnten es ab, Auskunft über ihre ethnische Zugehörigkeit zu geben. Unterschiede zwischen 
Angehörigen ethnischer Minoritäten und Weißen finden sich vor allem bei der Teilnahme an 
der Employment Option, wo nur 0,4 % der Angehörigen ethnischer Minoritäten vertreten sind. 
Die Ausbildungsoption wird von dieser Gruppe dagegen etwas häufiger genutzt. 
Bonjour et al. (2001) vergleichen in ihrem nationalen Survey die Teilnehmer am Gateway, den 
Optionen und dem verlängerten Gateway. Die Ergebnisse hinsichtlich der soziodemografischen 
Merkmale entsprechen denen der administrativen Daten. Darüber hinaus zeigen sie, dass die 
Teilnehmerstruktur der verschiedenen Programmkomponenten auch nach weiteren Merkmalen 
stark differenziert ist: So finden sich in der Employment Option überdurchschnittliche viele 
Besitzer von Wohneigentum, Menschen mit akademischen Qualifikationen und Personen mit 
Führerschein; die Länge der Arbeitslosigkeit ist unterdurchschnittlich. Demgegenüber finden 
sich in der ETF-Option überdurchschnittlich viele Menschen, deren Merkmalsausprägungen auf 
mehrfache Problemlagen hinweisen: Bewohner von Sozialwohnungen (social housing) sind hier 
ebenso überrepräsentiert wie Menschen mit längerer Dauer der Arbeitslosigkeit und Personen, 
die bereits früher an staatlichen Programmen teilgenommen haben; akademische Qualifikatio-
nen kommen unterdurchschnittlich häufig vor und der Anteil von Menschen, die Schwierigkei-
ten beim Lesen, Schreiben und Rechnen haben, ist am größten. Regionale Studien für Nord-
irland und Schottland bestätigen diese Ergebnisse (KPMG Consulting 2001, 2002; Lakey/Knight 
2001; Bonjour et al. 2002; Lissenburgh 2004). 
In einer qualitativen Studie zum Profil der NDYP-Teilnehmer (n = 220) finden O’Connor et al. 
(2001) heraus, dass 42 % der Teilnehmer Probleme in Form von Lernschwierigkeiten, Schule-
schwänzen, gesundheitliche Probleme, Obdachlosigkeit, Straffälligkeit/Drogenkonsum oder 
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aber familiäre Verpflichtungen hatten. Etwa ein Drittel hatte noch nie einen bezahlten Voll-
zeitjob. Ein typisches Muster ist die Kombination von JSA-Bezug mit Gelegenheitsjobs; häufig 
bestand wenig Motivation zur Suche nach einem bezahlten Vollzeitjob. Manche Jugendliche 
hatten nach der Schule eine Ausbildung begonnen, diese aber wieder abgebrochen oder Prü-
fungen nicht bestanden. Die vielfältigen Problemlagen dieser Jugendlichen zusammen mit der 
Erfahrung, kaum Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu haben, hatten bei vielen Jugendlichen zu 
einer resignierten und desillusionierten Einstellung geführt, die zu durchbrechen ein wichtiges 
Ziel des NDYP ist.  
Etwa 45 % der Stichprobe waren jedoch Jugendliche mit guten Qualifikationen und beruflicher 
Erfahrung. Diese Jugendlichen hatten oft klare Vorstellungen von ihren Zielen und davon, was 
der NDYP ihnen bieten sollte. Typische Beschäftigungsbarrieren waren hier neben einer zu 
geringen Zahl von Jobs im gewünschten Bereich mangelnde Berufserfahrung bei gut Qualifi-
zierten bzw. mangelnde Qualifikationen bei Personen mit beruflicher Erfahrung.  
ND 25+ 
Auch beim ND 25+ nivelliert sich das Bild der systematischen Unterrepräsentation von Frauen, 
wenn man die Zugänge zu den verschiedenen Optionen des New Deal betrachtet (Tabelle 6): 
Zunächst fällt auf, dass die verschiedenen Elemente des ND 25+ sehr unterschiedlich besetzt 
sind. Die meisten Teilnehmer befinden sich im Gateway. Nur etwa 37 % aller Teilnehmer befin-
den sich in einer der Optionen oder in der Follow Through-Phase. Ein Aufenthalt in letzterer 
kann als Indikator für eine schwierige Arbeitsmarktreintegration bewertet werden, weil Hilfe-
empfänger nur dann am Follow Through teilnehmen, wenn die früheren Module nicht erfolg-
reich für sie waren. Auffallend ist die sehr geringe Teilnehmerzahl in der Employment Option: 
lediglich 220 Personen waren im Februar 2007 in dieser Option.  
Dabei sind Frauen und Männer relativ zu ihren Anteilen an allen Teilnehmern gleichermaßen 
vertreten. Häufiger als Männer finden sich Frauen in der Option „Basic Employability Training/ 
Basic Skill“, seltener in der Option „Work Experience/Placements“ und in der Follow-Through-
Phase. 
Der Vergleich der Altergruppen zeigt, dass der Anteil der Personen im Follow Through mit dem 
Alter leicht zunimmt. Dieser Befund kann als Hinweis darauf gelesen werden, dass der Effekt 
auf Abgang aus Leistungsbezug bzw. Arbeitsmarktintegration mit zunehmendem Alter sinkt. 
Vergleicht man die jüngste und die älteste Teilnehmergruppe, so sind Ältere im Gateway und 
der Employment Option unter-, in Trainingsprogrammen und bei Programmen zur Unterstüt-
zung von Selbständigkeit überrepräsentiert. 
Angehörige ethnischer Minderheiten sind in der Employment Option und in der Option „Work 
Experience/Placements“ deutlich unterrepräsentiert; sie nehmen häufiger an den verschiede-
nen Trainings-Optionen teil. 
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Tabelle 6 
Teilnehmer am ND 25+, Februar 2007 (in Prozent) 


































Geschlecht           
Männer 62,5 0,4 3,7 1,8 0,6 9,4 7,2 0,2 14,2 100 
Frauen 65,1 0,4 4,3 1,7 0,7 7,7 7,1 0,1 12,9 100 
ethnische 
Zugehörigkeit 
          
weiß 63,4 0,4 3,5 1,9 0,5 9,7 6,7 0,2 13,7 100 
Minderheit 61,6 0,2 5,4 1,4 1,1 6,5 9,0 0,1 14,7 100 
Alter           
25-29 62,2 0,5 3,6 1,4 0,7 10,1 7,0 0,1 14,5 100 
30-34 60,7 0,4 3,9 1,6 0,7 9,8 7,5 0,1 15,3 100 
35-39 58,7 0,4 4,1 1,8 0,7 9,8 8,0 0,2 16,3 100 
40-44 58,6 0,3 4,3 1,8 0,7 10,5 8,4 0,2 15,4 100 
45-49 57,2 0,3 4,9 2,3 0,7 10,0 8,8 0,2 15,5 100 
alle (%) 62,9 0,4 3,8 1,8 0,6 9,1 7,2 0,2 14,0 100 
alle (absolute 
Zahlen) 
37.210 220 2.270 1.080 370 5.370 4.270 90 8.270  
Quelle:  Department for Work and Pensions, Information Directorate; eigene Berechnungen. 
 
Die deskriptiven, administrativen Daten werden durch die Regressionsschätzung von Lissen-
burgh (2001) gestützt: Frauen hatten in der Pilotphase eine signifikant geringere Teilnahme-
chance. Für Ältere und Personen mit Partner findet Lissenburgh (2001) eine höhere, für Perso-
nen mit kurzer Schulausbildung und für Angehörige einer ethnischen Minorität eine geringere 
Chance auf Programmteilnahme; diese Ergebnisse sind jedoch nicht signifikant.  
KPMG Consulting (2001a, 2002a) untersuchten das soziodemografische und qualifikatorische 
bzw. erwerbsbiografische Profil der Teilnehmer anhand einer repräsentativen Stichprobe der 
Pilot-Teilnehmer in Nordirland. Sie vergleichen dabei Teilnehmer an den Optionen. Seltener in 
der Employment Option finden sie Frauen, Ältere, Alleinlebende, Personen, deren Partner eben-
falls arbeitslos ist, sowie Personen mit schlechtem Gesundheitszustand und Hilfebezieher, die 
die Schule im Alter von höchstens 15 oder mindestens 19 Jahren abgeschlossen haben. Eben-
falls negativ wirkt sich längere Arbeitslosigkeit aus (insbesondere wenn sie nicht durch Zeiten 
von Beschäftigung unterbrochen wurde), geringe Berufserfahrung und generell die Kombinati-
on von mangelnder Qualifikation und mangelnder Berufserfahrung. Abbildung 4 visualisiert 
diese Profile; die grau unterlegten Felder bedeuten jeweils, dass in dieser Gruppe höhere Werte 
für das gemessene Merkmal gefunden wurden.  
Die Employment Option scheint somit eindeutig der Gruppe von Leistungsbeziehern mit relati-
ver Nähe zum Arbeitsmarkt vorbehalten zu sein. Inwiefern die ungleiche Verteilung von Teil-
nehmergruppen auf Diskriminierung, auf selbstselektive Prozesse oder aber auf eine Kombina-
tion aus beiden zurückzuführen ist, kann nicht beantwortet werden, weil zu Beratungs- und 
Zuweisungsprozessen noch keine Forschungsergebnisse vorliegen. 
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Abbildung 4 
Teilnehmerprofile verschiedener Optionen des ND 25+ 
Merkmal IAP/ETO Employment Option 
Geschlecht weiblich  
Haushalt geschieden, verwitwet, alleinstehend  
  verheiratet 
  
Wohnsituation  
mindestens 2 Personen im  
Haushalt wohnt in eigenem 
Haus/Wohnung 
 wohnt in Sozialwohnung  
Gesundheit  keine gesundheitlichen Probleme 
Beschäftigungssituation 
Haushalt 
keine Person im Haushalt geht  
geregelter Arbeit nach 
 
  Partner erwerbstätig 
   
Qualifikationen GCE 0 level lower grades  
 NVQ Level 2  
  NVQ Level 3-5 
Erwerbsbiografie kein bezahlter Job in den letzten  
10 Jahren 
 
  weniger als 2 Jahre arbeitslos 
 mehr als 5 Jahre arbeitslos  
Sonstiges kein Führerschein, kein Auto  




In diesem Abschnitt werden zunächst die verfügbaren administrativen Daten zusammenge-
fasst, die Informationen über die Bruttoeffekte der Teilnahme an den New Deal-Programmen 
geben. Betrachtet werden die Abgänge aus den verschiedenen Phasen der Programme und die 
Übergänge in Beschäftigung, erneuten Leistungsbezug und in unbekannte Zustände. Von den 
insgesamt mehr als 1,5 Mio. Menschen, die das Programm bisher abschlossen, gingen 43,8 % 
(NDYP) bzw. 30,4 % (ND 25+) in Arbeit. 25,9 % (NDYP) bzw. 47,3 % (ND 25+) bezogen erneut 
Sozialleistungen und 23,4 % (NDYP) bzw. 14,7 % (ND 25+) gingen mit unbekanntem Ziel aus 
dem Programm bzw. dem Leistungsbezug ab. 
NDYP 
Nahezu 1,2 Mio. junge Menschen haben bisher (Stand: Februar 2007) am NDYP teilgenommen. 
Wie Abbildung 5 zeigt, verlässt ebenso wie beim ND 25+ nur ein kleiner Teil der Teilnehmer 
den NDYP aus einer der Optionen; etwa 70 % waren bereits nach dem Gateway schon in Be-
schäftigung, in erneuten Leistungsbezug oder in andere Zielzustände übergegangen. Der hohe 
Anteil (37 %) von Abgängen aus unbekanntem Grund könnte dabei auf einen Pre-Programme-
Effekt, also auf die „abschreckende“ Wirkung der Aufforderung zur Teilnahme, zurückzuführen 
sein. Mit Ausnahme des Follow Through ist der häufigste Grund für das Ausscheiden die Auf-
nahme nicht subventionierter Beschäftigung. Den besten Effekt auf die Aufnahme von Be-
schäftigung hat dabei die Teilnahme an der Employment Option. Dabei ist allerdings die relativ 
geringe absolute Zahl der Übergänge zu beachten: Über die gesamte Laufzeit des NDYP kamen 
etwa 33.000 junge Menschen aus der Employment Option in Arbeit.  
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Etwa ein Viertel aller Teilnehmer bezog nach dem Ausscheiden aus dem NDYP erneut Sozial-
leistungen, dabei variiert der Anteil aber stark zwischen den verschiedenen Phasen des NDYP. 
Personen, die es bis zum Follow Through nicht geschafft haben, den New Deal zu verlassen, 
finden nicht nur seltener als alle anderen Arbeit, sondern beziehen am weitaus häufigsten 
erneut Sozialleistungen. Dagegen mündet die Teilnahme an der Ausbildungsoption am seltens-
ten in erneuten Leistungsbezug; dies jedoch nur bei leicht überdurchschnittlichem Übergang in 
Beschäftigung und vielen Abgängen aus unbekanntem Grund. 
Abbildung 5 





































Options - Employment (4,3)
Options - Full Time Education and
Training (4,7)
Options - Voluntary Sector (3,1)
Options - Environment Task Force
(2,2)
Follow Through (15,4)
Beschäftigung Sozialleistungen sonstiges (bekannt) unbekannt (keine Leistungen)
 
Quelle:  Department for Work and Pensions (2007), Information Directorate; eigene Berechnungen.  
 
Etwa 77 % der Frauen, aber nur 69 % der Männer verlassen den NDYP spätestens nach dem 
Gateway. Beide Gruppen gehen am häufigsten in Beschäftigung über, etwa 40 % der Frauen 
und 45 % der Männer. Einen deutlichen Unterschied gibt es beim erneuten Bezug von Sozial-
leistungen: Während Männer – über alle Phasen des NDYP hinweg – zu 22 % wieder Sozial-
leistungen beziehen, sind es bei den Frauen 33 %. Die meisten von ihnen erhalten Sozialhilfe 
(Income Support) und Arbeitsunfähigkeitsgeld (Incapacity Benefit). 
Die meisten Übergänge in Beschäftigung erfolgen aus der Employment Option, für beide Ge-
schlechter gefolgt von der Voluntary Sector und der Environment Task Force Option. Abgänger 
aus der Employment Option gehen auch weit unterdurchschnittlich erneut in Leistungsbezug 
über. 
Abgänger aus der Ausbildungsoption gehen nur jeweils leicht überdurchschnittlich in Beschäf-
tigung über, aber deutlich unterdurchschnittlich in erneuten Leistungsbezug. 
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Deutliche Unterschiede finden sich zwischen Angehörigen ethnischer Minoritäten und anderen 
Programmteilnehmern. Angehörige ethnischer Minoritäten, die etwa 21 % der Abgänger aus 
dem NDYP stellen, gehen mit 37 % vs. 45 % deutlich seltener in Beschäftigung über und ver-
lassen den ND auffällig häufiger aus unbekanntem Grund. Besonders zahlreich sind hier die 
Abgänge aus dem Pre-Gateway, aus dem 48 % in unbekannte Zielzustände übergehen; bei 
Personen ohne Minderheitenzugehörigkeit sind es 34 %. In Hinblick auf die Aufnahme von 
Beschäftigung ist für beide Gruppen die Employment Option am erfolgreichsten. 
ND 25+ 
Bis Februar 2007 sind 461.960 Personen aus dem ND 25+ wieder ausgeschieden. Abbildung 6 
verdeutlicht, in welchen Programmphasen dies passierte und in welche Zielzustände die Teil-
nehmer übergingen. Zwei Drittel verließen das Programm schon während des Gateway 
(62,5 %) bzw. des Pre-Gateway (4,7 %). 20 % der Teilnehmer des ND 25+ gingen erst aus der 
Follow Through-Phase ab, so dass insgesamt nur 12 % aus einer der Optionen heraus die Pro-
grammteilnahme beendeten. Für die meisten Programmphasen gilt, dass der häufigste Grund 
für Verlassen des Programms der Übergang in Beschäftigung ist. Hier ist jedoch zu berücksich-
tigen, dass die Fallzahlen für die Abgänge aus den Optionen jeweils relativ klein sind: Aus den 
beiden erfolgreichsten Optionen, der Employment und der Self Employment Option, gingen seit 
Einführung des New Deal insgesamt nur 8.970 bzw. 1.950 Personen in nicht subventionierte 
Beschäftigung über.  
Wer es hingegen nicht schafft, den New Deal vor dem Follow Through zu verlassen, hat deut-
lich schlechtere Chancen, noch Arbeit zu finden. Lediglich 16 % gehen in Beschäftigung über, 
fast drei Viertel beziehen erneut Sozialleistungen; 61 % dagegen beziehen erneut JSA. 
Mit Ausnahme der Phasen Gateway und Follow Through gehen schließlich zwischen einem 
Viertel und einem Drittel der Teilnehmer mit unbekanntem Ziel aus dem Leistungsbezug ab. 
Fasst man die Abgänger in nicht subventionierte Beschäftigung und in bekannte bzw. unbe-
kannte Zustände ohne Bezug von Sozialleistungen zusammen, so lässt sich feststellen, dass 
53 % der Abgänger nicht mehr im Leistungsbezug sind.  
Die Unterschiede zwischen Frauen und Männern hinsichtlich der Abgänge aus dem New Deal 
sind gering: Frauen gehen etwas seltener als Männer in Beschäftigung über (33 % vs. 34 %) 
bzw. verlassen den New Deal etwas seltener mit unbekanntem Ziel (15 % vs. 17 %). Beide 
Gruppen beziehen in etwas gleichem Ausmaß erneut Sozialleistungen21; bei den Männern gilt 
dies für 43 % bei den Frauen für 46 % der Teilnehmer in den Altersgruppen 25 bis 49 Jahre. 
Ein für Nordirland repräsentativer Survey findet für Frauen etwas bessere Ergebnisse als für 
Männer: Unter den Personen, die im Erhebungszeitraum aus dem New Deal heraus Arbeit ge-
funden hatten, lag der Frauenanteil bei fast 20 %, an den New Deal-Teilnehmern dagegen nur 
bei 11 % (KPMG Consulting 2001a). 
                                               
21  Als „Sozialleistungen“ werden folgende Kategorien zusammengefasst: Employment Benefits; Jobsee-
kers Allowance; Income Support; Incapacity Benefits; Benefits others; verschiedene Kombinationen 
dieser Leistungen.  
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Abbildung 6 

















































IAP - Employment (3,3%)
IAP - BET/BS (1,8%)
IAP - Self Employment (0,7%)
IAP - ETO (0,4%)
IAP - Work experience / Placements
(3,7%))
IAP - IAP Training (2,6%)
IAP - Other (0,1%)
Follow Through (20,2%)
Beschäftigung Sozialleistungen sonstiges (bekannt) unbekannt (keine Leistungen)
 
Quelle:  Department for Work and Pensions (2007), Information Directorate; eigene Berechnungen. 
 
Über verschiedene Altersgruppen hinweg gibt es bei Frauen weitaus geringere Unterschiede in 
Bezug auf die Zielzustände als bei Männern: So beträgt die Differenz zwischen der jüngsten 
und der ältesten Altersgruppe bei den Abgängen in Beschäftigung bei den Frauen etwa vier, bei 
den Männern etwa acht Prozentpunkte. Ähnliches gilt für den erneuten Bezug von Sozialleis-
tungen und für die Abgänge aus unbekanntem Grund. 
Nicht sehr groß sind die Unterschiede zwischen ethnischen Gruppen: Angehörige ethnischer 
Minoritäten gehen etwas seltener als andere in Beschäftigung über (29 % vs. 30 %), beziehen 
aber auch etwas seltener erneut Sozialleistungen (44 % vs. 48 %). Dagegen verlassen sie den 
New Deal häufiger aus unbekanntem Grund.  
5.1.8 Nettoeffekte 
In den folgenden Abschnitten werden die Nettoeffekte der Programmteilnahme beleuchtet. Für 
die Pilotphasen können Teilnehmer mit Nichtteilnehmern verglichen werden, um Aufschluss 
über die Effekte der Programmteilnahme per se zu erhalten. Daneben können die Effekte der 
verschiedenen Programmelemente von denen der Teilnehmermerkmale getrennt werden. So-
wohl für den NDYP wie auch für den ND 25+ werden folgende Programmelemente verglichen: 
a) Teilnahme insgesamt vs. keine Teilnahme (5.1.8.1), 
b) Teilnahme am Gateway vs. Teilnahme an den Optionen (5.1.8.2),  
c) verschiedene Optionen miteinander (5.1.8.3). 
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5.1.8.1 Effekte der Programmteilnahme 
NDYP 
Mehrere Studien belegen durchwegs positive Effekte des NDYP auf Abgänge aus Leistungsbe-
zug und Übergänge in Beschäftigung oder Ausbildung. Wilkinson (2003) schätzt, dass bereits 
der Pre-Programme-Effekt dazu führte, dass die Zahl der jungen Menschen, die länger als ein 
Jahr arbeitslos blieben, um 25.000 reduziert wurde. Hinsichtlich der Teilnahme nehmen die 
positiven Effekte über die Zeit ab: Je länger die Programmteilnahme andauert, desto geringer 
ist die Wahrscheinlichkeit, der Arbeitslosigkeit zu entkommen.  
Anderton et al. (1999a) vergleicht Teilnehmer und Nichtteilnehmer des NDYP in den Pathfinder 
Areas und findet eine Zunahme der Abgänge aus Leistungsbezug um 7.000 bis 18.000 (7-
19 %). Auch McVicar/Podivinsky (2003) finden einen sehr starken Effekt auf den Abgang aus 
Leistungsbezug: Die für die Teilnehmer berechneten Hazardraten sind doppelt so hoch wie für 
Nichtteilnehmer in einer gematchten Kontrollgruppe. Auch Abgänge in Beschäftigung, in Trai-
ning/Ausbildung und in unbekannte Zustände nehmen deutlich zu, in andere Benefits weniger 
deutlich; der größte Effekt besteht auf Übergänge in Training und Ausbildung (etwa die Hälfte 
des Gesamteffekts). 
De Giorgi (2005) und Van Reenen (2003) betrachten ausschließlich Teilnahmeeffekte für Män-
ner und finden eine um 5 bis 11 Prozentpunkte höhere Übergangrate in Beschäftigung für 
Teilnehmer am NDYP gegenüber verschiedenen Vergleichsgruppen.  
ND 25+ 
Lissenburgh (2000, 2001) und Wilkinson (2003a)22 vergleichen Teilnehmer und Nicht-Teil-
nehmer für die Phase der Pilotierung23. In beiden Fällen wird für Drittvariablen kontrolliert: Bei 
Lissenburgh durch ökonometrische Matching-Verfahren; Wilkinson untersucht zwei Regionen, 
in denen ein random assignment der Teilnehmer zur Programm- bzw. zur Kontrollgruppe an-
gewendet wurde.  
Die beiden Studien von Lissenburgh decken zusammen die Jahre 1998 und 2000 ab. Lissen-
burgh findet zunächst einen deutlich positiven Einfluss auf den Abgang aus Erwerbslosigkeit. 
Am Ende des Beobachtungszeitraums, im Dezember 2000, waren 58 % der Kohorte der Pilot-
Teilnehmer aus dem Leistungsbezug ausgeschieden, 25 % gingen in nicht subventionierte Be-
schäftigung; demgegenüber bezogen in der Vergleichsgruppe 50 % weiter JSA, und nur 21 % 
hatten nicht subventionierte Arbeit gefunden. Keine Unterschiede ließen sich hinsichtlich des 
Abgangs in ökonomische Inaktivität beobachten (jeweils 21 %). Über den Zeitverlauf nehmen 
diese Effekte jedoch ab bzw. verschwinden ganz, da auch die Kontrollgruppe nun zunehmend 
in den New Deal integriert wird. Dabei unterscheiden sich die Effekte auf die uns interessie-
                                               
22  Zwei weitere Berichte von Wilkinson, auf die er sich in seinem zusammenfassenden Bericht bezieht, 
wurden nie publiziert und konnten von uns nicht beschafft werden. 
23  Lissenburgh vergleicht ND 25+-Teilnehmer mit Empfängern von JSA, die seit 12 bzw. 18 Monaten 
Leistungen erhielten, Wilkinson dagegen mit Hilfeempfängern, die „standard provision“ erhielten.  
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renden Variablen „Abgang aus Leistungsbezug“ und „Übergang in andere Zustände“: Bei den 
Abgängen aus Leistungsbezug liegt die Treatmentgruppe stets deutlich über der Kontrollgrup-
pe; die Prozentsatzdifferenz nimmt von Juni 1999 bis Dezember 2000 von 14,9 % auf 8,4 % 
ab, bleibt aber signifikant (Tabelle 7). 
Tabelle 7 
Effekte der ND 25+-Pilots (Prozentpunktdifferenzen) 
JSA status June 1999 December 1999 June 2000 December 2000  
Left JSA 14.9 (1 %)  15.2 (1 %)  7.8 (5 %)  8.4 (5 %) 
Unsubsidised employment 10.1 (1 %)  10.8 (1 %)  4.3 (10 %)  2.5 (n.s.) 
Subsidised employment 1.6 (5 %)  1.0 (n.s.)  0.2 (n.s.)  0.4 (n.s.) 
Economic inactivity 1.7 (n.s.)  -0.2 (n.s.)  0.5 (n.s.)  1.7 (n.s.) 
Unknown destination 1.4 (n.s.)  3.6 (5 %)  2.8 (n.s.)  3.8 (5 %) 
Quelle:  Lissenburgh 2001: xxii; n.s. = nicht signifikant. 
 
Die Studie von Wilkinson bestätigt diese Ergebnisse im Wesentlichen. Auch hier wird eine 
deutliche Differenz von etwa acht Prozentpunkten beim Abgang aus Leistungsbezug beobach-
tet, während die Effekte auf den Übergang in nicht subventionierte Beschäftigung schwächer 
und zum Zeitpunkt der Interviews nicht mehr signifikant waren (Wilkinson 2003a: 33). 
5.1.8.2 Effekte soziodemografischer Merkmale der Programmteilnehmer 
NDYP 
Der NDYP hat für Frauen und Männer positive Effekte auf den Abgang aus Leistungsbezug und 
den Übergang in Beschäftigung. Allerdings gehen Männer rascher aus Leistungsbezug ab und 
sehr viel häufiger in Beschäftigung über: McVicar/Podivinsky (2003) fanden eine Erhöhung der 
Hazardrate in Beschäftigung für Frauen um 20 %, für Männer um 40 %. Diese Differenz trifft 
jedoch nur für eine kurze Zeitspanne nach dem Programmbeginn zu: Zwölf Monate nach Pro-
grammstart gleichen sich die Wahrscheinlichkeiten an und nach 18 Monaten haben Frauen 
größere Übergangswahrscheinlichkeiten in Beschäftigung (Wilkinson 2003). Für beide Ge-
schlechter gilt, dass die Wahrscheinlichkeit, in Beschäftigung überzugehen, mit zunehmender 
Dauer der Programmteilnahme abnimmt.  
ND 25+ 
Zu den Nettoeffekten soziodemografischer Merkmale auf den Erfolg des ND 25+ liegen nur 
wenige und dabei widersprüchliche Ergebnisse vor: Lissenburgh (2000) und Wilkinson (2003a) 
vergleichen die Effekte der Programmteilnahme bei Männern und Frauen. Dabei kommt Lissen-
burgh zu dem Schluss, dass die Programmteilnahme bei Frauen vor allem Abgänge aus dem 
Leistungsbezug erhöht und nur in geringerem Ausmaß auch Übergänge in Beschäftigung. 
Demgegenüber findet Wilkinson für Frauen keinen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit, zwölf 
Monate nach Programmbeginn arbeitslos zu sein; für Männer ist diese Wahrscheinlichkeit um 
4 Prozentpunkte reduziert.  
5.1.8.3 Effekte verschiedener Programmtypen 
Beim Vergleich der verschiedenen aufeinander folgenden Elemente beider New Deal-Program-
me - Gateway, Optionen/IAP, Follow Through - stellt sich das Problem, dass die Teilnehmer an 
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den Optionen/IAP bereits eine systematische Auswahl an allen Teilnehmern darstellen: Nur wer 
während des Gateway keine Beschäftigung aufnimmt bzw. aus anderen Gründen aus dem Leis-
tungsbezug ausscheidet, kann überhaupt an den Optionen teilnehmen. Dieses Problem gilt in 
verstärktem Maß für die Follow Through-Phase. Wie bereits dargestellt, wird dieser Selektions-
prozess dadurch verstärkt, dass unterschiedliche Teilnehmergruppen eine unterschiedlich große 
Chance haben, in die verschiedenen Optionen zu gelangen. 
NDYP 
Blundell et al. (2002) untersuchen speziell die Effekte des Gateway und finden für junge Män-
ner einen statistisch signifikanten Effekt auf den Abgang in Beschäftigung. Der Anstieg der 
Wahrscheinlichkeit, in den ersten vier Monaten der Programmteilnahme Arbeit zu finden, liegt 
5 Prozentpunkte über der einer Kontrollgruppe, in der Pilotphase sogar 13 Prozentpunkte. Ein 
Prozentpunkt ist dabei speziell auf den Gateway zurückzuführen. Bei Frauen ist der Effekt 
nicht eindeutig, sondern hängt von der Wahl der Kontrollgruppe ab: Werden die Teilnehmerin-
nen (im Alter 18 bis 24 Jahre) mit 25- bis 30-Jährigen verglichen, ergibt sich ein negativer 
Effekt. Für andere Kontrollgruppen ergibt sich ein schwacher positiver Effekt, der jedoch nicht 
signifikant ist.  
Mehrere Studien vergleichen die NDYP-Optionen miteinander. Unabhängig von der Vorgehens-
weise, dem Beobachtungszeitraum und -gebiet und davon, ob nur Männer betrachtet werden 
oder nicht, bringt stets die Employment Option die besten Ergebnisse.  
Bonjour et al. (2001) vergleichen die Effekte der verschiedenen ND-Elemente auf den Über-
gang in Beschäftigung, wobei sie für Drittvariablen kontrollieren. Sie finden die stärksten Ef-
fekte für die Employment Option, gefolgt vom Extended Gateway, FTET, VS und schließlich der 
ETF; die Differenz der Employment Option zur ETF beträgt 28 Prozentpunkte. Kontrolliert man 
nicht für Drittvariablen, zeigt sich, dass die Teilnehmer der Employment Option im Vergleich 
mit den anderen Teilnehmern weniger durch verschiedene Problemlagen belastet waren (siehe 
Einflüsse auf Teilnahme), und dass sie auch in den anderen Optionen (mit Ausnahme der FTET) 
mehr Erfolg gehabt hätten als die tatsächlichen Teilnehmer. Auch auf den Abgang aus Leis-
tungsbezug hat die Employment Option die stärksten Effekte; gleichermaßen wirkungsvoll ist 
in Bezug auf diese Variable nur der Extended Gateway. 
Diese Ergebnisse sind auch für andere Surveys und Erhebungsgebiete stabil: Auf den Abgang 
aus Leistungsbezug hatte in Schottland ebenfalls die Employment Option die stärksten Effekte; 
von den Teilnehmern an der Employment Option waren 24 bis 30 Monate nach dem individuel-
len Programmstart 74 % nicht mehr im Leistungsbezug. Die schlechtesten Ergebnisse hatte die 
ETF-Option mit 58 %. Für die Analyse der relativen Effekte der Programmoptionen wurden 
auch hier die Teilnehmer gematcht. Teilnehmer der Employment Option hatten auch dann eine 
deutlich und signifikant größere Chance als die Teilnehmer der anderen Optionen, aus dem 
Leistungsbezug abzugehen: Die Effekte der Employment Option lagen um sechs Prozentpunkte 
über der der FTET und des Extended Gateway, um 8 Prozentpunkte über der ETF und um 10 
Prozentpunkte über der VS-Option. Hinsichtlich des Übergangs in Beschäftigung brachte nur 
die Employment Option signifikante Ergebnisse: Die Chance auf Aufnahme einer Beschäftigung 
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war für diese Teilnehmer mehr als zweimal so groß als bei Teilnahme an einer anderen Option. 
Betrachtet man nur Frauen, zeigen sich etwas andere Effekte: Zwar ist auch hier bei Teilnahme 
an der Employment Option die Wahrscheinlichkeit auf Abgang aus dem Leistungsbezug am 
größten; der Abstand zur VS-Option ist mit 7 Prozentpunkten jedoch deutlich geringer als in 
der Gesamtstichprobe, der Abstand zur ETF-Option dagegen deutlich höher. Selbst bei Kontrol-
le wichtiger Merkmale haben Teilnehmerinnen der ETF-Option eine um 24 Prozentpunkte ge-
ringere Chance auf Abgang aus Leistungsbezug als Frauen in der Employment Option (Bonjour 
et al. 2002).  
Dorsett (2004) untersucht die relativen Nettoeffekte der NDYP-Optionen für Männer. Sowohl 
bei den Einflüssen auf Arbeitslosigkeit wie auf Beschäftigung ergibt sich auch hier die gleiche 
Reihenfolge der Optionen: am besten schneidet in jedem Fall die Employment Option ab. Bei 
Messung des Beschäftigungsstatus ein Jahr nach Beginn einer Option lag die Employment 
Option mit einem Anteil von 34,8 % Arbeitslosen um 4,6 (Extended Gateway EGW) bis 21,7 
(FTET) Prozentpunkte über den anderen Optionen. Die geringsten Effekte hatte die ETF-Option, 
die anderen Optionen schnitten nur etwas besser ab. Bemerkenswert ist, dass die Option, län-
ger im Gateway zu bleiben (Extended Gateway), zu besseren Effekten führt als die Teilnahme 
an den Optionen, mit Ausnahme der Employment Option. Die relativen Effekte aller Programm-
elemente werden über die Zeit schwächer (d. h. Arbeitslosigkeit nimmt wieder zu, Beschäfti-
gung ab), doch die Rangfolge bleibt erhalten. 
ND 25+ 
Lissenburgh (2001) vergleicht die relativen Nettoeffekte der Optionen „Employer Subsidy“, 
„Education and Training Opportunities“ (ETO) und „Work Based Learning for Adults“ (WBLA) 
auf die Abgänge aus Leistungsbezug und die Übergänge in Beschäftigung. Lediglich subventio-
nierte Beschäftigung hat hier deutliche und signifikante Effekte: Die Chance auf Beschäftigung 
erhöhte sich im Erhebungszeitraum um das 2,5-fache, die Chance auf den Abgang aus Leis-
tungsbezug um das 1,7-fache. Dagegen hatten die beiden anderen Optionen negative Effekte, 
wobei sich allerdings nur der Einfluss der WBLA-Option auf Beschäftigung als signifikant er-
wies.  
Auch eine Berechnung der Nettoeffekte für Teilnehmer des ND 25+ in Nordirland ergibt für die 
Employment Option weitaus bessere Werte: Je nach Schätzmethode liegen die Chancen auf 
Beschäftigung bei Teilnehmern der Employment Option um 26 bis 37 Prozentpunkte über de-
nen der Teilnehmer an den anderen Optionen (KPMG Consulting 2002a). Etwa drei Viertel der 
Unterschiede zwischen Teilnehmern an der Employment Option und den anderen Optionen 
lassen sich auf das Programm zurückführen, sind also nicht durch Teilnehmermerkmale be-
dingt. 
5.1.9 Sonstige Ergebnisse 
NDYP 
Einschätzung des Programms durch die Teilnehmer 
Der Bewertung der ND-Programme durch die Teilnehmer ist ein wichtiger Aspekt der britischen 
Evaluationsstudien; zahlreiche qualitative Studien wurden zu diesem Thema durchgeführt. Eine 
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positive Bewertung wird als Voraussetzung für eine erfolgreiche Durchführung des Programms 
gesehen. Nur wenn die Programmgestaltung den Bedürfnissen und Wünschen der Teilnehmer 
entspricht, sind eine Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit sowie positive Effekte auf Über-
windung sozialer Hemmnisse zu erwarten.  
Eine sehr wichtige Rolle für eine subjektiv als gelungen wahrgenommene Programmteilnahme 
spielt der persönliche Berater (Personal Adviser). Nach dem ersten Interview hatten auch Per-
sonen, die dem NDYP zunächst skeptisch bis ablehnend gegenüberstanden, meist eine weitaus 
positivere Einschätzung gewonnen. Als wesentlich dafür wurden Verhaltensweisen des persön-
lichen Beraters wie Offenheit und Freundlichkeit, aufrichtiges Interesse, gleichberechtigte Be-
handlung und Eingehen auf die Besonderheiten des Einzelfalls genannt (Blackburn et. al 1998; 
Legard et al. 1998; Woodfield et al. 2000). 
75 % der Teilnehmer zeigte sich sehr zufrieden oder zufrieden und nur 25 % unzufrieden mit 
der Arbeit ihres persönlichen Beraters (Legard et al. 1998). Dabei waren junge Menschen, die 
schlecht qualifiziert, entmutigt und unsicher über ihre beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten 
und -wünsche waren, zufriedener, da sie die Beratung als orientierend erlebten und die Teil-
nahme an den Optionen als Schritt in eine positive berufliche Entwicklung sahen. Unzufrieden 
waren einerseits eher gut qualifizierte Teilnehmer, vor allem wenn sie sehr spezielle berufliche 
Vorstellungen hatten; andererseits aber auch Personen, die an Arbeit desinteressiert waren und 
den NDYP deshalb lediglich als Zwang erlebten.  
Die meisten Teilnehmer bewerteten die Employment Option oder FTET am besten. Teilnehmer 
an der Employment Option hatten das Gefühl, von Erwerbslosigkeit in „richtige“ Arbeit zu 
kommen. Neue berufliche Qualifikationen und das durch die Arbeit gewonnene Selbstvertrauen 
wurden als hilfreich bei der Jobsuche erlebt. Die VS- und die ETF-Option wurden tendenziell 
schlechter beurteilt; bei der VS-Option hatten viele die Befürchtung, dass die erlernten Fähig-
keiten auf dem Arbeitsmarkt nichts wert seien. Die ETF-Option fand nur bei Teilnehmern An-
klang, die auch beruflich ähnliche Tätigkeiten ausüben wollten, andere empfanden sie als Ar-
beit, „die sonst keiner machen will“. Bei diesen beiden Optionen war auch das Gefühl stärker, 
kein Mitspracherecht gehabt zu haben bzw. nicht ausreichend informiert worden zu sein 
(Dewson/Eccles 2000).  
Die Beurteilung des und das Verhalten in der Follow Through-Phase war ebenfalls sehr unter-
schiedlich: Manche Jugendliche stellten hier ihre Arbeitsbemühungen mehr oder weniger ein, 
während andere diese Phase intensiv nutzten (O’Connor et al. 2000).  
Bei der Einschätzung, in welcher Weise die Teilnahme tatsächlich geholfen hatte, nannten 
jeweils mehr als die Hälfte Unterstützung bei der Jobsuche und Lernen neuer bzw. Verbessern 
vorhandener Fähigkeiten. In Hinblick darauf, auch wirklich Arbeit zu finden, schätzten zwei 
Drittel nur die Employment Option positiv ein; bei den anderen Optionen lag eine positive Ein-
schätzung jeweils unter 30 %. Dass sie Arbeitserfahrung gewonnen hätten, sagten 70 % der 
Teilnehmer der Employment Option, 58 % in der VS-Option; in den anderen Optionen lag die 
Zustimmung unter 50 %. Die einzige Dimension, bei der die Employment Option nicht am bes-
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ten abschnitt, war die Erhöhung des Selbstvertrauens: Hier war mit 52 % Zustimmung die VS-
Option am erfolgreichsten. Als überhaupt nicht hilfreich beurteilten 8 % der Teilnehmer die 
Employment Optionen; bei den anderen Optionen lag dieser Anteil zwischen 18 und 20 Prozent 
(Bonjour et al. 2002; n = 695). 
Sanktionen 
Bonjour et al. (2001, 2002) und Peters/Joyce (2006) finden ein signifikant erhöhtes Sanktions-
risiko für Teilnehmer mit Lese-/Rechenproblemen, mehreren JSA-Spells, ehemaligen Straffälli-
gen, Personen mit Drogen- und Alkoholproblemen und für Teilnehmer der ETF-Option bzw. mit 
geringen Qualifikationen. Ein signifikant reduziertes Sanktionsrisiko haben dagegen chronisch 
Kranke, Frauen und jüngere Teilnehmer. Sanktionen scheinen keine Effekte auf den Übergang 
in Beschäftigung zu haben, reduzieren aber die Chance auf Abgang in andere Zustände. Trotz 
Sanktionen bleiben die Teilnehmer also eher länger im New Deal. 
Abgänge in unbekannte Zustände (Leavers to unknown destinations, LTUD) 
Mehrere Studien beschäftigen sich mit dem Verbleib von Teilnehmern, die das Programm ver-
lassen haben, ohne dass bekannt wäre, warum. Untersuchungen (Hales/Collins 1999; O’Donnell 
2001) zeigen, dass etwa die Hälfte der LTUDs in Beschäftigung überging. Es gibt nur wenige 
Hinweise auf Unterschiede zwischen LTUDs und anderen Abgängern aus dem Programm: LTUDs 
scheinen etwas häufiger ethnischen Minderheiten anzugehören und ebenfalls vermehrter aus 
problembelasteten Familien zu kommen. Die Ablehnung des NDYP war bei den LTUD nicht 
stärker ausgeprägt als bei anderen; nur sehr wenige nannten als Grund für das Verlassen des 
Programms, das sie keine Lust hätten zu arbeiten. 65 % der Befragten (O’Donnell 2001) gaben 
an, ihren PA darüber informiert zu haben, das Programm abzubrechen. 
ND 25+ 
Modifikationen des ND 25+ 
Der ND 25+ wurde seit seiner Einführung mehrfach modifiziert (siehe Kapitel 5.1.4). Dabei 
wurden auch Programmelemente aufgenommen, die sich zunächst nicht als erfolgreich erwie-
sen: Der 2003 eingeführte „Gateway to Work“ reduzierte in der Pilotierungsphase die Über-
gänge in Beschäftigung gegenüber einer Kontrollgruppe um zwei Prozentpunkte. Die sonstigen 
Abgänge aus Leistungsbezug lagen in der Treatmentgruppe um ebenfalls zwei Prozentpunkte 
über der Kontrollgruppe (Page et al. 2006). Längerfristig hatten die stärkere Strukturierung und 
die Ausdehnung verpflichtender Elemente aber eine positive Wirkung, sowohl auf den Anstieg 
der Übergänge in Beschäftigung wie auch auf die Programm-Exit-Rate insgesamt. Die durch-
schnittliche Dauer der Programmteilnahme wurde verkürzt (Hasluck 2002). Insgesamt wurde 
das Programm vor allem durch die verpflichtende Intensive Activity Period (IAP) job-orientier-
ter, und die Klienten äußerten größere Zufriedenheit damit, wie auf ihre Bedürfnisse einge-
gangen wurden.  
Zufriedenheit mit ND 25+ 
Obwohl ein großer Teil der Teilnehmer am New Deal auch nach dem Programm keine Arbeit 
findet, wird der ND 25+ von der Mehrheit der Teilnehmer positiv bewertet. Berichtet werden 
sowohl positive Effekte auf die Motivation bei der Jobsuche und auf Chancen am Arbeitsmarkt, 
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wie auch auf das Selbstwertgefühl. Auch die persönlichen Berater werden mehrheitlich positiv 
beurteilt (Pricewaterhouse/Coopers 2004). Unterschiede hinsichtlich des Ausmaßes der Zufrie-
denheit bzw. Unzufriedenheit hängen zum einen von den Erwartungen der Teilnehmer ab (Le-
gard et al. 2000). Zum anderen vor allem damit, ob die Teilnehmer das Gefühl haben, dass ihre 
Bedürfnisse während des Prozesses Beachtung finden, dass die Berater und die Beratungsge-
spräche interessiert und aufgeschlossen sind, dass die Maßnahmen, an denen sie teilnehmen, 
zielführend ist und von den Ergebnissen des New Deal, sowohl hinsichtlich „harter“ Ergebnisse, 
vor allem einen Job zu finden, wie auch hinsichtlich „weicher“ Ergebnisse, d. h. etwa der sub-
jektiv empfundenen Wahrscheinlichkeit, besser Arbeitsmarktchancen zu haben oder neue Stra-
tegien der Suche nach Beschäftigung erlernt zu haben (Winterbotham 2001): Insgesamt posi-
tiv beurteilt wurde der ND 25+ vor allem von denjenigen, die in Beschäftigung übergingen, 
auch wenn manche Teilnehmer der Meinung waren, dass der Erfolg bei der Arbeitsuche nicht 
dem New Deal zu verdanken sei. Ablehnende Bewertungen bezogen sich darauf, dass man sich 
unter Druck gesetzt fühlte, etwa den erstbesten Job anzunehmen, in Niedriglohnbeschäftigung 
oder nicht-gewollte Jobs gepresst zu werden, an aussichtslosen Einstellungsgesprächen teil-
nehmen zu müssen und aus Angst vor Sanktionen an Maßnahmen teilzunehmen. Eher selten 
war die Einschätzung, dass das Programm nur dazu diene, Hilfeempfänger aus dem Leistungs-
bezug zu bekommen bzw. dass die persönlichen Berater ohne Berücksichtigung der Klienten-
interessen und -bedürfnisse diese in ungeeignete Optionen zwingen. 
Frauen und jüngere Arbeitslose waren zufriedener als Männer und ältere Arbeitslose: 28 % der 
Frauen und 18 % der Männer stimmten zu, dass der ND 25+ ihre Chancen auf dem AM erhö-
he; bei Personen im Alter von 20 bis 25 Jahren war die Zustimmung 1 ½-mal so hoch wie für 
mindestens 40-jährige (PricewaterhouseCoopers 2004). 
Besonders die Möglichkeit subventionierter Beschäftigung wird positiv beurteilt, wobei nicht 
nur die Aussicht auf reguläre Beschäftigung bzw. Weiterbeschäftigung wichtig ist, sondern 
auch, dass die Arbeit interessant ist. Kritisiert wurde teilweise, dass die Löhne zu niedrig sei-
nen. Die Programmdauer wurde häufig als zu kurz bewertet, vor allen für die ETF-Option, da 
deren Teilnehmer häufig eine Vielzahl von Problem lösen musste, die einer regulären Beschäf-
tigung im Weg standen. Besonders unzufrieden waren Personen, die schon einmal in einem 
staatlichen Beschäftigungsprogramm waren (Atkinson et al. 2000). Auch dass zum Teil nicht 
auf Jobs im modernen Arbeitsmarkt vorbereitet wurde, war Gegenstand der Kritik (Molloy/ 
Ritchie 2000). 
Sanktionen 
Der Einsatz von Sanktionen wird als effektiv beurteilt (Peters/Joyce 2006): Sanktionen bewir-
ken Verhaltensänderungen insofern, als ein Teil der Teilnehmer ND 25+ aufgrund der Aussicht 
auf Sanktionen seinen Verpflichtungen auf Arbeitsuche und Programmteilnahme intensiver 
nachkommt. Bereits die Androhung von Sanktionen hat diese Effekte, bewirkt teilweise aber 
auch einen Ausstieg aus dem Leistungsbezug (Joyce 2005). Sanktionierte und nicht-sanktio-
nierte Personen unterscheiden sich nicht systematisch, es findet also Diskriminierung be-
stimmter Gruppen statt. Auch den meisten Teilnehmern des ND 25+ wurde das Sanktions-
regime als fair beurteilt. 
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5.2 Niederlande 
5.2.1 Einleitung 
Sozialhilfe wurde in den Niederlanden lange als Einkommensersatz ohne direkte Verbindung 
zum Arbeitsmarkt gewährt. Dies änderte sich in den 1990er Jahren, als im Zuge der Umsetzung 
des neuen arbeitsmarktpolitischen Leitbildes „Arbeit vor Transfereinkommen“ die Kommunen, 
die für die Gewährung von Sozialhilfe zuständig sind, zunehmend verpflichtet wurden, auf die 
Erwerbsintegration von Hilfeempfängern hinzuwirken. Seither wurde auf kommunaler Ebene 
mit einer Vielzahl von Programmen experimentiert, die nach und nach in ein einheitliches Ge-
setz überführt wurden. Dabei handelt es sich jedoch nicht um klar definierte Programm-Modu-
le wie in Großbritannien; charakteristisch ist vielmehr die Kombination mehrerer Maßnahmen, 
die in unterschiedlicher Zusammensetzung in kommunalen Projekten organisiert werden. Auf 
individueller Ebene werden dazu Handlungspläne (Reintegrationstrajekte) abgeschlossen, wel-
che die Teilnahme an bestimmten Projekten beinhalten können. 
Die von uns ausgewerteten Evaluationsstudien umfassen den Zeitraum von 1994 bis 2004 und 
beinhalten damit nicht die Veränderungen durch die Gesetzesreform von 2004. Für die Aussa-
gekraft der Studien ist dies jedoch unproblematisch, weil die Elemente von Aktivierungspro-
grammen (wie Unterstützung bei der Arbeitsuche, Arbeitsgelegenheiten oder Qualifizierungs-
maßnahmen) erhalten blieben. Die meisten Studien decken den Zeitraum von 2001 bis 2003 
ab und beziehen sich auf die Effekte verschiedener Arten von Trajekten. 
5.2.2 Gesetzliche Grundlagen24 
In den 1970er und 1980er Jahren diente der niederländische Wohlfahrtsstaat als „Leistungs-
verteiler“ und aktive Arbeitsmarktpolitik existierte nur für arbeitsmarktnahe Arbeitslose. Maß-
nahmen zur Teilnahme am Arbeitsmarkt und Sozialhilfeleistungen als garantierter Einkom-
mensschutz existierten parallel nebeneinander.  
Erst zu Beginn der 1990er Jahre hat sich die kommunale Verantwortlichkeit auf erwerbsfähige 
Hilfebezieher erweitert, u. a. wurden ab dem Jahr 1992 aktivierende Programme für sozialhil-
feberechtigte Jugendliche und Langzeitarbeitslose mit der Verpflichtung zur Annahme eines 
Arbeitsplatzangebotes und öffentliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen eingeführt. Grund 
hierfür war insbesondere die wachsende Bedeutung der Aktivierung von Sozialhilfeempfängern 
in der niederländischen Arbeitsmarktpolitik.  
Die Ergänzung des Artikels 144 zum Sozialhilfegesetz (Algemene Bijstandswet, AbW) im Jahre 
1996 verdeutlicht die Umsetzung des neuen arbeitsmarktpolitischen Leitbilds „Arbeit vor 
Transfereinkommen“ mit dem eindeutigen Vorrang der Erwerbsarbeit25. Damit forderte die 
                                               
24 Quelle: Ministerie van Sociale Zaken en Werkgelegenheid,   
http://home.szw.nl/navigatie/dossier/dsp_dossier.cfm?set_id=134 (31.07.2007). 
25  Neben den Änderungen im Sozialhilfegesetz kam es gleichzeitig auch zu Änderungen im Arbeitslosig-
keitsgesetz (1996). Dabei traten „fordernde“ Elemente in der Arbeitsmarktpolitik stärker in den Vor-
dergrund. Die Zumutbarkeitskriterien wurden erhöht und die Sanktionspraxis verschärft. 
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niederländische Regierung die Kommunen ausdrücklich auf, die Reintegration von Sozialhilfe-
empfängern auf den Arbeitsmarkt mittels verschiedener Instrumente zu fördern. In der Praxis 
bedeutete Artikel 144, dass nicht nur beschäftigungsorientierte Programme, sondern auch 
alternative Formen sozial nützlicher Tätigkeit als sinnvoller Weg für eine soziale Integration 
angesehen wurden.  
Die vielfältigen Erfahrungen mit der sozialen Aktivierung flossen in das neue Gesetz über Ar-
beit und Sozialhilfe (Wet Werk en Bijstand, WWB)26 ein, welches zum 1. Januar 2004 in Kraft 
trat. Ziel des neuen Gesetzes ist es, eine größere Anzahl von Sozialhilfeempfängern zur Auf-
nahme einer Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt zu bewegen. Gleichzeitig wurde 
den Kommunen die zentrale Verantwortung für die Förderung der Reintegration von Sozialhil-
feempfängern und Leistungsempfängern nach dem Hinterbliebenengesetz (ANW) übertragen. 
Durch das neue Gesetz wurde soziale Aktivierung zu einem gesetzlich verankerten Schritt in 
Richtung Beschäftigung oder, falls dies nicht möglich ist, in Richtung einer anderen Zielset-
zung. Die Möglichkeiten der Kommunen, ein eigenes Programm und eigene Maßnahmen zur 
sozialen Integration zu entwickeln, wurden beträchtlich erweitert. 
5.2.3 Institutionen 
Zwei unterschiedliche administrative Behörden (national und kommunal organisiert) sind für 
verschiedene Empfängergruppen verantwortlich. Das nationale UWV-Institut (Uitvoeringsinsti-
tuut Werknemersverzekeringen) ist dabei für die operative Durchführung der Sozialversiche-
rungsgesetze hinsichtlich Arbeitslosigkeit, Krankheit und Behinderung sowie für die Förderung 
der Reintegration von versicherten Leistungsempfängern in Beschäftigung zuständig. Demge-
genüber sind Kommunen für die Reintegration von Sozialhilfeempfängern, Empfängern von 
Hinterbliebenenrente und Arbeitsuchende, die keine erstgenannten Sozialleistungen bezie-
hen27, zuständig. Zudem zahlen sie die Sozialhilfe an diejenigen aus, die ihren Lebensunterhalt 
nicht selbst bestreiten können. 
5.2.4 Aktivierungsmaßnahmen 
Zielgruppen 
Aktivierungsmaßnahmen zielen allgemein auf Empfänger von beitragsfinanziertem Arbeitslo-
sengeld und bedürftigkeitsgeprüfter, steuerfinanzierter Sozialhilfe ab, jedoch sind nur letztere 
im Alter von 21 bis 65 Jahren28 Zielgruppe kommunaler Aktivierung. 
                                               
26  Das neue Gesetz löste einige bestehende Gesetze ab: das Allgemeine Sozialhilfegesetz (AbW), das 
Gesetz zur Beschäftigung Arbeitsuchender (WIW), das AbW-Finanzierungsgesetz, das Gesetz über 
Einkommensversorgung älterer oder teilerwerbsunfähiger arbeitsloser Personen (IOAW), das Gesetz 
über die Einkommensversorgung älterer und teilerwerbsunfähiger, vormals selbstständiger Personen 
(IOAZ) und den Erlass über Einstiegs- und Durchgangsstellen (I/D-Stellen).  
27  Für Arbeitsuchende ohne Unterstützungsleistungen ist die Teilnahme an Programmen freiwillig.  
28  18- bis 20-Jährige erhalten einen Zuschuss zum Kindergeld. Ab dem 23. Lebensjahr haben Sozialhil-
febezieher auch Anspruch auf den Langzeitzuschlag (mindestens 5 Jahre Sozialhilfebezug als Voraus-
setzung). 
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Sozialhilfe erhalten alle Personen, die aus dem Leistungsbezug des Arbeitslosengeldes heraus-
fallen oder die Anwartschaftszeit für Arbeitslosengeld nicht erfüllen. Gleichzeitig sind Sozial-
hilfeempfänger verpflichtet, allgemein akzeptierte Arbeit anzunehmen und sich beim CWI 
(Centrum voor Werk en Inkomen) als Arbeitsuchender zu registrieren29 (WWB § 9 Abs. 1a). 
Zudem muss der Hilfeempfänger an Maßnahmen teilnehmen, die ihm von der Kommune ange-
boten werden (WWB § 9 Abs. 1b). All diese Verpflichtungen gelten auch für den Ehepartner, 
wenn beide Sozialhilfe beziehen (§ 9 Art. 3). 
Vier Phasen der Reintegration in den Arbeitsmarkt 
Nach der Registrierung erfolgt die Zuweisung an die zuständigen Behörden auf nationaler bzw. 
kommunaler Ebene. In dem von uns betrachteten Zeitraum wurde zusätzlich noch eine Beur-
teilung der „Nähe zum Arbeitsmarkt“ durchgeführt und damit die Zuteilung in eine der vier 
Phasen (siehe Tabelle 8). 
Tabelle 8 
Die vier Phasen der Reintegration in den Niederlanden 
Phasen Merkmal Maßnahme Verantwortung vorherrschender 
Ansatz der Aktivie-
rung30 
Phase 1 Personen mit geringem Ab-
stand zum Arbeitsmarkt, die 





Personen mit größerem, aber 
überbrückbarem Abstand zum 
Arbeitsmarkt 
Reïntegratie Plus UWV oder Kommu-
nen 
Arbeitsaktivierung 
Phase 4 Menschen, die nicht ohne 
weiteres auf dem Arbeitsmarkt 
integriert werden können 
Sociale Activering Kommunen 
Soziale Aktivierung 
 
Phase 1: Personen in dieser Phase werden als unmittelbar arbeitsfähig eingestuft. Sowohl Ar-
beitslosengeld- als auch Sozialhilfebezieher bleiben für sechs Monate in der Verantwortung 
des CWI. Bei der Basis-Reintegration wird nur auf Beratungsinstrumente zurückgegriffen, um 
für den Arbeitsuchenden innerhalb der ersten sechs Monate eine Beschäftigung zu finden. 
Während dieser Zeit hat er Anspruch auf Unterstützungsleistungen. 
Phasen 2 und 3: In diesen Phasen werden die Leistungsbezieher als arbeitsfähig eingestuft, 
dennoch weisen sie gewisse Probleme auf, die einer direkten Rückkehr auf den Arbeitsmarkt im 
Wege stehen. Arbeitslosengeldempfänger werden von der UWV betreut, während Sozialhilfe-
                                               
29  Der entscheidende Unterschied zu den anderen Ländern ist, dass sich in den Niederlanden zunächst 
alle Antragssteller auf Sozialleistungen beim CWI registrieren müssen; weitere Informationen siehe 
Sproß/ Lang (2008). 
30  Generell unterscheidet man zwei Formen von Aktivierung. Zum einen kann sie als Versuch gesehen 
werden, arbeitslose Menschen, insbesondere Langzeitarbeitslose, auf dem Weg zurück in den Ar-
beitsmarkt und in bezahlte Beschäftigung zu unterstützen (Arbeidsactivering). Zum anderen kann Ak-
tivierung aber auch aus der Perspektive betrachtet werden, in der eine Beschäftigung auf dem regulä-
ren Arbeitsmarkt zumindest kurzfristig nicht im Vordergrund steht, sondern eher als Werkzeug dient, 
damit die Betroffenen wieder am sozialen Leben teilhaben und eine soziale Isolation verhindert wird 
(Sociale Activering). Ein Überblick über die Experimente zur sozialen Aktivierung findet sich bei Nicai-
se/Meinema (2004). 
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empfänger in den Zuständigkeitsbereich der Kommunen fallen. Für beide bedeutet Reintegrati-
on Plus, dass Arbeitsuchende mittels Beratung und Maßnahmenteilnahme innerhalb eines 
Jahres (Phase 2-Teilnehmer) oder nach Ablauf eines Jahres (Phase 3-Teilnehmer) wieder eine 
Beschäftigung finden sollen. 
Phase 4: Personen in dieser Phase können nicht ohne weiteres wieder in den Arbeitsmarkt 
integriert werden. Nach dem WWB (§ 9) wird „soziale Aktivierung“ als das Verrichten von all-
gemeinnützigen sinnvollen Aktivitäten definiert, die auf eine Arbeitsbeschaffung abzielen oder, 
wenn dies noch nicht möglich ist, auf selbständige gesellschaftliche Teilhabe. Maßnahmen wie 
Schulungen und Sprachkurse dienen vor allem auch als Vorbereitung auf Reintegration (Phase 
3). Damit soll das soziale Selbstbewusstsein gestärkt und eine soziale Isolation vermieden wer-
den, wobei zumindest langfristig gesehen die Wiedereingliederung auf dem regulären Arbeits-
markt das entscheidende Ziel der sozialen Aktivierung31 ist. 
In ihrer Studie über die Nettoeffektivität von Reintegrationsmaßnahmen in Rotterdam zeigen 
Hekelaar et al. (2006) diese Unterteilung genauer auf. Die dort angebotene Reintegrationspa-
lette beinhaltete Instrumente, die sowohl im Rahmen der Basisreintegration, der Reintegration 
Plus sowie der sozialen Aktivierung eingesetzt wurden. Damit wird deutlich, dass es in der 
Praxis keine eindeutige Trennung zwischen den Instrumenten für die jeweiligen Phasen gibt 
und es damit auch zu Überlappungen bei den Phasen kommt. Bei den Instrumenten handelt es 
sich im Prinzip um diverse Produkte wie intensive Betreuung, Gruppengespräche, Orientie-
rungs- und Motivationstraining, Bewerbungstraining, Sprachtraining, Ausbildung oder Arbeits-
vermittlung. In ähnlicher Weise erfolgte die Darstellung des Projektes „Inzet Zuidoost“ (Einsatz 
Südost) in Amsterdam (Grootscholte/Bouwmeister 2000). Hier konzentrierten sich die Instru-
mente in Phase 1 auf Unterstützung bei der Arbeitsuche, in Phase 2 auf Schulung und den 
Erhalt von Erwerbserfahrung und in Phase 3 und 4 auf die Lösung von Problemen und die An-
leitung zur gesellschaftlichen Teilnahme.  
Speziell auf soziale Aktivierung setzten u. a. ein Projekt in Limburg, in welchem Instrumente 
wie beispielsweise die Vorbereitung auf Freiwilligenarbeit, bezuschusste Arbeit und Hilfe bei 
finanziellen, gesundheitlichen oder familiären Problemen bereitgestellt wurden (van Bochove 
2002) oder das Programm in Den Haag, bei welchem verschiedene Kompetenzen der Klienten 
verbessert werden sollten. Das Programmangebot war breit gefächert und reichte von Compu-
terkursen, kaufmännischen Lehrgängen und Sprachkursen bis hin zu künstlerischen Aktivitäten 
wie Musizieren oder Malen. Das Programm „Onbenutte Kwaliteiten“ (Nichtgenutzte Qualitä-
ten) in Rotterdam war ebenfalls auf soziale Aktivierung gerichtet. Dabei ging es weniger um 
ein intensives Programmangebot, sondern Berater gingen in Gemeinden und definierten mit 
Bewohnern sozial nützliche Tätigkeiten, in denen diese dann aktiv werden konnten (Nicaise/ 
Meinema 2004). 
                                               
31  Neuere Studien (Sol et al. 2007) weisen jedoch darauf hin, dass auch in den Niederlanden zunehmend 
eine „work first“ Orientierung festzustellen ist. 
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Maßnahmeninstrumente  
Neben den Pflichten kam es ab dem Jahr 2004 auch zur Einführung des Rechts auf Reintegra-
tion (WWB § 10). Jede Gemeinde kann nun selbst entscheiden, wie sie den Menschen bei der 
Suche nach Beschäftigung hilft. Im Gesetz hervorgehoben wird insbesondere die individuelle 
Behandlung der Personen: So können die Kommunen in individuellen Fällen zusätzliche Ver-
pflichtungen auferlegen, wenn sie der Integration auf den Arbeitsmarkt dienen (WWB § 55). 
Die Inhalte der Maßnahmen und die anzuwendenden Instrumente richten sich gewöhnlich 
nach den Bedürfnissen und Kapazitäten der Individuen (WWB § 18). 
Festzustellen ist, dass es keine verbindliche Klassifizierung von Instrumenten in den Niederlan-
den gibt. Trotzdem unterscheidet man allgemein folgende Instrumente (vgl. van Nes et al. 
1998; Merckx 2005): 
• Bewerbungstraining und Beratung (einschließlich Erstgespräch und Situationseinschätzung) 
• Vermittlung 
• Ausbildung (scholing), einschließlich berufsgerichtete Ausbildung, Berufserfahrungsprojek-
te, Training oder Weiterbildung 
• Einstellungsförderung und Bezuschusste Arbeit32 
• Arbeitserfahrung 
• Sprachtraining 
• Soziale Aktivitäten 
• Freiwillige Arbeit  
In der Regel kommen während einer Projektphase mehrere Instrumente zum Einsatz, wie de 
Graaf-Zijl et al. (2006) für die Gemeinde Amsterdam oder de Wolff et al. (2004) für die Ge-
meinde Groningen aufzeigen. Die hier angebotenen Reintegrationsmaßnahmen beinhalteten 
Instrumente wie das Einführungsgespräch, Sprachkurse, Training, Ausbildung, Weiterbildung, 
Berufserfahrungsprojekte, Berufsberatung, Anleitungen zur Selbständigkeit, soziale Aktivitäten, 
Begleitung oder Arbeitsvermittlung mit dem Ziel der dauerhafte Erwerbsintegration.  
Genauer beschreibt Lammerts (1997) das Projekt „Schneeball“ für die Gemeinden Feijernood/ 
Rotterdam für Langzeitarbeitslose mit geringen Integrationschancen auf dem Arbeitsmarkt aus 
dem Jahr 1996. Angewendet wurden Gesprächsformen wie das individuelle Erstgespräch („Ei-
gene Teilnahmeperspektive“) mit anschließendem Gruppentreffen, wo es zum Austausch mit 
anderen Betroffenen kam („Spiegelcursus“). Konkret auf Bildungsinstrumente ist das 2001 
gestartete Projekt „Verborgene Talente“ in Rotterdam (van Toorn 2003) gerichtet. Personen mit 
sehr niedriger Ausbildungsstufe sollen über Ausbildung oder Training gefördert („entdecken 
verborgener Talente“) und weiter qualifiziert werden. 
                                               
32  Letztere Maßnahme wird jedoch kaum noch angeboten, weil diese im neuen Gesetz nicht mehr als 
Reintegrationsmaßnahme gilt (CNV Vakcentrale 2005). 
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Aktivierungsmaßnahmen 
Erste Maßnahmen in Form von Unterstützungsleistungen für Arbeitgeber oder eines zusätzli-
chen Jobangebotes wurden bereits ab Mitte der 1980er Jahre angeboten (siehe Tabelle 29 im 
Anhang). Die Maßnahmen richten sich hauptsächlich an Langzeitarbeitslose oder jugendliche 
Arbeitslose, welche einen großen Teil der Arbeitslosen bildeten.  
Die in den 1990er Jahren angebotenen Maßnahmenbündel sind auf zusätzliche oder reguläre 
Beschäftigungsmöglichkeiten ausgerichtet. Zusatzjobs wurden hauptsächlich für besonders 
langjährige Langzeitarbeitslose bzw. Sozialhilfeempfänger (Banenpool, Melkert I und II) oder 
arbeitslose Jugendliche (JWG) geschaffen. Ein Teil dieser frühen Maßnahmen wurde im Jahr 
1998 in das Gesetz zur Beschäftigung Arbeitsuchender (WIW) integriert und im Jahr 2004 in 
das neue Gesetz über Arbeit und Sozialhilfe (WWB) überführt (van Oorschoot 2002, 2004). 
Als Reaktion auf die hohe Jugendarbeitslosigkeit wurde 1990 die Beschäftigungsgarantie für 
Jugendliche (Jeugdwerkgarantieplan JWG) eingeführt, wobei die Gemeinden aber erst seit 1992 
verpflichtet sind, diese Maßnahme umzusetzen. Das Programm ist für beschäftigungslose Ju-
gendliche im Alter von 16 bis 21 Jahren und für Schulabgänger bis 26 Jahre vorgesehen. Spe-
ziell letzteren soll bei einer Arbeitslosigkeitsdauer von mindestens sechs Monaten bis maximal 
einem Jahr eine Arbeitsgelegenheit oder Trainingsmaßnahme bzw. eine Kombination beider 
Maßnahmen angeboten werden. Die Arbeitsgelegenheiten sind garantierte Arbeitsplätze im 
staatlichen oder subventionierten Sektor. Dabei erhalten sie einen Lohn, der dem Mindestlohn 
für eine 32–Stunden–Woche entspricht. Die Maßnahme beruht auf einer expliziten Sanktions-
politik, d. h. diejenigen, die wiederholt ein Angebot ablehnen, verlieren ihren Anspruch auf 
Sozialleistungen. 
Die Anfang der 1990er Jahre implementierte Maßnahme „Bündelung von Jobs“ (Banenpool) 
ersetzte die bereits 1989 eingeführte EAA-Maßnahme (Experiment Additionele Arbeid) für 
Langzeitarbeitslose über drei Jahre in kommunaler Obhut. Ziel der Maßnahme war es, beson-
ders schwer vermittelbaren Langzeitarbeitslosen eine zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeit 
im öffentlichen und gemeinnützigen Sektor (Wohlfahrts-, Bildungs- und kulturellen Aktivitä-
ten) auf Basis eines Mindesteinkommens anzubieten, um diese dann mittels der erhaltenen 
Berufserfahrung wieder in den „normalen“ Arbeitsmarkt überzuleiten. Das KRA-WEP-Pro-
gramm (Werkervaringsplaats) stellt Arbeitsplätze über den öffentlichen Stellenvermittlungs-
dienst bereit. Es umfasst die finanzielle Unterstützung der Arbeitgeber für die Schaffung von 
Stellen, in denen Langzeitarbeitslose Berufserfahrungen sammeln können. 
Die zunächst als unbefristet konzipierte Maßnahme der Banenpools konnte seit 1997 auch 
temporär ausgestaltet werden. Im Laufe der Zeit änderte sich zudem die Zielsetzung der Maß-
nahme, indem der „Durchstromcharakter“ mehr betont werden sollte. Damit sollte zumindest 
für einen Teil der Teilnehmer wieder die Rückkehr auf den regulären Arbeitsmarkt anvisiert 
werden. Im Jahr 1998 wurden die Regelungen in das WIW integriert und im Jahr 2004 in das 
WWB überführt.  
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Neben den Banenpools wurden 1994 weitere Regelungen über zusätzliche Arbeitsplätze für 
Langzeitarbeitslose in Form der sog. Melkert-Jobs I-IV eingeführt. Dabei handelt es sich um 
dauerhafte Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor (Melkert I), um zusätzliche Jobs im privaten 
Sektor (Melkert II) sowie um Jobs im Dienstleistungsbereich in Form einer Unterstützung für 
Arbeitgeber (Melkert IV). Melkert II- und III-Jobs wurden ebenfalls in das WIW eingegliedert 
bzw. in das WWB überführt. 
Im Gegensatz zu den anderen drei Programmen wurden die Melkert III-Jobs als Experiment für 
„soziale Aktivierung“33 genutzt. Melkert III bezog sich dabei auf die im Jahr 1996 neu geschaf-
fene Experimentierklausel im Rahmen der Umstrukturierung der Sozialhilfe durch Einführung 
von aktivierenden Maßnahmen.  
Zwischen 1996 und 2001 wurden im Rahmen dieser Experimentierklausel im Sozialhilfegesetz 
kommunale Versuchsprojekte im Bereich der Sozialhilfe eingeführt, um besser auf die lokalen 
Gegebenheiten eingehen zu können. So waren Abweichungen bei einer Reihe von gesetzlichen 
Bestimmungen des AbW erlaubt, um zu testen, ob hierdurch ein Beitrag zur Bekämpfung des 
sozialen Ausschlusses möglich ist und ob Arbeitsplätze für diejenigen Sozialhilfeempfänger 
gefunden werden können, deren Stellung auf dem Arbeitsmarkt besonders schwierig ist. Im 
Rahmen von Melkert III konnten die Kommunen Langzeitarbeitslosen und Sozialhilfebeziehern, 
die keinerlei Bezug mehr zum Arbeitsmarkt hatten, eine freiwillige und unbezahlte Beschäfti-
gung anbieten. Durch freiwillige Arbeit wie Nachbarschaftshilfe, ehrenamtliche Betätigungen 
oder Praktika sollten die Personen vor allem wieder an einen normalen Arbeitsrhythmus ge-
wöhnt werden. Insgesamt lassen sich die kommunalen Aktivitäten, die im Rahmen der Experi-
mentierklausel des Sozialhilfegesetzes stattfanden in sechs Kategorien zusammenfassen:  
• Freiwillige Arbeit in Vereinen und Verbänden 
• Andere sozial nützliche Tätigkeiten oder kulturelle Aktivitäten 
• Arbeitsplätze auf Probe: Die Tätigkeiten können bspw. in Sozialunternehmen stattfinden; 
sie müssen sich jedoch von Tätigkeiten unterscheiden, die von Kunden in subventionierten 
Beschäftigungsprojekten getätigt werden. 
• Kontinuierliche Ausbildung: beruflich orientierte Kurse oder auf die Entwicklung persönli-
cher oder sozialer Kompetenzen ausgerichtete Maßnahmen 
• Betreuung: Schuldenmanagement, Drogenrehabilitation, psychologische Betreuung etc.  
• Andere maßgeschneiderte/bedarfsgerechte Maßnahmen wie Kompetenzfeststellung/Ein-
schätzung der eigenen Fähigkeiten 
                                               
33  Evaluierungsergebnisse von Versuchsprojekten aus dem Jahr 1999 zeigten, dass soziale Aktivierung 
effektiv war und eine stärkere Beteiligung an gesellschaftlichen Aktivitäten seitens der Zielgruppe er-
reicht wurde. Gleichzeitig wurde aber auch deutlich, dass viel Zeit, Arbeit und Zusammenarbeit not-
wendig waren, um eine Politik der sozialen Aktivierung zu entwickeln. Um die Kommunen zu motivie-
ren und ihnen Anreize zu geben, dass sie finanzielle Unterstützung für die Weiterentwicklung einer 
Politik zur sozialen Aktivierung bereitstellen, wurde die Subventionsregelung zur sozialen Aktivierung 
(Ssa-regeling) erlassen. Hierbei konnten die Kommunen für Projekte Zuschüsse beantragen. 
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Das im Jahr 1998 erlassene Gesetz „Beschäftigungsmaßnahme für Arbeitsuchende“ (Wet In-
schakeling Werkzoekenden, WIW) ersetzt die bis dahin existierende Regelungen zu Banenpool, 
JWG, KRA-WEP, Melkert II und III. Ziel des im Jahr 1998 verabschiedeten Gesetzes ist es, die 
Beschäftigungsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose, Sozialhilfeempfänger und jugendliche 
Arbeitslose unter 23 Jahren zu erhöhen. Es gilt als Rahmenwerk für subventionierte zusätzliche 
oder reguläre Jobs, freiwillige Beschäftigung oder Arbeitsgelegenheiten. Die angebotenen In-
strumente sind: voll subventionierte Arbeitsplätze, Beitragsreduzierungen, Lohnkostenunter-
stützung für Arbeitgeber, einmalige Unterstützungen in Form von Schulungen.  
Im Jahr 1999 wurde die Regelung für zusätzliche Jobs für Langzeitarbeitslose (Regeling 
Instroom/Doorstrom) als Nachfolger von Melkert I eingeführt und ergänzte die 40.000 existie-
renden Stellen aus Melkert I um 20.000 neue subventionierte Arbeitsplätze im öffentlichen 
Sektor, und zwar primär für Langzeitarbeitslose und Sozialhilfeempfänger (van Oorschot 2002). 
Mit Inkrafttreten des Gesetzes über Arbeit und Sozialhilfe (WWB) im Jahr 2004 wurde das 
Programm in das neue Gesetz übernommen.  
Im Februar 2000 startete mit der Ssa-Regelung (Regulation to Stimulatie Social Activation) 
eine weitere Maßnahme, um Kommunen zu sozialer Aktivierung zu motivieren, u. a. auch 
durch finanzielle Unterstützung für die Weiterentwicklung von Maßnahmen oder der Infra-
struktur. Die Ssa-Regelung war eine einmalige Maßnahme und zeitlich bis 2003 begrenzt. 
Projekte oder Aktivitäten, für welche Kommunen Zuschüsse erhalten konnten, mussten bis 
spätestens Anfang Juli 2002 abgeschlossen sein. Im Ergebnis entwickelten 360 Kommunen 
eine neue Politik der sozialen Aktivierung oder intensivierten ihre Maßnahmen. Mit dem WWB 
wurde die Komponente der sozialen Aktivierung auch gesetzlich festgeschrieben.  
Die im Jahr 2006 eingeführte Maßnahme „Rückkehrweg“ (Participatiebanen/Terugkeerbanen) 
richtet sich an Leistungsbezieher unter kommunaler Verantwortung mit geringen Rückkehr-
chancen auf den regulären Arbeitsmarkt. Dabei dient die Maßnahme als „Sprungbrett“ für die 
Rückkehr auf den Arbeitsmarkt und war bisher auf zwei Jahre befristet. Während dieser Zeit 
waren die Leistungsbezieher in einer kommunalen Einrichtung oder bei privaten Arbeitgebern 
beschäftigt, die dafür Unterstützungsleistungen erhielten und bezogen weiterhin Sozialleis-
tungen. Da die Teilnahme an der Maßnahme verpflichtend ist, können die Kommunen bei Ab-
lehnung der Teilnahme oder Kooperation die Sozialleistungen kürzen.  
Seit Januar 2007 kann die Maßnahme zweimal um ein Jahr verlängert werden, dies aber nur in 
besonderen Fällen. Drei Monate vor Ende der zwei Jahre muss die Kommune entscheiden, wel-
che Möglichkeiten dem Betroffenen zukünftig offen stehen bzw. welche weiteren Maßnahmen 
am effektivsten sind. Wird die Teilnahme verlängert, muss der Betroffene bei einer anderen 
Organisation arbeiten und ist verpflichtet, weitere Aktivitäten durchzuführen. 
Neben den genannten Maßnahmen gibt es seit 1999 die Politik des „Sluitende Aanpak“, der 
niederländischen Umsetzung der Europäischen Beschäftigungsrichtlinie. Ziel ist, Langzeitar-
beitslosigkeit zu verhindern, die Arbeitslosigkeitsdauer durch das Angebot eines so genannten 
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Trajektes zu verkürzen bzw. im Allgemeinen Zeiten von Arbeitslosigkeit bzw. Hilfebezug zu 
beenden („sluiten“).  
Mit dem darin enthaltenen Programm „Begleitung zur Arbeit“ („Begeleiding naar werk“), die 
Reïntegratietrajekte, Lohnkostenzuschüsse und Verweisungen an das CWI umfassen, sollen 
auch dem Arbeitsmarkt fern stehende Personen wieder in Arbeit gebracht werden. Reïntegra-
tietrajekte, die auf kommunaler Ebene das wichtigste Element von Aktivierung darstellen, die-
nen der Erwerbsintegration oder – wo diese nicht möglich ist – der sozialen Integration außer-
halb der Erwerbsarbeit. Sie bestehen aus Schulungs- bzw. Ausbildungsangeboten, aber auch 
Bewerbungstraining, Unterstützung bei der Bezahlung von Kinderbetreuung oder die Vermitt-
lung von Hilfen bei psychosozialen und anderen Problemen (Kok/Korteweg/Meer 2004).  
Die Zielgruppe des Sluitende Aanpak besteht aus Empfängern von Arbeitslosengeld und Sozial-
hilfe (Werkloosheiduitkering bzw. Bijstandsuitkering) im Alter von 15 bis 64 Jahren sowie aus 
nicht Leistungsberechtigten, die sich beim CWI Arbeit suchend registrieren lassen. Die Ziel-
gruppe wird unterteilt in „Jüngere“ (15 bis 22 Jahre), „Erwachsene“ (23 bis 57,5 Jahre) und 
„Ältere“ (über 57,5 und bis 64 Jahre). Innerhalb eines Jahres muss allen Leistungsbeziehern 
zwischen 23 und 57,5 Jahren ein derartiges Trajekt angeboten werden (CBS 2007; van den 
Berg et al. 2006). Die Durchführung des „Sluitende Aanpak“ für Sozialhilfeempfänger und nicht 
Leistungsberechtigte („NUG’ers“) obliegt den Kommunen, die damit über einen großen Hand-
lungsspielraum verfügen. 
5.2.5 Datenbasis 
Die vorliegenden Evaluationsstudien werten zum Teil amtliche Statistiken aus, zum Teil beru-
hen sie auf eigenen Erhebungen (Surveys); in mehreren Studien wurden diese Datenquellen 
kombiniert. Die administrativen Daten zur kommunalen Durchführung von Reintegrationsmaß-
nahmen sind in den Datenbanken „Statistiek Reïntegratie door Gemeenten (SRG)“ bzw. ihrem 
Vorgänger „Monitor Scholing en Activering (MOSA)“ erfasst, jedoch nicht vollständig: MOSA 
enthielt die Daten derjenigen 85 Gemeinden mit den größten Problemen hinsichtlich der Ar-
beitsmarktintegration, von denen jedoch nur 53 Gemeinden Programme zur Umsetzung des 
„Sluitende Aanpak“ auflegten. Im Januar 2005 wurde SRG als flächendeckende Statistik einge-
führt; erste Daten für ganz Niederlande liegen für 2006 vor. Die Daten werden halbjährlich 
erhoben, die Publikation erfolgt durch das niederländische statistische Amt (Centraal Bureau 
voor de Statistiek).34 Die Daten in MOSA bzw. SRG enthalten auch Informationen über er-
werbsgeminderte bzw. erwerbsunfähige Hilfeempfänger; diese gehören jedoch nicht zur Ziel-
gruppe dieser Untersuchung.  
                                               
34  Zur Vergleichbarkeit der Daten in MOSA und SRG siehe Bloemendal et al. (2007: 8). 
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Von den 60 von uns erfassten Evaluationsstudien, die unterschiedliche Aspekte der Aktivierung 
von Hilfeempfängern in den Niederlanden dokumentieren, lieferten 14 quantitativ verwertbare 
Daten35 (Tabelle 9). 
Tabelle 9 
Studien mit quantitativ verwertbaren Daten, Niederlande 
 Informationen über Selektivität 
des Zugangs  
Informationen über Effekte sonstige Informationen 
Studien van der Aa et al. 2003 
de Graaf-Zijl et al. 2005 
Hekelaar et al. 2004 
van Neijenhof 2003 
Serail/Pas 2002 
de Wolff et al. 2004 
van den Berg et al. 2004 
de Graaf-Zijl et al. 2006 
Groot et al. 2006 
Hekelaar et al. 2004 
Hekelaar et a. 2006 
Hoff et al. 2003 
de Wolff et al. 2004 
van der Aa et al. 2003 
van den Berg et al. 2004 
Blommesteijn et al. 2004 
Engelen et al. 1999 
De Graaf-Zijl et al. 2006 
van der Pennen/Hoff 2003 
Serail/Pas 2002 
de Wolff et al. 2004 
n Studien 6 7 7 
 
Die Studien decken einen Beobachtungszeitraum von 1992 bis 2004 ab, wobei die meisten 
Studien sich auf die Zeit nach 2000 beziehen. 
5.2.6 Programmteilnahme und Einflüsse darauf 
Insgesamt gab es zum 31.12.2005 146.090 laufende Integrationstrajekte für Sozialhilfeemp-
fänger (WWB) in den Gemeinden; 78.490 Trajekte wurden im Jahr 2005 begonnen, 41.740 
wurden beendet (Hagoort/van der Linden 2006).  
In absteigender Rangfolge wurden diese Trajekte am häufigsten eingesetzt: Voortrajekt (zur 
Vorbereitung auf ein Trajekt, z. B. kurze Schulungen, auch Tests), zielgruppenspezifische Trajek-
te, Vermittlung, Begleitung und soziale Aktivierung, Aufnahmegespräch. Relativ selten wurden 
Trajekte zur Erlangung von Arbeitserfahrung sowie berufliche Trainingsmaßnahmen, Bewer-
bungs- und Motivationstraining eingesetzt (de Graaf-Zijl et al. 2006). 
Die aktuellsten Daten über den Anteil arbeitspflichtiger Hilfeempfänger, der ein Trajekt erhält, 
liegen für das Jahr 2004 vor. Betrachtet werden ausschließlich diejenigen Bezieher von Sozial-
hilfe (Bijstand), die im Lauf des Jahres 2004 als Hilfeempfänger registriert wurden.  
Die ersten drei Zeilen der Tabelle geben erstens Aufschluss über das Verhältnis von arbeits-
pflichtigen zu nicht arbeitspflichtigen Sozialhilfeempfängern und zweitens über die Erfas-
sungsqualität der Daten. Je nach Altersgruppe und Geschlecht (Tabelle 10) beträgt der Anteil 
der Arbeitspflichtigen zwischen ca. 1/3 und 3/4 der Hilfeempfänger. Ungefähr für die Hälfte 
dieser Personen liegen Daten vor; dabei stimmen die Merkmalsverteilungen der erfassten Per-
sonen in etwa mit denen der arbeitspflichtigen Personen überein.  
                                               
35  Alle Studien, auf die sich unsere Auswertungen stützen, sind im Anhang näher beschrieben.  
IAB-Forschungsbericht 1/2008 58 
Tabelle 10 
Sozialhilfeempfänger: Zugänge und Trajekte 2004, differenziert nach Alter und Geschlecht, 
Niederlande 
 15-22 m 15-22 w 23-57,5 m 23-57,5 w 57,5-64 m 57,5-64 w alle 
Zugänge in Sozialhilfe 2004 – alle 6.290 7.350 25.050 26.330 1.730 2.750 69.500 
Zugänge in Sozialhilfe 2004 – 
Zielgruppe Sluitende Aanpak mit 
Arbeitspflicht, Gemeinden 
4.710 4.780 16.680 13.610 580 940 41.300 
davon in MOSA erfasst 2.550 2.650 10.020 7.560 290 420 23.490 
davon Trajekt innerhalb von 12 
Monaten (absolut) 
1.280 1.130 4.180 2.600 50 40 9.280 
davon Trajekt innerhalb von 12 
Monaten (Prozent) 
50,2 42,6 41,7 34,4 17,2 9,5 39,5 
Quelle:  van den Berg et al. 2006; eigene Berechnungen. 
 
Soziodemografische Merkmale 
Wie Tabelle 10 zeigt, sind mit Ausnahme der Personengruppe im Alter von 23 bis 57,5 Jahren 
immer mehr arbeitspflichtige Frauen im Leistungsbezug; sie erhalten jedoch in allen Alters-
gruppen deutlich seltener als die Männer Trajekte. Dieser geschlechtsspezifisch selektive Zu-
gang zu Trajekten wird durch die vorliegenden Evaluationsstudien bestätigt. Regressionsschät-
zungen von de Graaf-Zijl et al. (2005, 2006) berechnen - abhängig vom betrachteten Zeit-
raum - eine für Frauen um 3 bis 5 Prozentpunkte geringere Chance, ein Trajekt zu erhalten. 
Dieser Befund einer ungleichen Verteilung wird durch weitere Studien untermauert, welche die 
Verteilungen soziodemografischer Merkmale von Trajektteilnehmern dokumentieren (Groot 
et al. 2006; Hekelaar et al. 2004, 2006; van Neijenhof 2003; van der Aa et al. 2003).  
Bezogen auf ihren Anteil an allen Sozialhilfeempfängern sind Frauen in Reintegrationstrajek-
ten somit systematisch unterrepräsentiert. Demgegenüber waren sie bei kommunal durchge-
führten „Sozialhilfe-Experimenten“, deren Ziel in erster Linie soziale Aktivierung war, deutlich 
überrepräsentiert. Darüber, ob hier aktive Diskriminierung vorliegt oder selbstselektive Prozesse 
ablaufen, kann auf Basis der vorliegenden Studien nicht entschieden werden.  
Nicht nur die allgemeine Chance auf ein Trajekt, sondern auch die Zugänge zu bestimmten 
Typen von Trajekten sind geschlechtsspezifisch unterschiedlich. De Wolff et al. (2004) haben 
den Einfluss verschiedener Personenmerkmale auf die Teilnahme an unterschiedlichen Pro-
grammtypen regressionsanalytisch geschätzt; die Ergebnisse sind aufgrund der relativ geringen 
Fallzahlen (n = 557) allerdings häufig nicht signifikant. Frauen haben demnach geringere 
Chancen als Männer auf die Teilnahme an subventionierter Beschäftigung und an Ausbil-
dungskursen und größere Chancen auf Bewerbungstraining, Berufs- bzw. Studienberatung, 
Teilzeitbeschäftigung und auf unbezahlte Arbeitsgelegenheiten. 
Betrachtet man die Chancen, ein Trajekt zu erhalten, nach dem Alter differenziert, so zeigt 
sich, dass Ältere sehr viel geringere Chancen haben; auch hier bleiben die Geschlechterdiffe-
renzen bestehen. Groot et al. (2006) zeigen eine deutliche Abnahme der Partizipation an Tra-
jekten ab etwa 40 Jahren.  
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De Graaf-Zijl et al. (2006) berücksichtigen die Nationalität der Trajektteilnehmer und finden 
keine Unterschiede beim Zugang zu Trajekten insgesamt zwischen Niederländern und Personen 
ohne niederländische Staatsangehörigkeit. Dagegen vergleichen van der Aa et al. (2003) die 
Zugänge zu Reintegrationsmaßnahmen nach der Ethnizität der Teilnehmer; demnach sind Al-
lochtone36 gemessen an ihrem Anteil an der Zielgruppe unter den Trajektteilnehmern überrep-
räsentiert. Auch de Wolff et al. (2004) berücksichtigen die Ethnizität bei ihrer Schätzung der 
Zugangschancen zu verschiedenen Trajekten. Menschen nicht-niederländischer Herkunft haben 
demnach geringere Chancen auf unbezahlte Erwerbserfahrung, aber höhere Chancen auf sub-
ventionierte Arbeit, Lehrgänge, Bewerbungstraining und Studien- und Berufsberatung; dabei 
ist jedoch nur das letztgenannte Ergebnis signifikant. 
Auch die Frage, ob Kinder im Haushalt leben, wie alt diese sind und ob es sich bei den Eltern 
um Alleinerziehende handelt, beeinflusst die Teilnahme an Reintegrationsmaßnahmen. Van der 
Aa et al. (2003) zeigen bei einem Vergleich der Teilnehmer und der Zielgruppe der Basisrein-
tegration, dass Alleinerziehende über-, Paare ohne Kinder in Aktivierungsprogrammen dagegen 
unterrepräsentiert sind.37 Die Chancen auf subventionierte Beschäftigung oder unbezahlte 
Arbeitsgelegenheiten sind für Personen ohne Kinder oder mit größeren Kindern höher als für 
Eltern kleinerer Kinder (de Wolff et al. 2004). 
Erwerbsbiografische Merkmale 
Der Bildungsabschluss der Hilfeempfänger hat deutlichen Einfluss darauf, welche Trajekte ih-
nen angeboten werden. Typischerweise finden sich Menschen mit niedrigem bis mittleren Bil-
dungsabschluss häufiger als andere in zielgruppenspezifischen Trajekten und Sozialer Aktivie-
rung, Personen mit höherem Abschluss nehmen relativ häufiger an Vermittlungsaktivitäten teil 
(de Graaf-Zijl et al. 2006). Die Chance auf subventionierte Beschäftigung ist für höher Gebil-
dete und für Menschen mit niedrigem Bildungsniveau geringer als für Personen mit mittlerem 
Abschluss (de Wolff et al. 2004). 
Van der Aa et al. (2003) stellen fest, dass Personen, die maximal 1 Jahr arbeitslos sind, gemes-
sen an der Zielgruppe der Basisreintegration deutlich überrepräsentiert sind. Kurzfristiger Leis-
tungsbezug erhöht ebenfalls die Chancen auf ein Trajekt. 
                                               
36  In der amtlichen niederländischen Statistik werden Menschen – unabhängig von ihrer Staatsangehö-
rigkeit – dann als „allochton“ bezeichnet, wenn mindestens ein Elternteil im Ausland geboren wurde. 
Menschen ohne derartig definierten Migrationshintergrund gelten als „autochton“. (www.cbs.nl/nl-
NL/menu/themas/bevolking/publicaties/artikelen/archief/2000/2000-1119-index.htm) (8.10.2007) 
37  Die Einführung des neuen Sozialhilfegesetzes im Jahr 1996 mit dem Ziel, der Sozialhilfe eine stärkere 
aktivierende Komponente zu verleihen, konzentrierte sich vor allem auf eine Gruppe von Sozialhilfe-
beziehern: die Alleinerziehenden. Bis 1996 waren alleinerziehende Sozialhilfeempfänger (mit ca. 90 
Prozent weiblichem Anteil) von der Arbeitsverpflichtung ausgenommen bis das jüngste Kind das Alter 
von 12 Jahren erreichte. Mit der Einführung des neuen Gesetzes änderten sich jedoch die Bedingun-
gen. Alleinerziehende unterliegen nun ebenfalls der Arbeitsverpflichtung, sobald ihr jüngstes Kind das 
5. Lebensjahr erreicht hat. Unter Berücksichtigung der individuellen und kommunalen Bedingungen 
wie dem Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen gibt es zwischen den Kommunen jedoch große 
Unterschiede, wenn es um die Ausgestaltung von Aktivierung für Alleinziehende geht (van Berkel 
2006). 
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5.2.7 Bruttoeffekte 
Die Quote der Abgänger aus Leistungsbezug ist bei Personen, die kein Trajekt erhielten, höher 
als bei Teilnehmern; für eine Bewertung dieses Ergebnisses muss jedoch berücksichtigt werden, 
dass erstens Trajekte selektiv vergeben werden und zweitens Abgänge aus Leistungsbezug 
nicht identisch sind mit Erwerbsintegration. Es gibt deutliche Hinweise, dass in vielen Fällen 
Hilfeempfänger in andere Leistungssysteme ausweichen (Konle-Seidl 2008). Den größten An-
teil an Abgängern aus Leistungsbezug gibt es bei Trajekteilnehmerinnen zwischen 15 und 22 
Jahren (Tabelle 11). 
Tabelle 11 
Sozialhilfeempfänger: Abgänge 2004, differenziert nach Alter und Geschlecht, Niederlande 
 15-22 m 15-22 w 23-57,5 m 23-57,5 w 57,5-64 m 57,5-64 w alle 
Abgänge aus Sozialhilfe 
innerhalb 12 Monate nach 
Zugang, Trajektteilnehmer 
38,3 30,1 23,7 18,5 20,0 0,0 24,9 
Abgänge aus Sozialhilfe 
innerhalb 12 Monate nach 
Zugang, ohne Trajekt 
57,5 47,4 44,2 36,7 25,0 15,8 42,0 
 15-22 m 15-22 w 23-57,5 m 23-57,5 w 57,5-64 m 57,5-64 w alle 
Abgänge aus Sozialhilfe 
innerhalb 12 Monate nach 
Zugang, Trajektteilnehmer 
38,3 30,1 23,7 18,5 20,0 0,0 24,9 
Abgänge aus Sozialhilfe 
innerhalb 12 Monate nach 
Zugang, ohne Trajekt 
57,5 47,4 44,2 36,7 25,0 15,8 42,0 
Quelle:  van den Berg et al. 2006; eigene Berechnungen. 
 
In allen nach Alter und Geschlecht differenzierten Teilgruppen gehen Männer häufiger als 
Frauen aus dem Sozialhilfebezug ab. Dies gilt für Sozialhilfeempfänger mit wie auch ohne 
Trajekt. 
5.2.8 Nettoeffekte 
5.2.8.1 Effekte der Programmteilnahme 
Da in den Niederlanden noch nicht alle Hilfeempfänger nach einer bestimmten Zeit an Aktivie-
rungsprogrammen teilnehmen müssen, kann hier Nettoeffektivität auch im Sinne der Wirkun-
gen von Programmteilnahme vs. Nicht-Teilnahme grundsätzlich gemessen werden. Darüber 
hinaus interessiert der Vergleich zwischen verschiedenen Programmtypen und die Wirkung der 
Programme auf unterschiedliche Teilnehmergruppen.  
Zur Nettoeffektivität der Teilnahme an Aktivierungsprogrammen liegen jedoch nur zwei Stu-
dien vor (de Graaf-Zijl et al. 2006; Hekelaar et al. 2006). Hekelaar et al. (2006) kommen bei 
einer Nettoeffektivitätsuntersuchung der Aktivierungspolitik in Rotterdam zu dem Schluss, 
dass die Teilnahme an einem Trajekt deutlich positive Effekte auf den Abgang in Arbeit, aber 
keine bzw. sogar negative Effekte auf den Abgang in sonstige Zustände hat. Die besten Effekte 
auf den Übergang in Beschäftigung ergeben sich bei einem „Werkervaringsplaats“ mit einem 
zusätzlichen Effekt von 41 Prozentpunkten, doch auch die anderen Programme erhöhen den 
Abgang in Arbeit um 6 bis 15 Prozentpunkte (Tabelle 12). 
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Tabelle 12 
Chance für ein „Standardindividuum“ 38 mit dreijährigem Bezug von Sozialhilfe, innerhalb 
von 2 Jahren und 3 Monaten nach Beginn eines Trajekts eine Arbeit zu finden (in Prozent) 
Aktivierungsprogramm Abgänge in Arbeit Abgänge in sonstige Zustände 
Basisreïntegratie 15,6 18,5 
Reïntegratieplus 24,2 18,0 
Sociale activering 16,3 18,4 
Werkervaringsplaats 51,0 10,7 
Ohne Trajekt 9,6 19,0 
Quelle:  Hekelaar et al. 2006: 42. 
 
Auch de Graaf-Zijl et al. (2006) kommen mit ihrer Nettoeffektivitäts-Untersuchung der Reinte-
grationspolitik in Amsterdam zu einem positiven Ergebnis: Die Chance innerhalb von zwei Jah-
ren aus dem Leistungsbezug auszuscheiden steigt bei Einsatz eines Trajektes sechs Monate 
nach Beginn des Leistungsbezugs um 5 Prozentpunkte auf 87 % (a. a. O.: 27). Der Effekt auf 
den Abgang in Arbeit beträgt 4,2 Prozentpunkte; die Chance auf den Übergang in Beschäfti-
gung liegt dann bei 27,6 % (a. a. O.: 30); bei der Berechnung dieses Effekts wurden Drittvari-
ablen konstant gehalten. Die Diskrepanz der beiden Studien hinsichtlich der Abgänge aus Leis-
tungsbezug könnte in unterschiedlichen Varianten der Programmdurchführung begründet sein. 
Für die zwischen 1996 und 2002 durchgeführten „Sozialen Experimente“, bei denen es in den 
meisten Fällen um Soziale Aktivierung ging, liegen nur Daten zu Abgängen, keine Nettoeffekti-
vitätsmessungen vor. Serail/Pas (2002) nennen für die letzte Erhebungswelle 2001 mit 12.000 
Teilnehmern je nach Abgrenzung der ausgewählten Experimente zwischen 16 % und 29 % 
Abgänge in Beschäftigung; davon handelte es sich jedoch nur bei knapp einem Viertel um re-
guläre Beschäftigung.  
Die aus der Forschung zur aktiven Arbeitsmarktpolitik (ALMP) bekannten Prä-Programmeffekte 
(z. B. Hägglund 2006) lassen sich auch bei der Aktivierung erwerbsfähiger Hilfeempfänger beo-
bachten: Bereits die Aufforderung, an einem Trajekt teilzunehmen, hat zum Teil stärkere Effek-
te sowohl auf den Abgang aus Leistungsbezug wie auch auf den Übergang in Beschäftigung 
als die tatsächliche Teilnahme an einem Trajekt (de Graaf-Zijl 2006). 
5.2.8.2 Effekte soziodemografischer Merkmale der Programmteilnehmer 
Geschlecht, Familiensituation, Alter, Bildung und Ethnizität 
Frauen haben nicht nur geringere Chancen, ein Trajekt zu erhalten, sie bleiben auch länger im 
Leistungsbezug und finden seltener nach einem Trajekt eine Beschäftigung (de Graaf-Zijl 2006, 
Groot et al. 2006, Hekelaar et al. 2006, de Wolff et al. 2004). Für Personen, die mit einem 
Partner zusammenleben, stellen Hoff et al. (2003) eine größere Chance auf Wiederaufnahme 
einer Beschäftigung fest. Hekelaar et al. (2006) finden eine Verkürzung des Hilfebezugs bis 
zum Abgang in Arbeit; für den Abgang in andere Zustände gilt dieser Befund nur, sofern keine 
Kinder im Haushalt leben. Der Einfluss von Kindern hängt vom Alter des Kindes/der Kinder und 
                                               
38  Als „Standardindividuum“ wird ein fiktiver Trajektteilnehmer definiert, der durch eine durchschnittli-
che Merkmalsverteilung im Untersuchungszeitraum gekennzeichnet ist (Hekelaar et al. 2006: 10). 
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davon ab, ob es sich beim Trajektteilnehmer um eine(n) Alleinerziehende(n) handelt. Ein nega-
tiver Einfluss auf den Trajekterfolg nimmt generell mit zunehmendem Alter des Kindes bzw. der 
Kinder ab. Alleinerziehende haben deutlich geringere Chancen auf den Abgang aus Sozialhilfe 
und auf den Übergang in Beschäftigung (van den Berg 2004, de Graaf-Zijl 2006, Hekelaar et 
al. 2006). Allerdings finden Hekelaar et al. (2006), dass Alleinerziehende mit größeren Kindern 
(13 bis 20 Jahre) im Vergleich zu Alleinstehenden schneller in Beschäftigung kommen. 
Mit zunehmendem Alter nimmt die Chance, nach einem Trajekt den Leistungsbezug zu been-
den bzw. in Arbeit überzugehen, deutlich ab. Insbesondere über 55-Jährige haben nur noch 
sehr geringe Chancen, in Arbeit zu kommen.  
Weniger eindeutig kann der Einfluss des Bildungsabschlusses beurteilt werden. Die Einschät-
zung wird dadurch erschwert, dass die Bildungsabschlüsse in verschiedenen Studien unter-
schiedlich zusammengefasst werden. Während de Graaf-Zijl (2006) einen positiv monotonen 
Zusammenhang zwischen dem höchsten erreichten Schulabschluss und der Chance auf Abgang 
aus Leistungsbezug und Übergang in Arbeit finden, ergeben die Schätzungen von de Wolff 
et al. (2004) für den Abgang aus Leistungsbezug die besten Werte für mittlere und berufsbe-
zogene Schulabschlüsse; die Koeffizienten für den Übergang in Beschäftigung sind nicht signi-
fikant, geben aber eine etwas höhere Chance für Hochschulabsolventen an. Auch die Regressi-
onsschätzung von Hoff et al. (2003) findet die besten, jedoch nicht signifikanten Effekte für 
mittlere Abschlüsse. 
Schwierig ist auch die Abschätzung der Effekte für verschiedene ethnische Gruppen, da diese 
auf der Basis unterschiedlicher Kriterien (ethnische Herkunft vs. Staatsangehörigkeit) abge-
grenzt und auch unterschiedlich zusammengefasst werden. Lediglich drei Studien finden hier 
signifikante Ergebnisse: Van den Berg et al. (2004) und de Graaf-Zijl et al. (2006) finden einen 
deutlichen negativen Einfluss auf den Abgang aus Sozialhilfe bzw. auf den Übergang in Be-
schäftigung für nicht-niederländische Programmteilnehmer. Hekelaar et al. (2006) differenzie-
ren die nicht-autochtonen Teilnehmer und untersuchen den Einfluss der ethnischen Zugehö-
rigkeit auf die Zeitdauer bis zum Abgang aus Leistungsbezug bzw. zum Übergang in Beschäfti-
gung: Hinsichtlich der Dauer des Leistungsbezugs bis zum Übergang in Arbeit bleiben Marok-
kaner und Hilfeempfänger von den Niederländischen Antillen deutlich und signifikant länger 
als Autochtone im Leistungsbezug, Menschen von den Kapverdischen Inseln werden rascher 
davon unabhängig. Hinsichtlich des Abgangs in andere (nicht näher spezifizierte) Zustände 
beziehen Marokkaner, Türken, Italiener, Tunesier und Menschen aus dem ehemaligen Jugosla-
wien längere Zeit Leistungen, während Hilfeempfänger von den Niederländischen Antillen oder 
den Kapverdischen Inseln rascher aus dem Leistungsbezug abgehen.  
Erwerbsbiografische Merkmale 
Sehr eindeutig sind die Befunde zum Einfluss der Dauer des Leistungsbezuges und der vorhan-
denen Arbeitserfahrung auf den Erfolg von Reintegrationstrajekten: Die Chancen auf Aufnah-
me einer Beschäftigung nach einem Trajekt sinken deutlich mit der Dauer des Leistungsbezugs 
vor dem Trajekt (Hoff et al. 2003; de Graaf-Zijl et al. 2006; Hekelaar et al. 2006; Groot et al. 
2006). Gleiches gilt für die Zuordnung zu den Phasen 1 bis 4, die die Nähe bzw. Distanz zum 
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Arbeitsmarkt markieren. Personen, die der Phase 4 zugewiesen werden, haben deutlich 
schlechtere Chancen auf Beschäftigung. Die bisherige Arbeitserfahrung hat einen positiven 
Effekt, der umso stärker ist, je länger jemand bereits gearbeitet hat. 
Auch die Chance auf Beendigung des Leistungsbezugs sinkt mit der Dauer des Sozialhilfe-
bezugs (van den Berg et al. 2004; Hekelaar et al. 2006; Groot et al. 2006) jedoch nicht in glei-
chem Maß wie die auf Beschäftigung (de Wolff et al. 2004; de Graaf-Zijl et al. 2006). Hilfe-
empfänger in Phase 1 haben bessere Chancen als andere, jedoch ist hier keine monotone Ab-
nahme der Chancen wie beim Übergang in Beschäftigung zu beobachten. Vielmehr haben Per-
sonen in den Phasen 3 und 4 bessere Chancen als in Phase 2 (de Graaf-Zijl et al. 2006). 
5.2.8.3 Effekte verschiedener Programmtypen 
Betrachtet man nun die einzelnen Programmtypen, so zeigen sich deutliche Unterschiede hin-
sichtlich der Wirkung auf die verschiedenen Zielzustände (de Graaf-Zijl et al. 2006). Den 
stärksten positiven Einfluss auf den Abgang aus Leistungsbezug hat bereits die Aufforderung, 
an einem Trajekt teilzunehmen. Der Abgang in Beschäftigung wird durch Sprachkurse, Motiva-
tions- und Bewerbungstrainings und verstärkte Vermittlungstätigkeiten gefördert. Dagegen 
reduzieren „Voortrajekte“ zur Einschätzung der Situation der Hilfeempfänger oder zur Vorbe-
reitung auf spezifische Programme sowie Trajekte für spezifische Zielgruppen39 und Gelegen-
heiten, Erwerbserfahrung zu sammeln, die Chance auf den Abgang in Arbeit. Berücksichtigt 
man die Merkmale der Trajektteilnehmer, ergibt sich allerdings ein deutlich differenziertes Bild 
der Wirksamkeit dieser Instrumente. 
Eine ausführliche Darstellung der Effekte unterschiedlicher Programmtypen auf verschiedene 
Gruppen von Teilnehmern findet sich bei de Graaf-Zijl (2006). Dabei wird die Chance auf Wie-
deraufnahme von Beschäftigung innerhalb von zwei Jahren nach Beginn des Leistungsbezugs 
betrachtet. Für Männer hat Bewerbungs- und Motivationstraining den größten positiven Ef-
fekt. Die Teilnahme daran erhöht die Chance aus dem Leistungsbezug abzugehen um fast 6 
Prozentpunkte auf 32,3 Prozent. Für Frauen ist dieser Effekt geringer, aber immer noch relativ 
stark; am wirksamsten ist hier die Teilnahme an Vermittlungsaktivitäten.  
Sehr deutliche Unterschiede ergeben sich hinsichtlich der Altergruppen. Jüngere bis etwa 30 
Jahre profitieren am stärksten von Training, Vermittlung und Vermittlung mit flankierenden 
Maßnahmen; nur für die jüngste betrachtete Gruppe (20-Jährige) hat zudem das Aufnahmege-
spräch bzw. der Prozess der Situationseinschätzung des Hilfeempfängers einen positiven Effekt. 
Für über 55-Jährige haben alle Trajekte positive Auswirkungen; besonders stark wirken alle 
Trainingsmaßnahmen und Möglichkeiten, Erwerbserfahrung zu sammeln. Hier ergeben sich im 
Vergleich zur Chance auf Beschäftigung ohne Trajekt bis zu ca. 35 Prozentpunkte Differenz. 
Allerdings ist hier auch starke Selektivität bei der Auswahl der Teilnehmer zu vermuten. 
                                               
39  Zielgruppenspezifische Trajekte werden zum Beispiel für Flüchtlinge, Haftentlassene, Alleinerziehende 
und Jüngere angeboten. 
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Für Trajektteilnehmer nicht-niederländischer Nationalität haben Sprachkurse eine positive 
Wirkung, die jedoch relativ klein ist. Deutlich effektiver sind bereits die Teilnahme an Vermitt-
lungsaktivitäten, an Motivations- und Bewerbungstraining, nicht aber Arbeitsgelegenheiten 
(„Werkervaring“). Besonders bemerkenswert ist die Wirksamkeit von Vermittlungsaktivitäten 
für türkische Teilnehmer. Gegenüber Hilfeempfängern ohne Trajekt ergibt sich hier eine Diffe-
renz von 15 Prozentpunkten. Für Alleinerziehende hat Motivations- und Bewerbungstraining 
die besten Effekte.  
Der Bildungsabschluss hat einen sehr großen Einfluss auf die Chance, eine Arbeit aufzuneh-
men; dabei wirken die meisten Programme über alle Bildungsabschlüsse hinweg gleichmäßig 
Chancen erhöhend oder reduzierend, wenn auch auf unterschiedlichem Ausgangsniveau. So 
erhöht zum Beispiel die Teilnahme an Bewerbungs- und Motivationstraining die Chancen für 
Personen mit mittlerem Abschluss um 5,2 Prozentpunkte, bei Personen mit Hochschulabschluss 
um 6,3 Prozentpunkte. Letztere haben damit dann aber eine Chance von 38,8 Prozent in Be-
schäftigung zukommen, Trajektteilnehmer mit mittlerem Abschluss nur 28,9 Prozent. 
Betrachtet man ausgewählte Instrumente, so haben das Aufnahmegespräch, Sprachtraining, 
Motivations- und Bewerbungstraining und Vermittlung durchwegs positive Effekte. Fast 
durchgehend negativ sind dagegen die Effekte von zielgruppenspezifischen Trajekten; Ausnah-
me sind hier Programme für junge Hilfeempfänger.  
Soziale Aktivierung hat also ambivalente Effekte; gerade bei Phase-4-Klienten wirkt sich die 
Teilnahme schwach negativ aus. Arbeitsgelegenheiten helfen vor allem Älteren und Alleiner-
ziehenden; für Jüngere, Allochtone und höher Gebildete haben sie einen schwach negativen 
Einfluss. Berufliche Qualifizierungsmaßnahmen nutzen Personen mit niedrigen Bildungsab-
schlüssen, wirken sich aber nachteilig auf die Hochqualifizierten aus. 
5.2.9 Sonstige Ergebnisse 
Suchintensität 
Welche Faktoren beeinflussen die Suchintensität? De Wolff et al. (2004) finden signifikant 
höhere Suchaktivitäten für Männer, Allochtone und Personen, die erst seit kurzem Leistungen 
beziehen und eine längere Arbeitserfahrung haben. 
Sanktionen  
Auch der flankierende Einsatz von Sanktionen beeinflusst die Abgänge aus Leistungsbezug und 
die Übergänge in Beschäftigung: Der Einsatz von Sanktionen zu einem relativ frühen Zeitpunkt 
des Leistungsbezugs hat einen substanziellen, negativen Effekt darauf, langfristig in der Sozial-
hilfe zu verbleiben. Der Übergang in Arbeit wird positiv beeinflusst; dies gilt insbesondere für 
Jüngere und für den Einsatz von Sanktionen zu einem relativ frühen Zeitpunkt des Leistungs-
bezug (van den Berg et al. 2004).  
Engelen et al. (1999) fanden in einer Aktenanalyse von 2100 Sozialhilfeempfängern heraus, 
dass 13 % davon sanktioniert wurden. Bei den Sanktionsgründen spielt die Ablehnung zumut-
barer Arbeit bzw. der Abbruch einer Arbeitsmaßnahme nur eine relative geringe Rolle (12 % 
der Sanktionen). Wesentlich häufiger wurden Verhaltensweisen sanktioniert, die sich auf Mit-
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wirkungspflichten beziehen, sowohl bei der Arbeitsuche (geringes Bemühen, Vorstellungsge-
spräch versäumt etc.; 29 %) als auch bei der Feststellung der Leistungsberechtigung (Ein-
schreibung als Arbeitsuchender versäumt, wesentliche Informationen vorenthalten usw.; 44%). 
Nachhaltigkeit 
Ein Hinweis auf die Nachhaltigkeit von Aktivierungstrajekten findet sich bei de Wolff et al. 
(2004): Von 598 Teilnehmern einer telefonischen Umfrage unter (Ex-)Trajektteilnehmern hat-
ten 29 % den Sozialhilfebezug beendet, 24 % dauerhaft, d. h. sie bezogen etwa ein Jahr nach 
Beendigung des Sozialhilfebezugs nicht erneut Sozialhilfe. Im Vergleich zu den Personen, die 
im Sozialhilfebezug verblieben, waren folgende Gruppen unterrepräsentiert: Frauen, Allochto-
ne, über 35-Jährige, Personen mit mindestens sechs Jahren Leistungsbezug und Personen ohne 
Arbeitserfahrung. Deutlich überrepräsentiert waren Männer, Autochtone, Jüngere bis 35 Jahre, 
Personen mit Fachschulabschluss (MBO), Personen mit höchstens einem Jahr Leistungsbezug 
und mit mindestens zweijähriger Arbeitserfahrung sowie Personen ohne im Haushalt wohnen-
de Kinder. 
Teilnehmerzufriedenheit 
Ein mehr oder weniger explizit formuliertes Ziel vieler Aktivierungsmaßnahmen ist die Stär-
kung von Selbstvertrauen und Lebenszufriedenheit. Die subjektive Beurteilung von Trajekten 
durch die Teilnehmer unter diesen Gesichtspunkten liefert dazu wichtige Informationen. 
Blommesteijn et al. (2004) haben in einer für die Niederlande repräsentativen Erhebung die 
Einstellungen von Sozialhilfeempfängern bzw. ehemaligen Sozialhilfeempfängern zur Sozial-
hilfepolitik untersucht. Demnach herrscht überwiegend Zufriedenheit mit der Politik im Allge-
meinen. Von den Aktivierungsinstrumenten wird Bewerbungs- und Motivationstraining am 
besten beurteilt; 78 % sind der Meinung, dass damit Selbstvertrauen aufgebaut wird. Anderer-
seits sind nicht wenige Befragte (41 %) der Meinung, dass die Suche nach Arbeit sinnvoller sei 
als die Teilnahme an einem verpflichtenden Training. Bemerkenswert ist die ambivalente Beur-
teilung von Bewerbungspflicht und der Verpflichtung, geeignete Arbeit anzunehmen; beide 
Maßnahmen werden von etwa der Hälfte der Befragten als Hindernis auf dem Weg zu regulä-
rer Beschäftigung gesehen. Gleichzeitig wird die Bewerbungspflicht von der großen Mehrheit 
als Anreiz zur Arbeitsuche beurteilt; ebenso die Auskunfts- und Informationspflicht gegenüber 
den Behörden. Als stärkerer Anreiz wird jedoch die Erzielung eines höheren Einkommens ge-
nannt; das größte Hindernis stellen dagegen gesundheitliche Probleme dar.  
Serail/Pas (2002) kommen in ihrer Studie zu Sozialen Experimenten40 zu dem Ergebnis, dass 
nur 3 % der Befragten keine Vorteile aus der Teilnahme an sozialen Experimenten erkennen; 
67 % sehen immerhin keine Nachteile. Von fast allen Teilnehmern werden positive Auswirkun-
gen der Teilnahme auf unterschiedliche Aspekte von Lebenszufriedenheit genannt; dabei sind 
die Bewertungen von ehemaligen Teilnehmern, die inzwischen Arbeit gefunden haben, beson-
                                               
40  Das Sozialhilfegesetz von 1996 enthielt einen so genannten Experimentierartikel, der es den Gemein-
den ermöglichte, Experimente zur (Re-)Integration von Sozialhilfeempfängern durchzuführen. Viele 
dieser Experimente dienten der sozialen Aktivierung (siehe Kapitel 5.2.4).  
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ders positiv. Eine grundlegend positive Bewertung finden auch van der Aa et al. (2003) und 
- speziell in Hinblick auf Soziale Aktivierung - van der Pennen/Hoff (2003). 
5.3 Dänemark 
5.3.1 Einleitung 
Auch in Dänemark ist seit Beginn der 1990er Jahren eine Umstrukturierung der Sozialhilfe mit 
dem Ziel der Erwerbsintegration zu beobachten. Während zu Beginn Aktivierung vor allem das 
Ziel der Bildung von Humankapital verfolgte, setzte sich später eine stärkere Fokussierung 
rascher Arbeitsintegration durch; qualifizierende Elemente spielen jedoch weiterhin eine wich-
tige Rolle. Die ersten Aktivierungsmaßnahmen wurden 1990 eingeführt und hatten Jugendli-
che als Zielgruppe. Seither wurde die „Aktive Sozialpolitik“ (ASP) auf alle Altersgruppen aus-
geweitet, zudem wurden explizit Personen mit multiplen Vermittlungshemmnissen einbezogen. 
Auch in Dänemark wird Aktivierung auf kommunaler Ebene projektförmig organisiert, wobei 
meist mehrere Maßnahmen kombiniert werden. Bis Ende 2002 wurden sieben verschiedene 
Aktivierungsmaßnahmen unterschieden, danach wurden diese zu drei Maßnahmentypen zu-
sammengefasst. Unsere Auswertungen der Maßnahmeneffekte beziehen sich überwiegend auf 
die Maßnahmentypen, die bis Ende 2002 aufgelegt wurden. 
5.3.2 Gesetzliche Grundlagen 
In Dänemark existiert ein weit reichendes Wohlfahrtsprogramm mit großzügiger Einkommens-
unterstützung. Mit einer Reihe von Reformmaßnahmen ab Anfang der 1990er Jahre setzte die 
dänische Regierung nicht mehr allein auf die passive Absicherung bei Arbeitslosigkeit. Im Vor-
dergrund stand nun die Rückkehr auf den Arbeitsmarkt, um auch Hilfeempfängern ihre wirt-
schaftliche Unabhängigkeit zu ermöglichen. Die mittlerweile herausragende Stellung von Akti-
vierung in der dänischen Arbeitsmarktpolitik resultiert damit aus der Entwicklung von einer 
passiven Versorgungs- zu einer aktiven Beschäftigungspolitik (Andersen/Etherington 2005; 
Bogdan 2005; Bolvig/Jensen/Rosholm 2003; Dingeldey 2005; Jensen/Larsen/Rosholm 2002; 
Kvist 2000).  
Der Hintergrund für diese Entwicklung war die hohe Arbeitslosigkeit bis Mitte der 1990er Jah-
re. Statt die öffentliche Einkommensleistung zu reduzieren orientierte sich die dänische Regie-
rung an der Verbesserung des Qualifikationsniveaus der Arbeitslosen und Hilfeempfänger. Die 
erste Aktivierungsmaßnahme aus dem Jahr 1990 stand in Verbindung mit der Einführung einer 
Jugendlichenleistung (Ungdomsydelsen) für 18- bis 19-Jährige Sozialhilfeempfänger. Diese 
wurde 1992 auf Jugendliche bis unter 25 Jahre ausgeweitet. Hierbei wurde im Rahmen des 
Jugendpraktikums (Ungdomspraktik) die Teilnahme an Praktika im öffentlichen und privaten 
Sektor ermöglicht. Im Jahr 1990 trat weiterhin das „Gesetz über kommunale Beschäftigungs-
leistungen“ (Lov om kommunal beskæftigelsesindsats) in Kraft. 
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Mit dem 1994 in Kraft getretenen „Gesetz über kommunale Aktivierung“ (Lov om kommunal 
aktivering)41 wurde der Aktivierungsansatz auf arbeitslose Sozialhilfeempfänger jeglichen Al-
ters ausgedehnt und beschreibt damit den qualitativen Wechsel in der dänischen Arbeits-
markt- und Sozialpolitik. Damit sind nun alle Leistungsempfänger – egal ob Empfänger von 
Arbeitslosengeld oder Bezieher kommunaler Sozialhilfe wegen Arbeitslosigkeit – einbezogen 
(Andersen/Etherington 2005; Graversen 2003: 67; Kvist 2000).  
Ebenso erfolgte eine Altersdifferenzierung der Zielgruppen in Personen unter und über 25 Jah-
re, bei denen jeweils unterschiedliche Regelungen bezüglich Maßnahmendauer und Aktivie-
rungsbeginn galten. Zusätzlich wurde die Gruppe der unter 25-Jährigen noch danach unter-
schieden, ob neben Arbeitslosigkeit weitere soziale Probleme vorliegen. 
Ab 1998 wurde mit dem „Gesetz über eine aktive Sozialpolitik“ (Lov om aktiv socialpolitik) die 
Zielgruppe nochmals ausgeweitet, sodass nun alle Sozialhilfeempfänger, die neben Arbeitslo-
sigkeit weitere soziale Probleme aufweisen, in die Aktivierung einbezogen werden. Neben der 
leistungsrechtlichen Komponente werden im neuen Gesetz auch Rechte und Pflichten sowie 
Maßnahmenarten für Sozialhilfeempfänger geregelt. Mit diesem Gesetz wird nun die stärkere 
Orientierung auf eine soziale Perspektive beschrieben (Jensen/Larsen/Rosholm 2002; Kvist 
2000/2001). Alle sozialen Transferleistungen werden nunmehr daran gekoppelt, dass Erwerbs-
lose und andere Sozialgruppen, d. h. auch Kranke, Behinderte und Personen mit anderen sozia-
len Problemen, „für den Arbeitsmarkt verfügbar“ gemacht werden. 
Mit dem Regierungswechsel im Jahre 2001 wurde die Zuständigkeit für die Sozialhilfeempfän-
ger dem neuen „Beschäftigungsministerium“ übertragen. Zwei Jahre später vollführte die däni-
sche Regierung unter Beteiligung verschiedener Ministerien im Rahmen eines Handlungsplanes 
„Mehr in Beschäftigung“ (Flere i arbejde) eine Harmonisierung der Rechte und Pflichten sowie 
der Maßnahmenarten von versicherten Arbeitslosengeld- und Sozialhilfeempfängern. Der 
Handlungsplan umfasste dabei folgende Themenbereiche (Beskæftigelseministeriet 2002):  
• Bessere Aktivierung und Vermittlung  
• Mehr Personen in Beschäftigung  
• Junge schneller auf den Arbeitsmarkt zu bringen  
• Qualifizierung von Stärken  
• Arbeitsmarktintegration von Einwanderern 
• Weniger administrative Hürden 
Diese Bereiche wurden im „Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen“ (Lov om aktiv 
beskæftigelsesindsats) neu geregelt. Ziel des Gesetzes war es, zu einem gut funktionierenden 
Arbeitsmarkt beizutragen: Sozialhilfeempfängern soll so schnell und effektiv wie möglich ge-
                                               
41  Die Arbeitsmarkreform I (1994) bestand aus mehreren Elementen und beinhaltete eine Finanzie-
rungs-, Steuer-, Aktivierungs- und Krankengeldreform sowie die Ausweitung der Rückzugs- und Be-
urlaubungsmöglichkeiten (Lind/Møller 2001). Das Gesetz über kommunale Aktivierung ist dabei Teil 
der Aktivierungsreform. 
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holfen werden in Beschäftigung zu kommen, sodass sie sich selbst und ihre Familien versorgen 
können. Im Gesetz neu geregelt wurden auch die Rechte und Pflichten von Folgeaktivierungs-
maßnahmen (Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen Kap. 17 § 92 ff.) für Personen über 
30 Jahre. Nach sechs Monaten muss ein weiteres Aktivierungsangebot erfolgen. Demgegen-
über wurde die Frist für unter 30-Jährige für eine Folgeaktivierung von drei auf sechs Monate 
hoch gesetzt (Tabelle 13). 
Tabelle 13 
Aktivierung von Sozialhilfeempfängern in Abhängigkeit vom Alter, Dänemark 
 Personen unter 30, die Sozi-
alhilfe wegen Arbeitslosig-
keit erhalten 
Personen unter 30, die ne-
ben Arbeitslosigkeit noch 
weitere Probleme aufweisen 
Personen über 30 
(keine Unterscheidung in 




Spätestens nach 13 Wochen Spätestens nach 13 Wochen Spätestens nach 12 Monaten 
Maßnahmen-
art 
Personen unter 25: Recht und 
Pflicht auf eine Ausbildung; 
Maßnahme kann mit anderen 
aus dem Bereich Weiterquali-
fizierung oder Unternehmens-
praktikum kombiniert werden 
Personen zwischen 25 und 30 
Jahre: Mögliche Maßnahme 
aus allen drei Bereichen, aber 
hauptsächlich Ausbildung 
Keine Maßnahmenart  
gesetzlich vorgegeben 
Recht und Pflicht an einer der 
drei gesetzlich festgelegten 
Maßnahmen teilzunehmen  
Dauer Personen ohne Ausbildung:  
18 Monate insgesamt 
Personen mit Ausbildung:  
6 Monate insgesamt 




den; außer bei Ausbildung 
und subventionierter Anstel-
lung bei privatem Arbeitgeber 
Keine Vorgaben Keine Vorgaben 
Folge-
aktivierung 
Wenn die Person die erste Maßnahme abgeschlossen hat, hat 
die Person das Recht und die Pflicht, dass eine neue Maßnah-
me beginnt, wenn weitere sechs Monate Leistung bezogen 
wurde 
Recht und Pflicht auf Folge-
aktivierung nach sechs weite-
ren Monaten Leistungsbezug 
Quelle: Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen, Kap. 17 (2003). 
 
Im Jahr 2006 erfolgte im „Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen“ eine Erweiterung der 
Regelungen bei Kontrollaktionen. So haben Jugendliche, bei denen aufgrund einer Kontrollak-
tion Zweifel über die generelle Verfügbarkeit einer Person bestehen, die Pflicht, an einer Aus-
bildung teilzunehmen. Die Jugendlichen müssen innerhalb gesetzter Fristen Bewerbungen 
schreiben und wenn sie zu einer Ausbildung angenommen wurden, sind sie verpflichtet, diese 
anzunehmen und durchzuführen. 
5.3.3 Institutionen 
Das dänische Wohlfahrtssystem besteht aus zwei parallelen Systemen – der aktiven Arbeits-
marktpolitik und der aktiven Sozialpolitik (Tabellen 14 und 15). Aktive Arbeitsmarktpolitik zielt 
darauf ab, die Beschäftigungschancen arbeitsloser Versicherter durch geeignete Maßnahmen 
zu erhöhen. In Dänemark müssen potenzielle Teilnehmer an aktiver Arbeitsmarktpolitik Ar-
beitslosengeld beziehen, damit sie in den Geltungsbereich der nationalen Arbeitsverwaltung 
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kommen. Die Mitgliedschaft in der beitragsfinanzierten Arbeitslosenversicherung ist freiwillig. 
Die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld beträgt mittlerweile vier Jahre. Dabei hat der Arbeitslose 
ab dem ersten Tag der Arbeitslosigkeit die Pflicht zur Teilnahme an Maßnahmen, aber erst 
nach einem Jahr das Recht auf Maßnahmenangebote. 
Tabelle 14 
Aufgabenverteilung zwischen staatlicher Arbeitsverwaltung (AF), den Kommunen und den 
Arbeitslosenversicherungskassen in Dänemark 
 Arbejdsformidling (AF) Kommune A-Kasse 
Arbeitsvermittlung alle nicht versicherte Arbeits-
lose 
Versicherte  
Leistungen  Sozialhilfe Arbeitslosengeld 
Arbeitslosenregistrierung Anmeldung Registrierung von fehlen-
dem Einkommen 




alle Arbeitslosen nicht Versicherte  
Aktivierung Versicherte nicht Versicherte  
Beratung und Kontakt alle Arbeitslosen nicht Versicherte Versicherte 
Ausbildung Versicherte mit Hand-
lungsplan 
besonderes Angebot von 
Ausbildungen 
 




Steuerung des Aktivierungseinsatzes in Dänemark 
 AF Kommune 
Wirtschaftliche Steuerung • Verwaltung des Durchschnittspreises in 
der Aktivierungsperiode 
• Regelung, wie man aktiviert (begrenzter 
Einsatz im ersten Arbeitslosenjahr) 
• Übergeordnete Steuerung durch den 
festgelegten Erstattungsprozentsatz 
• Steuerung des verfügbaren Betrages 
für Unternehmensausgaben 
• Keine ökonomische Steuerung zum 
Zeitpunkt der Aktivierung 
Aktivierungsanspruch • Recht und Pflicht zur kontinuierlichen 
Aktivierung für Arbeitslose mit länger als 
einem Jahr Arbeitslosigkeit 
• Anspruch: 75 Prozent 
• Minimalanspruch: Personen unter 30 
Jahren werden spätestens nach 3 
Monaten für 18 Monate aktiviert; 
Personen über 30 Jahren sollen  
ein Angebot innerhalb des ersten  
Arbeitslosenjahres bekommen  
(typischerweise werden sie früher  
aktiviert) 
Administrative Weiterverfolgung • Vertragsregelung 
• Landesdeckendes Zielsystem 
• Zentraler Ergebnisanspruch 
• Diverse laufende Rechenschaftsberichte 
• Landesdeckende Qualitätsleitung 
• Begrenzte staatliche Weiterverfol-
gung 
• Kommunale administrative Leitung/ 
Weiterverfolgung ist von Kommune 
zu Kommune unterschiedlich 
Quelle:  Beskæftigelseministeriet 2002. 
 
Im Gegensatz zur aktiven Arbeitsmarktpolitik soll bei der aktiven Sozialpolitik nicht nur die 
Beschäftigungsfähigkeit erhöht, sondern auch der Umgang mit Alltagssituationen verbessert 
werden. Neben einer arbeitsmarktpolitischen Komponente kommt also eine sozialpolitische 
Komponente hinzu, mit dem Ziel, Personen wieder längerfristig an den Arbeitsmarkt heranzu-
führen. Die Kommunen unter der Aufsicht des Beschäftigungsministeriums sind für die soziale 
Sicherung und Arbeitsmarktintegration von Leistungsempfängern der bedarfsgeprüften Sozial-
hilfe zuständig, zu denen auch die nicht versicherten Arbeitslosen zählen. Es erfolgt somit eine 
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dezentrale Administration durch die Kommunen, wobei die Zusammenarbeit zwischen kommu-
nalen Behörden und anderen Akteuren wie Unternehmen, Gewerkschaften und Arbeitslosen-




In Dänemark umfassen kommunale Aktivierungsmaßnahmen für Hilfebezieher grundsätzlich 
die Empfänger der bedürftigkeitsgeprüften, steuerfinanzierten Sozialhilfe. Diese erhalten zum 
einen alle Personen, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld erschöpft ist (i. d. R. nach vier Jah-
ren) oder die keinen Anspruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung haben, da sie 
sich nicht versichert haben oder die Anwartschaftszeiten für den Bezug von Arbeitslosengeld 
nicht erfüllen.  
Laut Kap. 1 § 2 des „Gesetzes über aktive Beschäftigungsleistungen“ werden seit 2003 grund-
sätzlich alle Hilfeempfänger in die Aktivierung einbezogen, auch wenn sie neben Arbeitslosig-
keit noch andere soziale Hemmnisse aufweisen. Im Gesetz findet sich keine formale Definition 
von Erwerbsfähigkeit, es werden jedoch in Bezug auf das Alter und die Beschäftigungsfähigkeit 
des Hilfeempfängers Unterschiede hinsichtlich Maßnahmenart, Beginn sowie Dauer der Akti-
vierung gemacht.  
Seit 1998 liegt die Altersgrenze zur frühzeitigen Aktivierung bei 30 Jahren und die strikte Un-
terteilung der Leistungsbezieher nach „nur Arbeitslosigkeit“ sowie „Arbeitslosigkeit plus weite-
re soziale Probleme“ wurde aufgegeben (Gesetz über aktive Sozialpolitik, Kap. 4 §§ 20, 21). 
Ausnahmeregelungen von der Aktivierungspflicht bestehen laut Gesetz weiterhin für bestimm-
te Personengruppen. Dies sind zum einen Hilfeempfänger, denen durch ein ärztliches Attest 
Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit attestiert wird oder Personen, bei denen durch die Fort-
führung der Maßnahme eine Schädigung der Gesundheit zu erwarten ist. Zum anderen müssen 
schwangere Frauen und Mütter mit Kindern unter sechs Monaten nicht an Maßnahmen teil-
nehmen. Ausgenommen sind auch Personen mit kleinen Kindern in Fällen, in denen die Kom-
mune keine Kinderbetreuung anbieten kann. Generell ist öffentliche Kinderbetreuung für Kin-
der ab einem Jahr oder älter verfügbar. Die von der Aktivierung ausgenommenen Personen-
gruppen sind zwar nicht zu einer Teilnahme verpflichtet, können aber jederzeit freiwillig an 
Maßnahmen teilnehmen (Gesetz über aktive Sozialpolitik Kap. 4 § 3 Nr.3). 
Aktivierungstypen 
Die Bezieher von Sozialhilfe haben ein Recht auf Unterstützung, aber zugleich auch die Pflicht, 
als Gegenleistung für die öffentliche Zuwendung an einer Aktivierungsmaßnahme teilzuneh-
men. Zwar gibt es im „Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen“ genaue Vorgaben der 
Mindestanforderungen bezüglich Dauer und Aktivierungsangebot; die Ausgestaltung der Maß-
nahmen ist allerdings vorrangig vom kommunalen Angebot und dem Beschäftigungshinter-
grund jedes Individuums abhängig. Ein entscheidender Punkt im Gesetz ist die Tatsache, dass 
Personen, die nach dem Gesetz über aktive Sozialpolitik (1998) Sozialhilfe beantragt haben 
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oder empfangen und nach Einschätzung der Gemeinde alleine auf Grund von Arbeitslosigkeit 
Hilfe empfangen, sich beim Arbeitsamt registrieren sollen (Gesetz über aktive Sozialpolitik 
Kap. 5 § 11 Abs. 2). Alle anderen Personen, die unter das Sozialhilfegesetz fallen, sind von die-
ser Pflicht ausgenommen. Neben dem verpflichtenden Charakter für die Hilfeempfänger gibt es 
auch für die Gemeinden die Pflicht, Trainings- und Bildungsmaßnahmen anzubieten.  
Bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes 2003 waren die verschiedenen Aktivierungsangebote 
für Sozialhilfeempfänger noch im „Gesetz über aktive Sozialpolitik“ festgeschrieben (Tabel-
le 16). Dabei wurden sieben verschiedene Maßnahmen gesetzlich geregelt, die von den Kom-
munen einzeln oder als Maßnahmenkombination angeboten werden konnten. Seit der Verein-
heitlichung der Maßnahmen für versicherte Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger sind im Ge-
setz nur noch drei verschiedene Maßnahmenarten geregelt (Gesetz über aktive Beschäfti-
gungsleistungen Kap. 8 § 22). Dabei werden Zielgruppe, Dauer, Folgeaktivierung sowie Rechte 
und Pflichten der betroffenen Personen genau festgelegt. Neben den gesetzlich geregelten 
Maßnahmen gibt es noch einen so genannten „Versuchsartikel“ (Gesetz über aktive Beschäfti-
gungsleistungen § 116) bei dem das Beschäftigungsministerium die Möglichkeit zu Versuchs- 
und Entwicklungsaktivitäten offen hält, die von diesem Gesetz abweichen.  
Tabelle 16 
Aktivierungsmaßnahmen für Sozialhilfeempfänger in Dänemark 
Aktivierungsmaßnahmen 
Alte Regelung 
bis Ende 2002 1. Kurze Beratung und Einführungskurse: Häufig zu Beginn des Sozialhilfebezugs; Information über Aktivierungsangebote sowie Rechte und Pflichten 
2. Privates oder öffentliches Beschäftigungstraining: Lohnsubventionen an Arbeitgeber  
3. Individuelles Jobtraining: Beschäftigungsprojekte für nicht versicherte Personen bei privaten 
Arbeitgebern oder freiwilligen Organisationen; zielt insbesondere auf Personen mit Schwie-
rigkeiten ab, eine Beschäftigung unter normalen  
Bedingungen zu bekommen 
4. Speziell angepasste Trainingskurse:  
- Weiterbildung in Tagesschulen (Day High Schools)  
- Außerordentliche Bildung in Jugendschulen (Youth Schools) 
- Kurse in gemeindlichen Bildungsakademien 
- Dänische Sprachkurse für Immigranten und Flüchtlinge 
5. Spezielle Aktivierungsmaßnahmen: Mischung aus Ausbildung und Arbeit sowie Anleitung, 
Beratung und praktischem Beschäftigungstraining 
6. Freiwillige unbezahlte Arbeit: Organisation von Aktivitäten durch freiwillige  
Organisationen und Verbänden im kulturellen Bereich sowie in den Bereichen soziale Arbeit, 
Umweltschutz und Sport, die eine Beschäftigungs- oder Trainingsperspektive enthalten 
7. Erwachsenenbildung und Weiterbildung: Teilnahme von Personen über 25, die länger als 6 
Monate arbeitslos waren (inklusive der Aktivierungsperiode) und schlechte Beschäftigungs-
aussichten haben 
Neue Regelung 
ab 2003 1. Beratung und Weiterqualifizierung: Zusammensetzung aus folgenden Teilen: kurze Bera-tungs- und Klärungsverläufe, besonders vorbereitete Projekte und Ausbildungsverläufe 
(Praktikum, Dänischunterricht) oder normale Ausbildungsverläufe (Kap. 10) 
2. Unternehmenspraktikum: bei öffentlichen oder privaten Unternehmen (Kap. 11) 
3. Anstellung mit Lohnzuschuss: bei öffentlichen oder privaten Arbeitgebern (Kap. 12) 
Quellen:  Gesetz über aktive Sozialpolitik (1998); Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen (2003);  
Hansen (2001); Jensen/Larsen/Rosholm (2002); Graversen (2003); eigene Zusammenstellung. 
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Individueller Kontaktverlauf und Arbeitsplan 
Auch die Aktivierungsregelungen für Arbeitsämter und Kommunen wurden mit dem „Gesetz 
über aktive Beschäftigungsleistungen“ (2003) vereinheitlicht. Zudem wurde die Erstellung von 
Eingliederungsvereinbarungen in Form von individuellen Kontaktverläufen und Arbeitsplänen 
für alle arbeitslosen Leistungsbezieher eingeführt. Alle drei Monate muss ein persönlicher Kon-
takt mit dem Arbeitsamt stattfinden. Arbeitsuche und Pflicht zur Arbeitsaufnahme von zumut-
barer Arbeit wird nun ab dem ersten Tag der Arbeitslosigkeit vorausgesetzt und die Anforde-
rung zur regionalen Mobilität auf vier Stunden erhöht.  
Das verpflichtende Erstgespräch zwischen Leistungsempfänger und Betreuer soll spätestens 
nach drei Monaten Transferbezug erfolgen. Bei diesem Gespräch wird ein so genannter indivi-
dueller und flexibler Kontaktverlauf zwischen Hilfeempfänger und Betreuer zusammengestellt 
(Gesetz des aktiven Beschäftigungseinsatzes Kap. 7 § 15 ff.). Erscheint eine reguläre Beschäfti-
gung zunächst unrealistisch, soll der Kontaktverlauf so gestaltet werden, dass eine baldige 
Integration auf dem Arbeitsmarkt wahrscheinlich wird. Für Hilfeempfänger, die neben Arbeits-
losigkeit noch weitere Probleme aufweisen, soll eine Einschätzung erfolgen, ob die Person an 
„beschäftigungsfernen“ Aktivitäten teilnehmen kann. Für diese Personengruppe können Aktivi-
täten zur Verbesserung und Stabilisierung des physischen, psychischen und sozialen Zustandes 
eingesetzt werden (Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen Kap. 9). Zudem soll in regel-
mäßigen Abständen beurteilt werden, ob aufgrund der Integrationsfortschritte eine Meldung 
bei der Arbeitsvermittlung als Arbeit suchend erfolgen kann.  
Vor Beginn einer Aktivierungsmaßnahme können die Teilnehmer einen ausgearbeiteten Ar-
beitsplan bekommen, der Wege einer Beschäftigung auf dem regulären Arbeitsmarkt aufzeigen 
soll. Ausgangspunkt sind die Wünsche und Voraussetzungen der Person mit Rücksicht auf den 
Bedarf des Arbeitsmarktes. 
Aktivierungsprogramme: Beispiele dänischer Kommunen 
Die dänischen Kommunen unterscheiden sich nicht darin, welche Maßnahmentypen sie für die 
Aktivierung von Wohlfahrtsempfängern nutzen; dennoch gibt es kommunale Unterschiede in 
der Ausgestaltung von Projekten wie beispielsweise in Vestegnen (Boll/Christensen 2001) oder 
Næstved (Pedersen 2000).  
Projekte mit Fokus auf Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt findet man u. a. im Landkreis 
Enghave, in welchem ein Projekt in Zusammenarbeit mit lokalen Unternehmen durchgeführt 
wurde. Arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger im Alter von 18 bis 60 Jahren, die zur Kommune 
von Kobenhagen oder Frederiksberg gehörten, galten als Zielgruppe des Projektes. Das Projekt 
bestand insgesamt aus drei Teilen: dem Unternehmenskontakt zur Ermittlung des Bedarfs und 
Qualifikationsniveaus der gewünschten Arbeitskraft, dem Coaching zur Unterstützung und 
Beratung der Teilnehmer in Beschäftigung oder in Ausbildung, und dem eigentlichen Beschäf-
tigungsprojekt „Jobwerkstatt“. Dieser sechswöchige Kurs unterteilte in theoretische (zwei Wo-
chen) und praktische (vier Wochen) Elemente. Während des Unterrichtes erfolgten ein Persön-
lichkeits- und körperliches Training sowie die Vermittlung von kommunikativen oder kognitiven 
Fähigkeiten sowie Konfliktlösungsstrategien, von Wissen über die Arbeitsmarktmechanismen, 
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Erläuterung der Stellenanzeigen, der erforderlichen Kompetenzen und des Qualifikationskata-
logs sowie Unterstützung bei der konkreten Jobsuche (Hansen/Juul 2004). 
In Helsinggör konzentrierte sich die kommunale Aktivierung auf die unterschiedlichen Bedürf-
nisse und die Behandlung von sowohl versicherten als auch nicht-versicherten Langzeitarbeits-
losen. Das dort initiierte Projekt „Jobhuset“ (Jobhaus) konnte eher als Institution denn als ei-
genständiges Programm und damit als Sammelpunkt für alle Funktionen bezüglich des kom-
munalen Einsatzes gegen Arbeitslosigkeit gesehen werden (Thomson 2000). 
Das Projekt „Missing Link“, welches von Beginn 2002 bis Ende 2004 lief, war ein Jobbeschaf-
fungs- und Vermittlungsprojekt für Sozialhilfeempfänger mit sozialen Hemmnissen wie 
Sprachproblemen (Einwanderer), krimineller Vergangenheit (Vorbestrafte) oder Missbrauchs-
problemen (Drogen- oder Medikamentenabhängige). Allgemein handelt es sich dabei um 
schwer vermittelbare Personen, die eine lange Arbeitslosigkeitsdauer und in der Regel ein ge-
ringes Qualifikationsniveau aufweisen. Ziel des Programms war es, nach 18 Monaten rund 90 
Prozent der Teilnehmer in Beschäftigung gebracht zu haben. Konkret wurden den Arbeitslosen 
Beschäftigungsprojekte in privaten Unternehmen angeboten. Diese wurden im regelmäßigen 
Abstand von den Kommunen begutachtet. Bevor die Beschäftigung im Unternehmen begonnen 
wurde, wurde über eine Dauer von vier Tagen eine Einführung in die zukünftige Beschäftigung 
gegeben sowie die notwendigen Kompetenzen abgeklärt (Motivationskurse). Die nachfolgende 
Praktikumsperiode umfasste sowohl Weiterqualifizierung als auch das Ausprobieren von ver-
schiedenen Beschäftigungsformen für eine Dauer von meistens sechs Monaten. Dabei erhielten 
die Teilnehmer einen Lohnzuschuss (Hansen/Jakobsen 2005). 
Neben der Wiedereingliederung in Beschäftigung standen bei anderen Projekten die soziale 
Komponente bzw. das Heraustreten aus sozialer Isolation im Vordergrund. Konkret existierte 
u. a. in der Gemeinde Aalborg das Entwicklungsforum für soziale Aktivierung als gemeinsames 
Projekt der Koføds Schule und der Gemeinden Aalborg. Wesentliches Ziel des Projektes war die 
Entwicklung und Verbesserung der Aktivierung von arbeitslosen Sozialhilfeempfängern mit 
Problemen über Arbeitslosigkeit hinaus. Das Projekt unterteilte sich in zwei Perioden. Während 
in der ersten Phase die soziale Aktivierung im Vordergrund stand, um die Lebensqualität des 
Einzelnen zu verbessern und um weiteren sozialen Problemen und dem Ausschluss aus der 
Gemeinschaft vorzubeugen, wurde die Zusammenarbeit in Phase 2 mehr systematisiert, indem 
nach jeweils drei Monaten Gespräche stattfanden (Hansen et al. 2002).  
Das Projekt „Tilbage till arbejdsmarkedet“ (Zurück in den Arbeitsmarkt) zielte auf Personen 
zwischen 20 und 60 Jahren mit vorwiegend dänischer Staatsbürgerschaft und Problemen zu-
sätzlich zur Arbeitslosigkeit ab. Ziel des Projektes war, neue Möglichkeiten zu finden, um Ar-
beitslose mit besonderen Problemen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Das Programm 
war vorwiegend sozialpädagogisch geprägt, um die Teilnehmer aus ihrer sozialen Isolation zu 
holen. Ein wichtiges Programmelement war ein Café-Treff. Weiterhin mussten die Teilnehmer 
ein Logbuch über ihre Bewerbungsbemühungen führen.  
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Eine weitere Gruppe von Projekten ist speziell auf bestimmte Personengruppen am Arbeits-
markt gerichtet – dazu gehören Jugendliche, Ältere und Einwanderer. Speziell arbeitslose Ju-
gendliche erhalten große Aufmerksamkeit, was sich auch in diversen Regelungen wie dem 
stärkeren Verpflichtungsgrad im Gesetz über kommunale Beschäftigungsleistungen widerspie-
gelt. Speziell auf Jugendliche gerichtet sind bestimmte Ausbildungsmaßnahmen, wie das 
TAMU42 für junge Menschen (Træningsskolens Arbejdsmarkedsuddannelser/Arbeitsmarktsaus-
bildung an Trainingsschulen). Jugendliche zwischen 15 und 26 Jahren, die neben Arbeitslosig-
keit noch weitere Probleme aufweisen, werden sechs Monate betreut. Die Ausbildung unter-
teilt sich dabei in einen einmonatigen Klärungskurs mit Beschreibung der zugrunde liegenden 
Kompetenzen, dem anschließenden Probearbeiten für 1½ Monate und dem eigentlichen Be-
rufspraktikum von bis zu 20 Wochen. Der letzte Monat zählt als Abschluss- und Auswertungs-
phase (PLS RAMBØLL Management 2003).  
Weitere auf Jugendliche gerichtete Projekte fanden in den Kommunen Herning und Holstebro 
im Amtsbezirk Ringkjøbing statt. Jede Kommune organisierte ihr Projekt in Eigenregie und 
unterschiedlich. In Herning konzentrierte man sich auf junge Arbeitslose unter 25 Jahren. Die 
primäre Aktivierungsveranstaltung der Kommune Herning war „Gröndahl“, die verschiedene 
Aktivierungen in Werkstätten in Form von Aktivierungsverläufen beinhaltete. Zusätzlich fand 
ein einleitendes Beratungsgespräch statt. Die sog. Jobkonsulenten übernahmen während der 
Praktikumszeit die Verantwortung für die Sozialhilfeempfänger. In Holstebro beinhaltet die 
Maßnahme „Einsatz für junge Menschen unter 25 Jahren“ eine Beratung inklusive eines Abklä-
rungsgespräches, die Erstellung eines Handlungsplanes und Informationen für die Suche nach 
Beschäftigung. 
5.3.5 Datenbasis 
Das dänische Statistikamt stellt umfangreiche Statistiken zur Teilnahme an und zum Abgang 
aus Aktivierungsprogrammen zur Verfügung (siehe Tabelle 17 und Tabelle 18).  
Von den 50 erfassten Evaluationsstudien, die unterschiedliche Aspekte der Aktivierung von 
Hilfeempfängern in Dänemark dokumentieren, lieferten 10 quantitativ verwertbare Daten (Ta-
belle 17). Diejenigen Studien, die zur Untersuchung der Selektivität beim Zugang sowie der 
Effekte der Programme ausgewählt wurden, kontrollieren für Drittvariablen. Studien, die sons-
tige Informationen liefern, wurden beispielhaft ausgewählt; hier ist noch eine größere Zahl von 
Studien vorhanden, die jedoch überwiegend kleinere Programme dokumentieren, so dass die 
Ergebnisse nicht verallgemeinert werden können. 
                                               
42  TAMU gibt es auch für Erwachsene, d. h. Personen ab 27 Jahren (vgl. PLS RAMBØLL Management 
2004). 
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Tabelle 17 
Übersicht über die verwerteten Studien, Dänemark 
 Informationen über Selektivität 
des Zugangs  
Informationen über Effekte sonstige Informationen 












Eskelinen et al. 2002 
Graversen 2003 
Saxtoft et al. 2005 
n Studien 3 8 4 
 
5.3.6 Programmteilnahme und Einflüsse darauf 
Die administrativen Daten zum Sozialhilfebezug und zur Aktivierung von Sozialhilfebeziehern 
zeigen unterschiedliche Zugänge zu Aktivierung in Abhängigkeit von Geschlecht, Alter und 
Haushaltstyp. Insgesamt waren im Jahr 2006 fast ein Drittel der Sozialhilfebezieher in einer 
Aktivierungsmaßnahme. Alleinstehende Frauen nehmen seltener als Männer an Aktivierungs-
programmen teil; beide jedoch überdurchschnittlich häufig und häufiger als Paare mit oder 
ohne Kinder. Auch das Alter hat deutlichen Einfluss: Die höchsten Aktivierungsquoten haben 
19- bis 29-Jährige. Für über 40-Jährige nehmen die Quoten rasch ab; dennoch ist immerhin 
fast ein Viertel der ältesten Gruppe in einer Aktivierungsmaßnahme (Tabelle 18). 
Tabelle 18 
Sozialhilfebezieher und aktivierte Sozialhilfebezieher 2006, nach Haushaltstyp und Alter, 
Dänemark 
 Sozialhilfebezieher  
(absolute Zahlen) 
Aktivierte Sozialhilfe-
bezieher (absolute Zahlen) 
Aktivierte Sozialhilfe-
bezieher (in Prozent) 
Alle 301.422 94.427 31.3 
Geschlecht und Haushaltstyp    
Alleinstehender Mann ohne Kinder 75.443 30.996 41.1 
Alleinstehende Frau ohne Kinder 61.762 22.104 35.8 
Alleinstehender Mann mit Kinder 3.290 1.038 31.6 
Alleinstehende Frau mit Kindern 70.816 23.216 32.8 
Paar ohne Kinder  69.137 13.206 19.1 
Paar mit Kindern 16.659 2.816 16.9 
Familienstand unbekannt 4.315 1.051 24.4 
Alter    
unter 18 Jahre 33.306 1.614 4.8 
19-24 Jahre 46.045 20.988 45.6 
25-29 Jahre 36.345 14.605 40.2 
30-39 Jahre 78.990 26.696 33.8 
40-49 Jahre 64.983 19.982 30.7 
50-54 Jahre 18.263 5.372 29.4 
55-64 Jahre 16.653 4.031 24.2 
Quelle:  Danmarks Statistik, KH1R: Personer, der modtager kontanthjælp efter område, ydelsestype,  
familietype og alder; eigene Berechnungen. 
 
Bach/Harsløf (2001) differenzieren in ihrem repräsentativen Survey von zu Aktivierungsmaß-
nahmen verpflichteten Sozialhilfeempfängern (n = 1.242) die Teilnehmer nach weiteren Merk-
malen: Signifikant geringere Chancen auf ein Aktivierungsprojekt haben demnach Menschen 
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nicht-westlicher Herkunft; zudem sinkt die Chance mit zunehmender Dauer sowohl der bishe-
rigen Arbeitslosigkeit wie auch der Beschäftigung. Nicht signifikante geringere Chancen haben 
zudem Frauen, Drogenabhängige und Personen, die wegen einer psychischen Erkrankung in 
Behandlung waren. Größere Chancen haben Menschen mit schlechtem oder sehr gutem Ge-
sundheitszustand und Einwohner von Kommunen mittlerer Größe; diese Effekte sind jedoch 
nicht signifikant. 
Weiterhin werden die Einflüsse darauf betrachtet, an einem privaten oder öffentlichen Jobtrai-
ning teilzunehmen; auch hier gibt es nur wenige signifikante Ergebnisse: Die Chance auf ein 
Jobtraining im öffentlichen Sektor (im Vergleich zu einer anderen Aktivierungsmaßnahme) ist 
für Ältere signifikant größer. Nicht-signifikante Koeffizienten weisen geringere Chancen auf 
beide Optionen für Frauen aus, geringere Chancen auf Jobtraining im öffentlichen Sektor für 
höher Gebildete und höhere Chancen auf Jobtraining im privaten Sektor für Personen mit mitt-
leren Abschlüssen. Personen ohne Berufsausbildung haben größere Chancen auf eine der bei-
den Jobtrainingsoptionen als auf ein anderes Aktivierungsprogramm. 
Graversen (2003) untersucht ausschließlich die Chancen von Männern über 25 darauf, in ver-
schiedene Aktivierungsprogramme zu kommen (n = 9.792). Er findet nur wenige signifikante 
Effekte: So haben Immigranten, die nicht aus der EU oder aus Nordamerika kommen, bessere 
Chancen auf Unterstützung zum Übergang in Selbstständigkeit, aber geringere Chancen auf 
Teilnahme an einem Beschäftigungsprojekt. Für über 40-Jährige sinken die Chancen auf Be-
schäftigungsprojekte und auch auf ein Jobtraining im privaten oder öffentlichen Sektor. Perso-
nen mit einem Schulabschluss höher als Grund- oder Mittelschule (primary/secondary school) 
haben bessere Chancen auf jede Art von Aktivierungsprogramm, mit Ausnahme von Ausbil-
dungsprogrammen (educational rehabilitation); die Effekte der Schulbildung sind jedoch nicht 
signifikant. 
Eine ältere Untersuchung von Weise/Broogard (1997) weist ähnliche Ergebnisse aus: Frauen 
haben weitaus höhere Chancen auf eine Ausbildungsaktivierung, aber deutlich geringere 
Chancen auf die Teilnahme an einem Beschäftigungsprogramm. Je länger eine Person vor dem 
Sozialhilfebezug bereits gearbeitet hat, desto größer ist die Chance auf eine subventionierte 
Beschäftigung und desto geringer die Chance auf eine Ausbildung. Dies ist nur teilweise als 
Alterseffekt zu interpretieren, da im Vergleich zu den Personen unter 25 Jahre alle anderen 
Altersgruppen größere Chancen auf eine Ausbildung und geringere auf subventionierte Be-
schäftigung haben.  
5.3.7 Bruttoeffekte 
Tabelle 19 weist die Bruttoeffekte für verschiedene Aktivierungsmaßnahmen sowie für Teil-
nehmermerkmale aus. Als Messgrößen dienen die Differenz des Versorgungsgrades ein Jahr vor 
und sechs Monate nach der Aktivierung („Effekt der Aktivierung“) und die Anteile der Teilneh-
mer, die in Beschäftigung übergehen. Deutliche Effekte in Bezug auf beide Größen zeigen sich 
nur beim Einsatz von Lohnkostenzuschüssen. Ob es sich dabei tatsächlich um Programmeffekte 
oder aber Effekte der Teilnehmermerkmale handelt, lässt sich bei der Betrachtung von Brutto-
effekten jedoch nicht sagen. Auch die Übergänge in Beschäftigung sind für diese Maßnahme 
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deutlich höher als für jede andere. Männer profitieren hinsichtlich des Selbstversorgungsgra-
des43 stärker als Frauen von Aktivierungsmaßnahmen; der Anteil der Personen, die in Beschäf-
tigung übergehen, ist bei den Männern größer, jedoch sind die Zuwachsraten für beide Ge-
schlechter ungefähr gleich. 
Der Aktivierungseffekt auf den Versorgungsgrad nimmt mit dem Alter erst etwas zu und dann 
wieder ab; für die älteste Gruppe stellt sich ein negativer Effekt ein. Die Übergänge in Beschäf-
tigung nehmen dagegen mit steigendem Alter zu allen Beobachtungszeitpunkten ab. Eine Zu-
nahme zeigt sich allerdings bei der Dauer der Aktivierungsmaßnahmen.  
Auch zwischen der Dauer des Leistungsbezugs und den Bruttoeffekten von Aktivierungsmaß-
nahmen gibt es deutliche Zusammenhänge: Ein kürzerer Leistungsbezug schlägt sich in durch-
wegs besseren Werten der Messgrößen nieder.  
Schließlich wird noch die Frage untersucht, welche Effekte unterschiedliche Dauern von Akti-
vierungsmaßnahmen haben: Hinsichtlich des Aktivierungseffekts nimmt der Maßnahmenerfolg 
bis zu einer Dauer von 39 Wochen zu, danach wieder ab. Dagegen ist bei kurzfristigen Maß-
nahmen der Übergang in Beschäftigung stärker ausgeprägt. 
 
 
                                               
43  Der Selbstversorgungsgrad bezeichnet den Anteil des Einkommens, der nicht aus staatlichen Hilfen 
besteht. 
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Tabelle 19 
Bruttoeffekte von Aktivierungsmaßnahmen, Dänemark 2005 
Maßnahmenangebot 
Selbstversorgungs-




rate 6 Monate nach 
der Aktivierung  
(in Prozent) 








Monate nach der 
Aktivierung 
Anteil in  
Beschäftigung 12 









Information und Aufklärung 13,1 17,0 3,9 18,2 22,2 36,8     
Fortbildung 9,1 8,9 -0,2 9,1 13,6 29,1     
Lohnzuschuss 14,2 45,9 31,7 46,8 51,3 60,9     
Berufspraktikum 14,7 18,3 3,6 19,6 25,3 39,2     
Geschlecht                 
Frauen 9,8 13,5 3,7 14,3 18,3 32,7     
Männer 15,7 21,0 5,3 22,2 27,4 41,7     
Alter                 
20-24 Jahre 22,9 27,5 4,6 29,3 35,8 48,5 11.913 17,3 
25-29 Jahre 12,2 18,4 6,2 19,5 24,5 38,3 12.655 19,1 
30-34 Jahre 7,6 14,5 6,9 15,4 19,8 35 12.240 20,5 
35-39 Jahre 7,1 13,4 6,4 14,1 18,2 33,2 11.395 20,8 
40-44 Jahre 6,4 12,3 5,8 12,8 16,4 32,1 9.229 21,1 
45-49 Jahre 6,1 10,5 4,4 10,8 13,9 29,1 6.253 21,4 
50-54 Jahre 6,7 10,5 3,9 10,8 13,8 27,3 3.693 21,6 
55-59 Jahre 7,2 8,5 1,3 8,8 11 25 1.714 22,6 
60-64 Jahre  10,6 7,1 -3,4 6,9 9,6 20,8 477 23,9 
Dauer des Leistungsbezugs                 
unter 1 Jahr   24,3   25,9 32 45,8     
über 1 Jahr   10,9   11,5 14,7 29,5     
Dauer der Maßnahme                 
4-8 Wochen 16,9 18,4 1,4 19,5 25,6 38,9 20.015 5,4 
9-13 Wochen 13,6 17,8 4,2 18,9 23,5 37,1 15.851 11 
14-26 Wochen 11,2 16,9 5,7 17,9 21,8 35,8 20.394 18,9 
27-39 Wochen 9,4 16,8 7,5 17,5 21,6 36,6 7.758 31,2 
40-52 Wochen 7,7 14,3 6,7 14,7 18,4 38,1 4.297 45,3 
mehr als 52 Wochen 6,1 11,6 5,5 12 14,8 31 4.888 69,8 
Quelle:  www.jobindsats.dk. 
                                               
44  Der Effekt der Aktivierung wird berechnet als durchschnittliche Differenz zwischen der Selbstversorgungsrate 1 Jahr vor der Aktivierung und der Selbstversorgungsrate 6 Monate nach 
der Aktivierung. 
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Graversen (2003) untersucht die Abgänge aus Leistungsbezug und die Übergänge in Beschäfti-
gung bei einer Stichprobe von 9.792 Männern (n Treatmentgruppe = 3.406; n Kontrollgruppe = 
6.386) im Alter über 25 Jahre, die zwischen 1994 und Mitte 1998 in den Sozialhilfebezug ein-
traten und vergleicht die Teilnahme an verschiedenen Aktivierungsprogrammen mit der Nicht-
Teilnahme; Treatment- und Kontrollgruppe sind nicht nach einer Methode der Drittvariablen-
kontrolle gematcht, sodass Programmdifferenzen zu einem nicht bestimmbaren Ausmaß von 
Differenzen der Teilnehmer überlagert werden. Bemerkenswert ist zunächst, dass aus der Kon-
trollgruppe sehr viel mehr Personen abgehen als aus den Treatmentgruppen, ein großer Teil 
davon jedoch nicht in Beschäftigung: 87% der Personen in der Kontrollgruppe gehen aus dem 
Sozialhilfebezug ab, davon 54  in Beschäftigung, 36  in andere Leistungssysteme, 2  in Ausbil-
dung und 10  verlassen die Sozialhilfe aus unbekanntem Grund (Tabelle 20).  
Tabelle 20 
Abgänge aus verschiedenen Aktivierungsprogrammen (in Prozent) 









Jobtraining im privaten Sektor 
n = 314 
82 81 5 0 15 
Jobtraining im öffentlichen 
Sektor 
n = 326 
54 70 11 2 17 
Beschäftigungsprogramm 
n = 999 
56 71 14 0 14 
Schulische Vollzeitausbildung 
(Classroom Training) 
n = 350 
49 71 16 2 12 
Kontrollgruppe (kein Programm) 
n = 6386 
87 54 10 2 36 
Quelle:  Graversen 2003: 27; eigene Berechnungen. 
 
Die besten Beschäftigungseffekte hat das Jobtraining im privaten Sektor, die anderen Pro-
gramme unterscheiden sich in Hinblick auf diese Zielvariable nicht. Die Gemeinsamkeit der 
anderen Programme besteht darin, dass aus ihnen ein größerer Anteil aus unbekanntem Grund 
aus dem Leistungsbezug ausscheidet. Deutlich geringer als in der Kontrollgruppe fallen bei 
allen Programmtypen die Übergänge in andere Leistungssysteme aus. Eine Ausbildung nimmt 
fast niemand auf; dies könnte jedoch ein Alterseffekt sein, da ja nur über 25-Jährige betrach-
tet werden. 
5.3.8 Nettoeffekte 
Die uns vorliegenden dänischen Studien weisen keine Nettoeffekte der Programmteilnahme im 
Vergleich zur Nicht-Teilnahme aus. Im Folgenden werden deshalb lediglich die Effekte sozio-
demografischer Merkmale und die Effekte verschiedener Programmtypen betrachtet. 
5.3.8.1 Effekte soziodemografischer Merkmale 
Signifikant positive Effekte auf den Übergang in reguläre Beschäftigung hat vor allem ein Le-
bensalter zwischen 21 und 40 Jahren, eine längere bisherige Erwerbstätigkeit und ein guter 
Gesundheitszustand (Bach/Harsløf 2001). Negativ wirken sich die Dauer der Arbeitslosigkeit 
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und psychische Probleme auf. Auch für Frauen wurde eine geringere Chance ausgewiesen, 
doch ist dieser Effekt nicht signifikant.  
Frauen haben allerdings eine fast viermal so große Chance wie Männer, aus Aktivierung in eine 
reguläre Ausbildung überzugehen. Mit zunehmendem Alter nimmt diese Chance, wie nicht 
anders zu erwarten, deutlich ab. Einen schwach negativen Einfluss hat die Zahl der Monate in 
Arbeitslosigkeit, einen schwach positiven Einfluss dagegen die bisherige Zahl der Monate in 
Beschäftigung. Auch ein höherer Bildungsabschluss hat einen deutlich positiven Effekt.  
Graversen (2003) untersucht die Einflüsse auf Beschäftigung für Männer im Alter über 25 Jah-
re, die zwischen 1994 und Mitte 1998 mit dem Bezug von Sozialhilfe begonnen haben. Die 
Chance auf Übergang in Beschäftigung ist signifikant höher für Verheiratete bzw. mit einem 
Partner Lebende, für Personen mit höherem Schulabschluss bzw. einer beruflichen Ausbildung 
und für Personen mit längerer Berufserfahrung; sie wird signifikant reduziert durch höheres 
Alter, längeren Sozialhilfebezug und für Immigranten aus Ländern außerhalb der EU bzw. 
Nordamerika. 
Auch Bolvig et al. (2001) finden eine Abnahme der Übergangswahrscheinlichkeit in Beschäfti-
gung für Ältere, für Flüchtlinge und generell für Menschen aus nicht-westlichen Ländern. Sig-
nifikant geringere Chancen haben auch Personen mit einer Erwerbserfahrung von weniger als 
fünf Jahren, mit niedrigem Schulabschluss und solche, deren Partner ebenfalls Sozialhilfe be-
zieht. Positive Effekte finden sich für Verheiratete, Personen, die Wohneigentum besitzen und 
für Personen mit Gymnasialbildung.  
Weise/Broogard (1997) untersuchen mit administrativen Daten die Chance, durch ein Aktivie-
rungsprojekt in Beschäftigung oder Ausbildung zu kommen. Auch sie finden eine mit dem Alter 
abnehmende Wahrscheinlichkeit sowie einen negativen Effekt eines schlechten Gesundheits-
zustands. Die Zahl der Jahre in Beschäftigung vor der Maßnahmenteilnahme hat einen starken 
positiven Effekt auf den Übergang in einen der beiden Zielzustände. 
5.3.8.2 Nettoeffektivität verschiedener Programmtypen 
Bach/Harsløf (2001) schätzen regressionsanalytisch die Effekte verschiedener Programmtypen 
auf die Wahrscheinlichkeit, reguläre Beschäftigung oder Ausbildung zu finden (n = 758). Ver-
glichen mit Sozialhilfeempfängern, die seit 1998 an keiner Maßnahme teilnahmen, haben Teil-
nehmer des Jobtrainings die größte und auch eine signifikante Chance in reguläre Beschäfti-
gung zu gelangen. Jobtraining im privaten Sektor erhöht die Chance um mehr als das Dreifa-
che, Jobtraining im öffentlichen Sektor verdoppelt sie. Auch die Teilnahme an einem AMU-Kurs 
(Arbeitsmarktausbildung) hat einen deutlichen, jedoch nicht signifikanten Einfluss auf den 
Übergang in Beschäftigung. Negative Effekte hat die Teilnahme an anderen Ausbildungspro-
grammen; möglicherweise tritt ein positiver Effekt hier jedoch lediglich zeitverzögert auf. Die 
geschätzten Effekte auf den Übergang in reguläre Ausbildung sind durchweg nicht signifikant. 
Positiv, wenn auch deutlich schwächer als beim Übergang in Beschäftigung ist hier ebenfalls 
die Teilnahme an Jobtrainings, negativ wirken alle Ausbildungsmaßnahmen im Rahmen von 
Aktivierungsprogrammen. 
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Graversen (2003) schätzt regressionsanalytisch die Effekte verschiedener Programmtypen auf 
den Übergang in Beschäftigung. Verglichen mit der Nicht-Teilnahme an einem Aktivierungs-
programm haben Jobtraining im privaten und im öffentlichen Sektor, Beschäftigungsprogram-
me und Ausbildungskurse (classroom training) allesamt signifikant positive Effekte; den weit-
aus stärksten Effekt darunter hat das Jobtraining im privaten Sektor (b = 1,34); die Chance auf 
Beschäftigung gegenüber der Nicht-Teilnahme wird also fast vervierfacht. 
Bach (2002) schätzt den Einfluss verschiedener Aktivierungsprogramme auf den Versorgungs-
grad durch Sozialhilfe (0 ≤ x ≤ 100) und differenziert dabei Effekte bei unter 25-Jährigen bzw. 
Personen im Alter von 25 Jahren und älter. Für beide haben Hilfen zum Übergang in Selbstän-
digkeit den weitaus stärksten Effekt (-26 bzw. -36 Prozentpunkte). Für unter 25-Jährige fallen 
alle anderen Effekte weitaus geringer aus; die stärkste Reduktion wird durch den Einsatz von 
Jobtraining im privaten Sektor erreicht (-10 Prozentpunkte). Alle anderen Maßnahmen redu-
zieren den Versorgungsgrad um unter 6 Prozentpunkte; der Besuch von Tagesschulen 
(Daghøjskole) führt zu einer signifikanten Erhöhung des Versorgungsgrades. Bei den mindes-
tens 25-Jährigen hat Jobtraining im privaten Sektor einen starken Einfluss auf die Reduktion 
des Versorgungsgrades (-20 Prozentpunkte). Deutliche Effekte haben auch Jobtraining im öf-
fentlichen Sektor und – anders als bei den Jüngeren – individuelles Jobtraining im privaten 
Sektor (d. h. Beschäftigungsprojekte für Zielgruppen mit besonderen Problemen) mit jeweils 
etwa -11 Prozentpunkten. Alle anderen Programme haben auch für diese Zielgruppe deutlich 
geringere, aber signifikante Effekte; der Besuch von Tagesschulen hat auch hier einen den 
Versorgungsgrad erhöhenden Effekt. 
Graversen/Weise (2001) untersuchen ebenfalls die Effekte auf den Versorgungsgrad: Außer 
Tageshochschulen haben alle Programme reduzierende Effekte. Am stärksten ist dieser Effekt 
für Beihilfe zur beruflichen Selbständigkeit (-34 Prozentpunkte), gefolgt von subventionierter 
Beschäftigung im privaten und im öffentlichen Sektor (-16 bzw. -10 Prozentpunkte). Beschäf-
tigungsprogramme haben nur einen relativ geringen Effekt von -3 Prozentpunkten. Differen-
ziert man nach Alter, so zeigt sich, dass alle Programme bei den mindestens 25-Jährigen stär-
kere Effekte als bei der jüngeren Gruppe haben. Subventionierte Beschäftigung im privaten 
Sektor hat für die ältere Gruppe eine Reduktion des Versorgungsgrades um 20 Prozentpunkte 
zur Folge, bei den Frauen sogar um 24 Prozentpunkte (Männer: 19 Prozentpunkte). Bei der 
jüngeren Gruppe sind ebenfalls die besten Effekte für subventionierte Beschäftigung ausgewie-
sen; der Effekt beträgt jedoch für beide Geschlechter nur etwa 10 Prozentpunkte. Differenziert 
nach Bildungsabschluss hat für die jüngeren Teilnehmer subventionierte Beschäftigung im 
privaten Sektor die stärksten Effekte für Teilnehmer mit niedrigem Schulabschluss (Grundsko-
le), im öffentlichen Sektor für Personen mit einem berufspraktischen Abschluss. Auch Arbeits-
programme sind für Personen mit niedrigem Abschluss besonders effektiv. Für die Altersgrup-
pen über 25 Jahre haben subventionierte Beschäftigungsprogramme bessere Effekte, für Per-
sonen mit höherem Bildungsabschluss, Arbeitsprogramme dagegen für Personen mit niedrigem 
Abschluss. Migranten profitieren, unabhängig vom Alter, deutlich stärker von subventionierter 
Beschäftigung als Dänen. 
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Wie unterscheiden sich die Effekte von subventionierter Beschäftigung im öffentlichen und im 
privaten Sektor?  
Dass der Versorgungsgrad für Jüngere (unter 25) nur durch Beschäftigung im privaten Sektor 
reduziert wird, für über 25-Jährige aber durch subventionierte Beschäftigung in beiden Sekto-
ren, zeigt Bengtsson (2004). Auch für die ältere Zielgruppe ist der Effekt im privaten Sektor 
jedoch sehr viel größer. 
Fossaluzza (2005) findet beim Vergleich von subventioniert Beschäftigten im öffentlichen und 
im privaten Sektor zunächst eine deutlich bessere Übergangsrate in reguläre Beschäftigung für 
den privaten Sektor: 54,6 % gegenüber 34,3 % der Teilnehmer waren 6 Monate nach dem 
Ende des Programms in Arbeit. Dieser Effekt verschwindet jedoch vollständig, wenn man für 
Teilnehmermerkmale kontrolliert und ist somit auf Selektivität beim Programmzugang zurück-
zuführen. 
In einer groß angelegten Untersuchung der Aktivierungspolitik in Århus vergleichen Bolvig et 
al. (2001) die Effekte verschiedener Aktivierungsprogramme auf den Übergang in Beschäfti-
gung mit der Nicht-Teilnahme (n = 14.000). Von den 15 verschiedenen Programmen, die teil-
weise sehr ähnlich sind, sollen hier nur die wichtigsten berücksichtigt werden; es werden nur 
signifikante Effekte ausgewiesen. Starke Effekte auf den Übergang in Beschäftigung haben 
subventionierte Beschäftigung sowohl im privaten wie auch im öffentlichen Sektor und Beihil-
fen zur Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit. Auch verschiedene Beschäftigungsprojekte 
wirken sich positiv aus, wenn auch in etwas geringerem Ausmaß. Den größten positiven Effekt 
erzielen allerdings Ausbildungen im regulären Bildungssystem. Nach Abschluss der Maßnahme 
erhöhen sich die Odds auf Übergang in Beschäftigung um das nahezu 12-fache. Auch andere 
Qualifizierungsmaßnahmen sind erfolgreich, jedoch nicht in diesem Ausmaß. Signifikant nega-
tive Effekte hatte die Teilnahme an Sprachkursen und an einem kommunalen Beschäftigungs-
projekt für soziale schwache Zielgruppen.  
Differenziert man diese Effekte noch nach Geschlecht, zeigt sich, dass subventionierte Be-
schäftigung auf Männer und Frauen gleichermaßen positiv wirkt, während sich bei einer Diffe-
renzierung in subventionierte Beschäftigung im öffentlichen und im privaten Sektor signifikant 
positive Effekte für Frauen nur im privaten, für Männer nur im öffentlichen Sektor finden. 
Sprachkurse haben nur für Männer einen negativen Beschäftigungseffekt. 
Interessante Unterschiede zeigen sich auch, wenn man Sozialhilfeempfänger, die zusätzlich zur 
Arbeitslosigkeit noch andere Probleme haben, mit solchen vergleicht, die diese nicht haben. 
Subventionierte Beschäftigung hat für die Gruppe mit kumulierten Problemlagen noch bessere 
Effekte, ebenso kommunale Beschäftigungsprojekte. Besonders hoch ist für diese Gruppe der 
Effekt von Beratung und regulärer Ausbildung. Gymnasialbildung hat einen geringeren, aber 
noch immer signifikant positiven Effekt als bei der lediglich arbeitslosen Gruppe. Keine Unter-
schiede zeigen sich beim Einfluss des Alters und der ethnischen Zugehörigkeit sowie hinsicht-
lich des Erwerbsstatus des Partners. Dagegen hat eine nur geringe Erwerbserfahrung (<5 Jahre) 
einen deutlich stärkeren negativen Effekt als bei der Vergleichsgruppe. 
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Ein Vergleich der Altersgruppen der unter 25-Jährigen mit den über 30-Jährigen zeigt stärkere 
Effekte subventionierter Beschäftigung für die Älteren, im öffentlichen Sektor jedoch für die 
Jüngeren. Kommunale Beschäftigungsprojekte haben nur für Jüngere einen signifikanten (posi-
tiven) Effekt, Beratung nur für Ältere. Die Bedeutung nicht-westlicher Herkunft ist für Jüngere 
wesentlich größer, der Einfluss höherer Bildungsabschlüsse nur für Jüngere signifikant. 
Weise/Broogard (1997) finden für subventionierte Beschäftigung im privaten Sektor den weit-
aus stärksten positiven Einfluss darauf, eine reguläre Beschäftigung oder Ausbildung zu begin-
nen. Auch Arbeitsprogramme und subventionierte Beschäftigung haben einen positiven, jedoch 
schwächeren Effekt. Eine differenzierte Betrachtung der Programmeffekte nach Alter und Ge-
schlecht zeigt teilweise deutliche Unterschiede (Tabelle 21). 
Tabelle 21 
Effekte ausgewählter Aktivierungsprogramme in Dänemark, differenziert nach Alter und 
Geschlecht 
 unter 25 Jahre (n = 89.696) 25 Jahre und älter (n = 92.299 
Maßnahme Männer  Frauen Männer  Frauen 
subventionierte Beschäftigung im 
privaten Sektor 
++ ++ ++ + 
Produktionsskole (Ausbildungspro-
gramm für sozial Schwache Jüngere) 
++ +++  ++ 
Qualifizierungskurse bis zu 2 Monaten 
Dauer 
+++  ++  
Qualifizierungskurse mit mehr als  
2 Monaten Dauer 
+++ +++  +++ 
Quelle:  Weise/Broogard 2001: 122 f.; eigene Darstellung. 
 
Auf die abhängige Variable „Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu sein“ hatten demnach Qualifizie-
rungsmaßnahmen stärkere Effekte als subventionierte Beschäftigung. Frauen scheinen eher 
von länger dauernden Kursen zu profitieren, Männer von kürzeren. Besonders stark profitieren 
junge Frauen zudem von einem speziellen Qualifizierungsprogramm für sozial schwache Hilfe-
empfänger. 
5.3.9 Sonstige Ergebnisse 
Zufriedenheit mit dem Aktivierungsangebot 
Bach/Harsløf (2001) untersuchen zum einen Einflussfaktoren auf die Lebenszufriedenheit von 
Sozialhilfeempfängern (n = 1008), zum anderen auf die Einschätzung von Aktivierungsmaß-
nahmen als zwecklos (n = 589). Dabei zeigt sich, dass eine objektive Kumulation von Problem-
lagen auch auf das subjektive Empfinden der Situation durchschlägt: Personen ohne dänische 
Staatsbürgerschaft, Menschen, die wegen psychosozialer Probleme in Behandlung waren, die 
eine Vielzahl ökonomischer Probleme haben, eine stark eingeschränkte Arbeitsfähigkeit auf-
weisen und schon lange Unterstützungsleistungen beziehen, sind signifikant und deutlich we-
niger mit ihrer Situation zufrieden als andere. Positiv wird die Beurteilung der eigenen Situati-
on nicht nur durch eine günstige ökonomische Situation und längere Phasen von Erwerbstätig-
keit beeinflusst, sondern auch durch die Teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen. 
IAB-Forschungsbericht 1/2008 84 
Die Teilnahme an Aktivierungsmaßnahmen wird von Frauen, von Menschen nicht-westlicher 
Herkunft, von Personen, die schon länger in einem Aktivierungsprogramm sind und von Teil-
nehmern an einem Ausbildungsprogramm als sinnvoll eingeschätzt; Ältere über 50 Jahre, und 
Teilnehmer an Beschäftigungsprojekten bewerten den Sinn von Aktivierungsprogrammen eher 
negativ. 
Auch Eskelinen et al. (2002) finden bei Langzeitarbeitslosen eine verhältnismäßig negative 
Bewertung der Aktivierungsprogramme und eine pessimistische Einschätzung hinsichtlich de-
ren Bedeutung für Beschäftigung. 40 % bewerten, dass die letzte Aktivierungsmaßnahme kei-
nen positiven Nutzen in dieser Hinsicht hatte, und weitere 16 % meinen, dass sie nur in gerin-
gem Maße geholfen habe. Dabei sind bisher passive Arbeitslose mit der Aktivierung zufriedener 
und geben öfter als aktive Arbeitslose an, dass Aktivierung ihnen bessere Beschäftigungsmög-
lichkeiten eröffnet. Eines der Ziele der Aktivierung ist es, dass der Arbeitslose während der 
Beratung, Ausbildung und des Jobtrainings klären kann, welche Ziele er für sich hat und wie er 
diese erreichen kann. Dadurch soll die Arbeitsuche zielgerichteter und systematischer werden 
und somit eine Platzierung am Arbeitsmarkt realistischer. Knapp ein Drittel der Befragten war 
der Auffassung, dass sie durch die Aktivierung klarlegen konnten, was sie sich für die Zukunft 
wünschen. 20 % der Arbeitslosen konnten dieses Ziel auch nicht im Rahmen einer Aktivie-
rungsmaßnahme erreichen. Hier zeigt sich ebenfalls die Tendenz, dass die passiven Arbeitslo-
sen eine positivere Einschätzung als die aktiven Arbeitslosen geben, dass sie in Beschäftigung 
kommen.  
Interdependenzen von Programmeffekten 
Graversen (2003) untersucht die Interdependenz von Pre-Programme- und Locking-in-
Effekten. Er findet Hinweise auf einen positiven Pre-Programme-Effekt, der jedoch durch stär-
kere negative Locking-in-Effekte aufgewogen wird; die Behauptung, eine Teilnahme in ASP 
solle so früh wie möglich angeboten werden, wird durch die Ergebnisse also nicht gestützt. 
Locking-in-Effekte treten vor allem bei Jobtraining im öffentlichen Sektor, bei Beschäftigungs-
projekten und Vollzeitunterricht auch, für das Jobtraining im privaten Sektor finden sich keine 
signifikanten Effekte.  
Programme für schwierige Zielgruppen 
Bei diesen Programmen bleibt häufig unklar, welche Beschäftigungseffekte sie hatten. Ziel ist 
häufig bereits die Teilnahme an einer Aktivierungsmaßnahme. Saxtoft et al. (2005) befragte 
Teilnehmer des Projekts „Zurück auf den Arbeitsmarkt“ (n = 462), die zwischen April 2001 und 
März 2005 an diesem Programm teilgenommen hatten. Das Programm war vorwiegend sozial-
pädagogisch geprägt; ein wesentliches Ziel bestand darin, die Teilnehmer aus ihrer sozialen 
Isolation zu holen. Ein wichtiges Programmelement war deshalb ein Café-Treff. Weiterhin 
mussten die Teilnehmer ein Logbuch über ihre Bewerbungsbemühungen führen. Bei Nichterfül-
lung oder –einhaltung (non-compliance) wurden Sanktionen verhängt. 61 % der Teilnehmer 
kamen in Beschäftigung, Ausbildung oder in ein umfassendes Aktivierungsprogramm. 19 % (87 
Personen) fanden einen regulären oder subventionierten Job im privaten Sektor. Damit lag das 
Projektergebnis leicht über den in Tabelle 24 ausgewiesenen Übergangsquoten für ein Informa-
tions- und Beratungsprogramm. Auch der Anteil der Personen, die aus dem Projekt in ein um-
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Schweden verfügt über eine lange Tradition der aktiven Arbeitsmarktpolitik, während Sozialhil-
fe lange Zeit als passive Leistung gewährt wurde. Dies änderte sich erst zu Beginn der 1990er 
Jahre. Neben den Programmen der ALMP, die auf nationaler Ebene organisiert werden, traten 
kommunale Maßnahmen auch für Sozialhilfeempfänger sowie für jene Hilfeempfänger in den 
Vordergrund, die bislang nicht als „job ready“ eingestuft wurden und denen deshalb keine An-
gebote zur Arbeitsmarktintegration gemacht wurden. Zielgruppe waren auch in Schweden 
zunächst junge Erwachsene, später dann Personen im Alter über 25 Jahre. Charakteristisch für 
Schweden ist die geringe gesetzliche Regulierungsdichte der Maßnahmengestaltung, sodass 
Kommunen weitgehend freie Hand haben; es gibt auch kein Recht der Hilfeempfänger auf ein 
Maßnahmenangebot, viele kleinere Kommunen legen keine eigenen Programme auf. Landes-
weite Informationen über die Verbreitung kommunaler Aktivierungsprogramme und die Teil-
nehmerzahlen liegen bis heute nur auf der Basis eines Surveys vor. Viele Programme haben nur 
sehr wenige Teilnehmer (35 % der erfassten Programme hatten weniger als zehn Teilnehmer). 
Die meisten Programme werden bis heute nicht evaluiert, sodass das Wissen über ihre Wirkun-
gen relativ gering ist. Die von uns ausgewerteten Evaluationsstudien decken den Zeitraum von 
1990 bis 2006 ab und beziehen sich überwiegend auf Job Search-Programme und subventio-
nierte Beschäftigung. 
5.4.2 Gesetzliche Grundlagen 
In Abgrenzung zu den passiven Maßnahmen bilden aktive Maßnahmen seit jeher den Kern der 
schwedischen Arbeitsmarktpolitik. Während der Krisenzeit mit hoher Arbeitslosigkeit Anfang 
der 1990er Jahre begann sich Schweden zunehmend von dem traditionellen Modell einer akti-
ven Arbeitsmarktpolitik zu entfernen. Gleichzeitig wird ab diesem Zeitpunkt die Arbeitsmarkt-
politik der neuen aktivierenden Ausrichtung angepasst, um die hohe Arbeitslosigkeit und ins-
besondere die steigenden Sozialhilfeausgaben zu bekämpfen. Somit bedeuteten die Krisenjah-
re, dass nun die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit immer mehr zwischen traditionellen pro-
grammbetonten staatlichen Maßnahmen und kommunalen Arbeitsmarktmaßnahmen aufge-
teilt wurde (Regnér 2000/Salonen 2000).  
Die Intention der während der 1990er Jahre implementierten kommunalen Aktivierungspro-
gramme für Sozialhilfeempfänger lag insbesondere darin, die hohe Passivität der Leistungsbe-
zieher durch eine Kombination aus Verpflichtung und Unterstützung zu beenden. Zusätzlich 
galten einige Sozialhilfebezieher im Sinne der Arbeitsverwaltung als nicht „job ready“ und 
erhielten deshalb auch keine Unterstützung aus der großen Anzahl an staatlichen Program-
men. Bis zur Änderung des Sozialgesetzes (Socialtjänstlag, SoL) im Jahre 1997 (Nr. 313)45 
                                               
45  Erweiterung zum Sozialgesetz 1980 (Nr. 620). 
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(1998 in Kraft getreten) war die Rechtsstellung für die verpflichtende Teilnahme an kommuna-
len Aktivierungsprogrammen und an den intensiven Programmen zur Stellensuche nicht ein-
deutig gesetzlich geregelt. 
Mit der Anpassung des Sozialgesetzes wurde die Zielgruppe der kommunalen Programme neu 
definiert, denn zuvor fokussierte sich die Aktivierungspolitik nur auf bedürftige Hilfeempfänger 
unter 25 Jahren. Durch die Änderungen wurde die Zielgruppe jetzt auf Hilfeempfänger über 
25 Jahren ausgeweitet (SoL 1997:313). Eine weitere wichtige Änderung bezog sich auf den 
nun durch die Regierung festgelegten Grundbetrag von Sozialhilfe, wobei die Kommunen wei-
terhin über alle anderen Zuwendungen frei entscheiden konnten. Dies spiegelte sich auch 
durch den neuen Namen der Leistung wider, die von nun an Unterstützungsleistung (Försörj-
ningsstöd) heißt.  
Im Jahr 2001 wurde das Sozialgesetz Nr. 620 von 1980 (mit allen bis dahin vollzogenen Erwei-
terungen und Änderungen) durch die Neufassung Nr. 453 ersetzt. Die letzte Änderung des 
Sozialhilfegesetzes erfolgte 2007 (SoL 2007:409).  
5.4.3 Institutionen 
Die von der schwedischen Arbeitsverwaltung in Eigenregie organisierten Maßnahmen im Sinne 
der traditionellen Arbeitsmarktpolitik (nationale Ebene) zielen darauf ab, Empfänger von Ar-
beitslosenunterstützung wieder auf den Arbeitsmarkt bzw. in bezahlte Beschäftigung zu brin-
gen, während bei den kommunalen aktivierenden Programmen neben diesen Aspekten gerade 
die soziale Komponente von großer Bedeutung ist.  
In Schweden ist die Mitgliedschaft in der Arbeitslosenversicherung freiwillig. Arbeitslose, die in 
einen Arbeitslosenfond eingezahlt haben, erhalten ein einkommensabhängiges Arbeitslosen-
geld. Personen, die sich nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert haben, erhalten entweder die 
nicht bedürftigkeitsgeprüfte Grundsicherung (Voraussetzung: mindestens sechs Monate Be-
schäftigung innerhalb der letzten zwölf Monate) oder, wenn sie diese Bedingung nicht erfül-
len, Sozialhilfe. Während die Grundsicherung von der Arbeitsverwaltung gezahlt wird, sind die 
Kommunen für die Leistungen der Sozialhilfe zuständig.  
Nach dem Sozialgesetz (SoL 2001 Kap. 4) müssen erwerbsfähige Hilfeempfänger, die arbeitsfä-
hig sind, dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen (aktive Jobsuche und Akzeptanz von Arbeits-
angeboten) und bei der Arbeitsverwaltung registriert sein. Arbeitsfähig meint, dass der Bezie-
her in der Lage ist, mindestens drei Stunden am Tag und im Durchschnitt mindestens 17 Stun-
den pro Woche einer Beschäftigung nachzugehen.  
5.4.4 Aktivierungsmaßnahmen  
Zielgruppen 
Empfänger von Arbeitslosenunterstützung (Arbeitslosengeld und Grundsicherung) und Sozial-
hilfeempfänger gelten als Zielgruppen schwedischer Aktivierungspolitik. Nach geltendem Recht 
(SoL 2001 Kap. 4 § 4) werden die Zielpersonen kommunaler Aktivierungsprogramme nach ih-
IAB-Forschungsbericht 1/2008 87 
rem Alter in zwei Gruppen aufgeteilt. Alle Leistungsempfänger unter 25 Jahren können zur 
Teilnahme an einer Maßnahme verpflichtet werden. Personen über 25 Jahren können zu einer 
Teilnahme verpflichtet werden, wenn sie Unterstützung benötigen, ihre Fähigkeiten aus Grün-
den eingeschränkter sozialer, gesundheitlicher und qualifikatorischer Kompetenzen zu erwei-
tern (Salonen/Ulmestig 2004). Dennoch liegt der Fokus der kommunalen Aktivierungspolitik 
eindeutig auf Personen unter 25 Jahren, sodass die Verpflichtung zur Teilnahme an Maßnah-
men für diese Gruppe wesentlich strikter ist (Bergmark 2003: 300).  
Leistungsempfänger in Schweden haben kein Recht auf ein Maßnahmenangebot, sondern es 
besteht nur eine Verpflichtung, an Maßnahmen teilzunehmen (keine beidseitige Verpflichtung 
oder „mutual obligation“ im Sinne des Forderns und Förderns) (Hjertner Thorén 2005).  
Ausgestaltung von Aktivierungsprogrammen 
Das schwedische Sozialgesetz liefert die groben Rahmenbedingungen für die Ausgestaltung der 
Aktivierungsprogramme, innerhalb derer die Kommunen jedoch bezüglich der Umsetzung die-
ser Programme freie Hand haben. Dagegen gibt es im Gesetz keine Angaben zur Dauer (Maß-
nahmendauer und Anzahl der zu leistenden Wochenstunden), Aktivierungsbeginn (Beginn der 
ersten Maßnahme), Folgeaktivierung und Maßnahmenformen. Dadurch ergeben sich bei der 
Ausgestaltung der Maßnahmen große kommunale Unterschiede, was auch die Vielzahl der 
bestehenden Programme erklärt (2002: ca. 800 Maßnahmen, Salonen/Ulmestig 2004). Welche 
Programme nun tatsächlich initiiert werden, hängt von der finanziellen bzw. Ressourcenaus-
stattung und der Größe der Kommune ab sowie auch von der Zusammenarbeit zwischen der 
Arbeitsverwaltung und der kommunalen Administration. 
Gerade große Kommunen wie Stockholm bieten oftmals mehrere Projekte an, wie zahlreiche 
Projekte für Jugendliche (Arbeite.nu oder Ungdomar i Jobb) (Gustafsson 2006), das Projekt 
„Matchning“ für Langzeitarbeitslose (Ljungdahl 2003) oder das Projekt „Plusjobb“ für Langzeit-
arbeitslose und Sozialhilfeempfänger (Edin 2006; Lindqvist 2007). In kleineren Gemeinden 
werden oftmals nur 1 bis 3 Projekte angeboten, wie das „Kommunala Programmet“ in Laholm, 
Nacka, Södertälje oder Sollefteå (Ungdomstyrelsen 1997) oder das Projekt „Hallplatsen“ in 
Staffanstorp (Martinson 1999). Dies macht es umso schwieriger, eine einheitliche oder „typi-
sche“ Organisationsstruktur der lokalen Arbeitsmarktprogramme zu identifizieren.  
Alle Gemeinden haben jedoch einen gemeinsamen Nenner bei der Auswahl der Klienten (Giertz 
2004; Salonen/Ulmestig 2004). So wird zunächst unterschieden, ob der Hilfeempfänger an 
einer Maßnahme teilzunehmen hat, und im zweiten Schritt, wo und wann der Kunde in einer 
Maßnahme platziert wird. Die Entscheidung, ob sie an einer nationalen oder kommunalen 
Maßnahme teilnehmen sollen, wird nach dem Kriterium „Nähe zum Arbeitsmarkt“ getroffen. 
Maßnahmen: Unterteilung nach Kategorien 
Die Vielzahl der in Schweden bestehenden arbeitsmarktpolitischen Programme, die auch auf 
kommunaler Ebene zu finden sind, wird über das Lag (2000:625) om arbetsmarknadspolitiska 
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program46 geregelt, das als Vorschrift sämtlicher Programme gilt, während konkrete Bestim-
mungen über die Ausgestaltung einzelner Maßnahmen sowie die finanzielle Unterstützung in 
der Förordning (2000:634) om arbetsmarknadspolitiska program47 und Förordning (1996:1100) 
om aktivitätsstöd48“ enthalten sind.  
Im Einzelnen sind unter der Verordnung folgende Maßnahmen zusammengefasst: Aktivitätsga-
rantie, Beschäftigungstraining, Arbeitspraktik, Start-Up-Maßnahmen, Jugendmaßnahmen, 
vorbereitende Maßnahmen sowie Projekte mit arbeitsmarktpolitischer Ausrichtung. Bevor es 
zur Teilnahme an Maßnahmen kommt, wird ein individueller Handlungsplan (Individuell Hand-
lingsplan) aufgestellt, der zwischen Berater und Teilnehmer formuliert wird und Verpflichtun-
gen und geplante Aktivitäten des Teilnehmers enthält, um die Abhängigkeit vom Sozialsystem 
zu verkürzen. Der Plan muss innerhalb von drei Monaten konzipiert werden.  
Die Maßnahmen lassen sich dabei auch grob in folgende Kategorien einteilen (Calmfors/Fors-
lund/Hemström 2002; Salonen/Ulmestig 2004):  
a) Vermittlung, Beratung und Betreuung 
b) Training und Weiterbildung 
c) subventionierte Beschäftigung 
Zu den Maßnahmen im Bereich Vermittlung, Beratung und Betreuung werden Aktionen mit 
Vermittlungscharakter, Beratung oder Anleitung von Arbeitsuchenden und verschiedene Mobi-
litätsanregungen gerechnet, wie vorbereitende Maßnahmen (Förbererande insatser49) in Form 
von Orientierungskursen oder Sprachtraining. Weiterhin gibt es das Beschäftigungstraining 
(Arbetsmarknadsutbildning50). Dessen Ziel ist die Förderung der beruflichen und geographi-
schen Mobilität. Die Arbeitsvermittlung (AMS) bietet in großer Breite berufliches Training von 
Vorbereitungskursen und allgemeinem theoretischen Training bis hin zu universitären Kursen 
an. Die Dauer der Kurse variiert zwischen wenigen Wochen und mehreren Monaten (Durch-
schnitt: vier Monate) (Lundin 2007). 
Im Bereich Training/Weiterbildung findet man Programme in Form von Praktika oder Berufs-
ausbildung. Dazu zählen u. a. Jugendmaßnahmen wie Kommunale Jugendpraktik oder Jugend-
                                               
46  Gesetz (2000:625) über arbeitsmarktpolitische Programme mit der letzten Änderung 2007:395.  
Folgende Regelungen wurden in dieses Gesetz überführt: Gesetz über arbeitsmarktpolitische Aktivitä-
ten (1998:1871), Gesetz über kommunale Antworten für Jugendliche zwischen 20 und 24 Jahren 
(1997:1268) und Gesetz über kommunale Antworten für Jugendliche (1995:706).  
47  Verordnung (2000:634) über arbeitsmarktpolitische Programme mit der letzten Änderung 2007:415. 
Folgende Verordnungen wurde in diese Version überführt: Verordnung über arbeitsmarktpolitische 
Aktivitäten (1998:1784), Verordnung über kommunale Antworten für Jugendliche zwischen 20 und 
24 Jahren ((1997:1278) und Verordnung über kommunale Antworten für Jugendliche (1995:712). In 
die Verordnung 1998:1784 wurden bereits folgende Verordnungen überführt, die ebenfalls in der Ver-
sion 2000:634 geregelt werden: Verordnung über Computerzentren (1995:713), Verordnung über Ar-
beitsplatzeinführung (1995: 711) und Verordnung über Beschäftigungstraining (1987:406). 
48  Verordnung (1996:1100) über aktive Unterstützung. 
49  Regelung über Verordnung 2000:634. 
50  Ursprüngliche Verordnung 1987:406; ab dem Jahr 2000 Regelung über Verordnung 2000:634.  
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garantie (siehe nächster Abschnitt: Jugendliche) oder die Aktivitätsgarantie (siehe nächster 
Abschnitt: Langzeitarbeitslose). Weiterhin gibt es die qualifizierte Berufsausbildung (Kvalifice-
rad Yrkesutbildning51), welche als neue Form der Nach-Sekundarausbildung basierend auf einer 
Mischung von theoretischer und praktischer Anwendung gilt. Die Kurse werden in enger Ver-
bindung mit Unternehmen und verschiedenen Bildungsträgern durchgeführt. Dagegen ist das 
Ziel der Berufserfahrung (Arbetspraktik52) die Verbesserung der individuellen Beschäftigungs-
chancen durch berufliches Training oder Praxis. Arbeitslose ab 20 Jahren können an das Pro-
gramm überwiesen werden, speziell richtet es sich an Jüngere bis 25 Jahre (Lundin 2007). Das 
Programm kann maximal sechs Monate dauern und wird über private oder öffentliche Unter-
nehmen sowie gemeinnützige Organisationen geregelt. Das Anliegen von Computerzentren 
(Datortek53) ist es, die Gelegenheiten für Arbeitslose zu verbessern, um sich den technologi-
schen Fortschritt zu Nutzen zu machen. Die Einrichtung von Computerzentren in allen schwe-
dischen Gemeinden erfolgte ab Juli 1995. Zu Beginn richtete sich der Fokus nur auf Jugendli-
che zwischen 20 und 24 Jahren, später kam es zur Ausweitung auf alle Altersgruppen. Die 
Teilnehmer erhalten einen zwölfwöchigen Grundkurs, welcher bis zu sechs Monate ausgewei-
tet werden und mit anderen Arbeitsmarktprogrammen verbunden werden kann. 
Subventionierte Beschäftigung gibt es in vielen Formen, dazu zählen u. a.: die Einstellungshilfe 
(siehe nächster Abschnitt Langzeitarbeitslose), Start-Up-Hilfen (Stöd till start av näringsver-
samhet54) mit dem Ziel, die Schaffung von Arbeitsplätzen in Form von Selbstständigkeit zu 
fördern, oder die Ressourcenarbeit (Resurarbete). Letztere Maßnahme wird Arbeitslosen mit 
mindestens sechsmonatiger Arbeitslosendauer angeboten, jedoch auch Langzeitarbeitslosen. 
Dabei handelt es sich um eine Kombination aus Kompetenzentwicklung, praktischer Arbeit und 
Jobsuchaktivitäten auf Grundlage des individuellen Handlungsplans. Im Rahmen dessen bieten 
Arbeitgeber Vertretungsstellen an und werden über staatliche Leistungen vergütet. Das Pro-
gramm dauert zwischen sechs und neun Monaten (Johansson 1999).  
Maßnahmen: Unterteilung nach Zielgruppen 
Formal ist die Teilnahme an aktiven Maßnahmen der Arbeitsverwaltung für Empfänger von 
Arbeitslosenunterstützung und Sozialhilfe offen. Zugang zum breiten Angebot an nationalen 
Maßnahmen haben aber nur jene Sozialhilfeempfänger, die als „job ready“ eingestuft werden. 
Diejenigen, die unter anderem wegen sprachlicher Probleme, fehlender Berufserfahrung oder 
Krankheit nicht in diese Kategorie fallen, sind dagegen völlig von dem lokalen Programmange-
bot (ungeachtet der Ausgestaltung) abhängig.  
Die kommunalen Aktivierungsprogramme sollen allgemein darauf abzielen, die Kompetenzen 
der Teilnehmer zu erhöhen und die zukünftigen Aussichten auf Selbstvorsorge zu fördern, in-
                                               
51  Regelung über Förordning (2001:1131) om kvalificerad yrkesutbildning mit letzter Änderung 
2006:906. 
52  Regelung über Verordnung 2000:634. 
53  Ursprüngliche Verordnung 1995:713; ab dem Jahr 2000 Regelung über Verordnung 2000:634.  
54  Regelung über Verordnung 2000:634. 
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dem eine Beschäftigung gefunden oder eine Bildungsmaßnahme begonnen wird (SoL 2001 
Kap. 4 § 4). Außerdem soll die Maßnahme derart ausgestaltet sein, dass die individuellen Prä-
ferenzen und Fähigkeiten berücksichtigt werden. Deshalb wird ein Teil der Programme speziell 
auf das Profil bestimmter Zielgruppen wie z. B. Jugendliche abgestimmt. Zum Teil greifen 
Kommunen auf die reguläre Programmauswahl der Arbeitsverwaltung zurück, wenn sie keine 
eigenen Aktivierungsprogramme initiiert haben. 
Programme mit konkretem Fokus auf Jugendliche gibt es bereits seit Anfang der 1990er Jahre. 
Im Jahr 1992 wurde die Maßnahme „Jugendpraxis“ (Ungdomspraktik55) eingeführt, um arbeits-
losen Jugendlichen bis 25 Jahre den Einstieg in Praktika zu erleichtern und damit den Über-
gang in Ausbildung oder Beschäftigung zu ermöglichen. Jugendpraktik wird dabei als Prakti-
kum ausgerichtet auf Ausbildung bezeichnet, welches ein Arbeitgeber beim Landesarbeitsamt 
beantragen kann. Vorher muss der Jugendliche mit der Arbeitsvermittlung einen individuellen 
Entwicklungsplan abschließen. 
Im Jahr 1994 wurde die Zielgruppe der Jüngeren auf jugendliche Sozialhilfeempfänger ausge-
weitet (1994:936). Diese Bestimmung wurde im Jahr 2000 in die Anordnung (2000:634) über 
arbeitsmarktpolitische Programme überführt und mit dem Gesetz (2000:625) über arbeits-
marktpolitische Programme geregelt. 
Im Jahr 1994 wurde der Leitfaden für Jugendliche (Ungdomsintroduktion56) eingeführt. Er be-
inhaltete Bestimmungen, um Jugendlichen zwischen 20 und 24 Jahren praktische Erfahrungen 
in Form einer vorgelagerten Arbeitsplatzausbildung zu ermöglichen, an welche sich eine min-
destens sechsmonatige Anstellung anschließt.  
Seit 1995 konzentriert sich das Kommunale Jugendprogramm (Kommunala Ungdoms-
programmet, KUP) auf arbeitslose Jugendliche unter 20 Jahren. Ziel dieser Maßnahme ist es, 
Kommunen mehr Verantwortung gegenüber Jugendlichen aufzuzeigen, indem sie den Jugend-
lichen mehr Möglichkeiten unter den gegebenen lokalen Bedingungen für den Übergang in 
reguläre Beschäftigung oder Ausbildung anbieten.  
Bereits seit 1994 werden Arbeitslose im Alter von 20 bis 24 Jahren über die Ausbildungsgaran-
tie (Utvecklingsgarantin, UG) gefördert, die seit 1998 unter der Bezeichnung Jugendgarantie 
(Ungdomsgarantin, UNG) läuft und ausschließlich im kommunalen Verantwortungsbereich 
liegt. Zwischen 1994 und 1997 waren die lokalen Arbeitsämter für das Programm verantwort-
lich, allerdings waren diese aufgrund der insgesamt hohen Arbeitslosigkeit in Schweden mit 
der Betreuung der Jugendlichen völlig überfordert.  
Ziel der Jugendgarantie ist es, die Chancen Jugendlicher auf Beschäftigung oder Ausbildung zu 
erhöhen, ihr Selbstvertrauen zu steigern und die Jugendlichen unabhängig vom sozialen Siche-
rungssystem zu machen. Um an UNG teilzunehmen, muss man bei der Arbeitsvermittlung re-
                                               
55  Lag (1992:322) om ungdomspraktikanter sowie Förordning (1992:330) om umgdomspraktikanter. 
56  Förordning (1994:1837) om ungdomsintroduktion. 
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gistriert sein, die dem Antragsteller während der ersten 90 Tage irgendeine Form von Beschäf-
tigung, Ausbildung oder Teilnahme an einem Arbeitsmarktprogramm anbieten muss. Falls dies 
nicht möglich ist, wird der Jugendliche nach Ablauf dieser Zeit der Verantwortung der Kom-
mune überstellt. Diese muss dem Jugendlichen dann innerhalb von zehn Tagen Maßnahmen 
über die Jugendgarantie anbieten, welche im Rahmen einer Vollzeit-Aktivität für maximal 
zwölf Monate durchgeführt werden. Maßnahmen der Jugendgarantie basieren auf einem indi-
viduellen Handlungsplan und beinhalten verschiedene Formen zur Verbesserung von Fähigkei-
ten. Die Maßnahmeninhalte variieren entsprechend den Fähigkeiten von Person zu Person, 
wobei verschiedene Maßnahmen kombiniert werden können. Der Schwerpunkt der Maßnahme 
soll aber eindeutig auf Praktika in Unternehmen und weniger auf Training gelegt werden (Car-
ling/Larsson 2002; Forslund/Nordström 2006; Lundin 2007; Perjos/Ståhl, 1999; Sibbmark/Fors-
lund 2005; Ståhl, 1999). 
Mittlerweile wurden die Verordnungen über das Kommunale Jugendprogramm und der Ju-
gendgarantie in einer einheitlichen Verordnung über alle arbeitsmarktpolitischen Programme 
(2000:634)57 geregelt und dort als Maßnahmen für Jugendliche eingestuft.  
Ein konkretes Beispiel ist das Programm „Jugendanstellungen in Stockholm“ (Praktik och ung-
domsanställningar i Stockholms stad) (Dahlberg 2006). Mit diesem im Jahr 2004 gegründeten 
Projekt sollte langzeitarbeitslosen Jugendlichen bzw. Sozialhilfeempfängern zwischen 20 und 
24 Jahren geholfen werden, die Dauer der Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen zu verkürzen und 
die Stadt als attraktiven Arbeitgeber zu präsentieren. Das Projekt setzte sich aus zwei sechs-
monatigen Phasen zusammen. Die erste Phase bestand aus verschiedenen Informations- und 
Ausbildungselementen, wie Informationen über die Stadt als Arbeitgeber und unterschiedli-
chen Kompetenz verbessernden Maßnahmen in Form von Kursen, Seminaren und Vorlesungen 
innerhalb der städtischen Berufsmöglichkeiten. Die zweite Phase bezog sich auf eine Arbeits-
gelegenheit in den Bereichen Jugendarbeit oder Altenpflege.  
Neben Jugendlichen gelten Langzeitarbeitslose als zweite wichtige Zielgruppe. Die Arbeits-
marktpolitik in Schweden legt großen Wert auf die Vorbeugung oder Reduzierung von Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Personen in Langzeitarbeitslosigkeit oder mit einem hohen Risiko, langzeit-
arbeitslos zu werden stehen, ebenfalls im Vordergrund von Aktivitäten. Unterstützungsmaß-
nahmen reichen dabei von finanzieller Hilfe (z. B. aktive Unterstützung) über Trainings- und 
Weiterbildungsmaßnahmen (z. B. Aktivitätsgarantie oder Interpraktik) bis hin zu Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (z. B. Einstellungsunterstützung). 
Personen, die an einem arbeitsmarktpolitischen Programm wie dem Beschäftigungstraining, 
der Arbeitspraktik, Jugendmaßnahmen oder Entwicklungsgarantie teilnehmen, können finan-
zielle Mittel über die „aktive Unterstützung“ (Aktivitetsstöd) erhalten. Die Höhe der Leistung ist 
dabei abhängig vom Versicherungsstatus der Person (versicherter vs. nicht-versicherter Ar-
                                               
57  Gesetzliche Grundlage: Lag (2000:625) om arbetsmarknadspolitiska program; letzte Änderung 
2007:395. 
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beitsloser bzw. Sozialhilfeempfänger) (1996:1100 § 5)58. Auch Personen, die sich in dem Pro-
gramm „Aktivitätsgarantie“ (Aktivitetsgarantin) befinden, können diese finanzielle Leistung 
erhalten.  
Die Aktivitätsgarantie59 startete im August 200060. Zielgruppe dieses nationalen Arbeitsmarkt-
programms sind alle Personen über 20 Jahre, die Gefahr laufen, langzeitarbeitslos zu werden 
oder die länger als 24 Monate arbeitslos gemeldet sind. Dies schließt auch arbeitslose Sozial-
hilfeempfänger ein (Aust/Arriba 2004). Die Aktivitätsgarantie ähnelte in ihrer Ausgestaltung 
stark den kommunalen Programmen.  
Durch die Aktivitätsgarantie sollte eine Verbesserung und Absicherung der Erwerbsfähigkeit 
und der Kompetenzen erfolgen und der Wiedereintritt in den Arbeitsmarkt erleichtert werden. 
Alle Teilnehmer der Aktivitätsgarantie gehen einer Vollzeitbeschäftigung nach und erhalten 
einen finanziellen Ausgleich in Höhe des Arbeitslosengeldes. 
Die Aktivitätsgarantie bietet einen Programmrahmen, innerhalb dessen mit Hilfe von Bera-
tungsgesprächen individuelle Strategien festgelegt werden, die auf eine organisierte Arbeitsu-
che abstellen. Zudem können alle traditionellen Arbeitsmarktmaßnahmen wie Arbeitsmarkt-
schulungen, praktische Arbeitserfahrungen oder Wiedereingliederungsansätze verwendet wer-
den. Die Aktivitätsgarantie endet erst, wenn der Teilnehmer eine Beschäftigung auf dem regu-
lären Arbeitsmarkt bekommen hat bzw. an einer Aus- oder Weiterbildungsmaßnahme teil-
nimmt (beides mit mindestens sechsmonatiger Dauer) oder sich völlig vom Arbeitsmarkt zu-
rückzieht (Calmfors/Forslund/ Hemström 2002; Fröberg/Persson 2002).  
Eine Trainingsmaßnahme mit speziellem Fokus auf Langzeitarbeitslose ist ein Stipendium über 
„Interpraktik“61, ein Arbeitsmarktprogramm, welches jungen Arbeitslosen die Gelegenheit gibt, 
Berufserfahrungen zu sammeln und Wissen und Fähigkeiten zu erweitern. Das Stipendium wird 
Langzeitarbeitslosen zwischen 20 und 30 Jahren gewährt und kann bis zu sechs Monate bezo-
gen werden.  
Im Bereich der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen können Langzeitarbeitslose über die Einstel-
lungsunterstützung (Anställningsstöd62) wieder an den Arbeitsmarkt herangeführt werden. 
Arbeitgeber erhalten Steuerbegünstigungen, wenn sie einen Langzeitarbeitslosen einstellen 
(Lundin 2007). Die Höhe der Unterstützungsleistung für den Arbeitgeber sowie die Förderungs-
dauer richten sich nach der Länge der Arbeitslosigkeitsdauer und dem Alter des einzustellen-
den Arbeitslosen/Sozialhilfeempfängers. Für Jugendliche zwischen 20 und 24 Jahren gibt es 
gesonderte Regelungen (Lundin 2007).  
                                               
58  Förordning (1996:1100) om aktivtetsstöd; letzte Änderung 2007:416. 
59  Regelung über Verordnung 2000:634. 
60  Im Juni 2007 wurde die Aktivitätsgarantie von der Beschäftigungs- und Entwicklungsgarantie (Jobb- 
och Utvecklingsgarantie, JoUG) abgelöst. 
61  Förordning (1997:581) om interpraktikstipendier; letzte Änderung 2000:633; Aufhebung durch Über-
leitung in die Verordnung 2000:634 mit der Änderung 2004:1325. 
62  Lag (1995:287) om anställningsstöd; letzte Änderung 1995:320. 
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Es gibt verschiedene Projekte mit Fokus auf Langzeitarbeitslose. In der Gemeinde Ävdalen wur-
de Mitte der 1990er Jahre das Projekt „Um Willir“ („Ich will“) initiiert. Dabei werden die Teil-
nehmer in Gruppensitzungen durch den Arbeitsberater vertieft über verschiedene Berufsmög-
lichkeiten informiert sowie individuelle Handlungspläne aufgestellt. Daneben werden Arbeits-
gelegenheiten durch Studienbesuche und Praktika angeboten, um verschiedene Berufe auszu-
probieren. Dagegen richtete sich das Projekt „Studiefinansierig“ (Finanzierung eines Studiums) 
in der Kommune Mora eher auf Bildungsaspekte. Konkret wurden den Langzeitarbeitslosen 
Grundlagen-Orientierungskurse oder Umschulung bis hin zur Möglichkeit einer technischen 
Ausbildung auf Hochschulniveau angeboten (Martinson 1999).  
In der Gemeinde Sandviken konzentrierte sich das Projekt „Vågbrytaren“ (Wellenbrecher) 
(2005-2006) auf spezielle Gruppen von Langzeitarbeitslosen oder Sozialhilfeempfänger, wie 
Jugendliche, Ältere oder Einwanderer. Konkret wurde zu Beginn ein einführendes Gespräch 
zwischen Teilnehmern, Angestellten des Sozialamtes und den Fallmanagern geführt. Im An-
schluss wurde genau dargelegt, welche Voraussetzungen die Teilnehmer mitbringen und wel-
chen Bedarf sie haben (Kompetenz, Berufserfahrung, Behinderung, Gesundheit, Interessen 
samt eigener Wunschvorstellungen). Nach diesen Angaben wurde der individuelle Handlungs-
plan gestaltet. Während des Projektes wurden verschiedene Maßnahmen angeboten wie Ar-
beitstraining in Praktikums- und Lehrstellen sowie Ausbildung, daneben auch Möglichkeiten 
zur Kompetenzverbesserung in Zusammenarbeit mit lokalen Unternehmen, Verwaltungen und 
Wirtschaftsverbänden (Källtrop/Uggla 2006). 
Als letzte spezielle Zielgruppe in unserem Kontext gelten Frauen, denn daneben gibt es in 
Schweden auch noch sehr viele Programme für Migranten. Speziell für Frauen ersuchte die 
Stiftung Frauenforum (Stiftelse Kvinnoforum) die Regierung im Frühjahr 1999 um Mittel zur 
Entwicklung eines Arbeitsmarktprogramms für arbeitslose Frauen, die oftmals zwischen Ar-
beitsvermittlung, Sozialamt und Versicherungskassen hängen bleiben. Ziel des Programms war, 
diesen Frauen Möglichkeiten zu eröffnen, wieder auf den Arbeitsmarkt zurückzukehren. Die 
Regierung bewilligte das Programm im Jahr 1997.  
Die wichtigsten Maßnahmen sind Information/Beratung, Ausbildung, Methodenentwicklung 
und Rehabilitationsbemühungen, um die Frauen in irgendeine Form von Aktivität (Beschäfti-
gung, Ausbildung, traditionelle arbeitsmarktpolitische Maßnahme) zu bringen. Innerhalb des 
Forums wurden verschiedene Projekte angeboten, die sich an diverse Gruppen von Frauen rich-
teten und teilweise auch in Verbindung mit anderen Initiativen stehen. Beispielsweise wurde 
im Jahr 1997 das virtuelle IT-Zentrum (Virtulina IT-Center) gegründet. Dabei handelt es sich 
um ein Computerzentrum (Datortek), in welchem arbeitslose Frauen zwischen 20 und 24 Jah-
ren eine zwölfwöchige Ausbildung erhalten. Hauptsächlich ging es bei diesem Projekt um PC-
Training, die Vermittlung der Projektmethodik und Beratung (Bennmarker/Nilsson 2000; 
Gustavsson et al. 1999).  
5.4.5 Datenbasis 
Die Zahl der Sozialhilfeempfänger in kommunalen Beschäftigungsprogrammen wird in Schwe-
den in keiner amtlichen Statistik erfasst. Systematisch erhoben werden lediglich Teilnehmer an 
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staatlichen Arbeitsmarktprogrammen, und zwar in der Datenbank HAENDEL, die vom AMS 
unterhalten wird. An diesen Programmen können auch Sozialhilfeempfänger teilnehmen, so 
dass ein Teil der aktivierten Sozialhilfeempfänger in dieser Datenbank erfasst wird. Dies gilt 
jedoch nicht für Sozialhilfeempfänger in kommunalen Aktivierungsprojekten. Die einzige Da-
tengrundlage ist hier ein Survey von Salonen/Ulmestig (2004), dessen Ergebnisse wir für die 
Darstellung der Programmteilnahme verwenden (5.4.6). 
Die Evaluierungsstudien schwedischer Aktivierungsprogramme liefern nur in wenigen Fällen 
quantitativ verwertbare Informationen. Meist handelt es sich um die ausführliche Beschrei-
bung kleiner Programme mit wenigen Teilnehmern. Der Schwerpunkt liegt regelmäßig auf der 
Darstellung der Zielsetzung bzw. Durchführung der Programme; Angaben zu Abgang aus Leis-
tungsbezug bzw. Übergang in Beschäftigung sind dürftig. Eine Kontrolle von Drittvariablen 
findet dabei in der Regel nicht statt. Aus diesen Studien Schlüsse über die Wirksamkeit von 
Aktivierungsprogrammen zu ziehen, ist äußerst problematisch, da von der Auswahl der Teil-
nehmer über die Durchführung des Programms bis hin zu den Parametern der lokalen Ökono-
mie sehr heterogene Einflüsse die Zielvariablen beeinflussen. Die Zahl der Studien mit ver-
gleichbaren Merkmalen ist zu klein, um belastbare Aussagen machen zu können. Wir be-
schränken uns deshalb auf die wenigen gut abgesicherten Evaluationsstudien. Unter 36 Stu-
dien mit verwertbarem empirischen Material zu Programmen und deren Ergebnissen sind sechs 
Studien, die gesicherte Informationen zur Selektivität beim Maßnahmenzugang beinhalten und 
vier Studien zu sonstigen Information; dabei sind letztere beispielhaft aus einer größeren Zahl 
derartiger Studien ausgewählt (Tabelle 22). 
Tabelle 22 
Übersicht über die verwerteten Studien, Schweden 
 Informationen über Selektivität 
des Zugangs  
Informationen über Effekte sonstige Informationen 













n Studien 4 5 4 
 
5.4.6 Programmteilnahme und Einflüsse darauf 
Den umfassendsten Überblick über kommunale Aktivierungsprogramme in Schweden liefert ein 
Survey von Salonen/Ulmestig (2004), der die Situation im April 2002 erfasste (Tabellen 23 bis 
25). Dabei wurden alle schwedischen Kommunen angeschrieben und die Fragebogenerhebung 
mit Telefoninterviews der für die Durchführung der Programme Verantwortlichen ergänzt. 204 
Kommunen nahmen an der Befragung teil; das sind 70 % aller Kommunen. Eine Analyse der 
Nichtteilnehmer ergab, dass keine systematische Verzerrung zu befürchten war. Insgesamt 
konnten so mehr als 500 Aktivierungsprogramme mit mehr 13.000 Teilnehmern in 168 Kom-
munen erfasst werden. Berücksichtigt man auch die Ausfälle, gab es 2002 schätzungsweise 
800 Programme in Schweden (a. a. 0.: 101). 
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Tabelle 23 
Anzahl kommunaler Aktivierungsprogramme in Schweden, 2002 
Aktivierungsprogramme Kommunen 
 Anzahl Prozent 
0 36 18 
1 70 34 
2-3 59 29 
4-9 30 15 
10-19 5 3 
20 und mehr 4 2 
gesamt 204 100 
Quelle:  Salonen/Ulmestig 2004: 76. 
 Von den 168 Kommunen, die angaben, ein Aktivierungsprogramm anzubieten, nannten 70 nur 
ein einziges. Die meisten Programme waren klein, mit weniger als 25 Teilnehmern. 
Tabelle 24 
Zahl der Teilnehmer an kommunalen Aktivierungsprogrammen in Schweden, 2002 
Zahl der Teilnehmer Aktivierungsprogramme 
 Anzahl Prozent 
1-9 184 35 
10-24 187 36 
25-49 76 14 
50-99 40 8 
100 und mehr 20 4 
keine Angabe 20 4 
 527 100 
Quelle:  Salonen/Ulmestig 2004: 76. 
 Als wesentliche Inhalte von Aktivierungsprojekten wurden genannt: Bewerbungstraining und 
Unterstützung bei der Arbeitsuche (236 Programme), Vorbereitung auf Erwerbstätigkeit (348), 
praktische (193) und theoretische (203) Ausbildung, Arbeitsprogramme (355) und Ausbil-
dungspraktika (302) sowie Sonstiges (120). 
Tabelle 25 
Zielgruppen kommunaler Aktivierungsprogramme in Schweden, 2002 
Zielgruppen Aktivierungsprogramme 
 Anzahl Prozent 
Geschlecht, beide 444 84 
nur Männer 24 5 
nur Frauen 21 4 
Alter, alle 160 30 
nur Junge 41 8 
nur Ältere 4 0 
Langzeitarbeitslose 322 61 
auch Immigranten 223 42 
nur Immigranten 85 16 
auch Suchtkranke 152 29 
nur Suchtkranke 33 6 
auch Personen mit psychischen 
Problemen 
99 19 
nur Personen mit psychischen 
Problemen 
17 3 
andere Zielgruppen 78 15 
Quelle:  Salonen/Ulmestig 2004: 82. 
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Die größte Zielgruppe der Aktivierungsprogramme waren Langzeitarbeitslose, doch gab es auch 
Programme zum Beispiel für Immigranten oder Suchtkranke. Die meisten Programme waren 
sowohl für Männer als auch für Frauen konzipiert sowie für Teilnehmer unterschiedlicher Al-
tersgruppen; es gab jedoch eine relativ große Zahl von Programmen speziell für Jugendliche. 
In Tabelle 26 werden die Profile von Teilnehmern an zwei Job Search- und einem subventio-
nierten Beschäftigungsprogramm ausgewiesen. Wie die Tabelle zeigt, lassen sich kaum syste-
matische Unterschiede zwischen den Programmtypen feststellen. Greift man das Merkmal 
Geschlecht heraus, zeigt sich, dass Frauen hier - anders als in den anderen Ländern – größere 
Chancen auf Zugang zu subventionierter Beschäftigung hatten (Plusjobb). Dies dürfte jedoch 
vor allem damit zusammenhängen, dass viele der Stellen im Rahmen des Plusjobbs in Beschäf-
tigungssektoren mit hohem Frauenanteil verfügbar waren. 
Tabelle 26 
Zugänge zu Aktivierungsprogrammen in Schweden 
 Giertz 2005 
(n = 636; Job Search und 
Counselling Program) 
Milton 2006 
(n = 257; Job Search Program) 
Lindqvist 2007 
(n = 20.228; Plusjobb, subven-
tionierte Beschäftigung) 
Alter  arithm. Mittel: 35; oberes 
Quartil: 43 
arithm. Mittel: 31 arithm. Mittel: 45 
Geschlecht 62 % Männer 49 % Männer 48 % Männer 
Familienstand 63 % alleinstehend, keine 
Kinder; 15 % Alleinerziehend; 
22 % Paare mit/ohne Kind 
28 % verheiratet/Partner  
ethnische Zugehörigkeit 52 % Schweden, 19 % Schwe-
den mit Migrationshinter-
grund, 29 % Ausländer 
68 % mit ausländischem 
Namen 
25 % nicht in Schweden 
geboren 
Bildung 19 % weniger als 9 Jahre; 
28 % mind. Sekundärstufe, 
13 % Primärstufe + Berufsaus-
bildung 
40 % Grundschule, 45 % 
Gymnasium, 10 % Hochschule 
31 % weniger als Gymnasium; 
48 % Gymnasialabschluss; 
22 % nachgymnasialer Ab-
schluss 
Wann letzter Job? 14 % Jahr des Programm-
beginns, 23 % Vorjahr, 9 % 
zwei Jahre zuvor 
  
Arbeitserfahrung 77 % mind. 1 Jahr; 58 % mind. 
3 Jahre; 35 % mind. 5 Jahre 
46 % schon einmal gearbeitet  
Wohnsituation 83 % Miete 73 % Miete  




Dauer Sozialhilfebezug Median: 20 Monate; oberes 
Quartil: 31 Monate 
arithm. Mittel: 13 Monate  
 
Aufgrund der Vielzahl von Programmen mit kleiner Teilnehmerzahl und der großen Heterogeni-
tät der Programme sind Aussagen über Selektivität beim Programmzugang kaum möglich. 
5.4.7 Bruttoeffekte 
Da es in Schweden keine systematische Erhebung von Teilnehmern an kommunalen Aktivie-
rungsprogrammen gibt, kann auf der Basis administrativer Daten wenig über Bruttoeffekte 
gesagt werden. Die Alternative, die Ergebnisse von den sog. Leavers’ Studies darzustellen, ist 
ebenfalls nicht Erfolg versprechend, da die Mehrheit der dokumentierten Studien nur sehr we-
nige Teilnehmer hat und die Programme, Zielgruppen und Kontextbedingungen sich stark un-
terscheiden.  
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Auf der Ebene von Programmteilnehmern können hier deshalb keine Aussagen über Programm-
effekte gemacht werden. Mit der Studie von Jönsson (2006) können jedoch Effekte auf Ebene 
der Kommunen nachgewiesen werden. Jönsson berechnet mit den von Salonen/Ulmestig 
(2004) erhobenen Daten (siehe Kap. 5.4.5) den Effekt der Einführung strikterer Anforderungen 
an Sozialhilfeempfänger auf die Zahl der Personen, die Sozialhilfe beziehen, und auf die kom-
munalen Ausgaben für Sozialhilfe. Betrachtet man zunächst die Zahl der Sozialhilfeempfänger, 
so zeigt sich – je nach Schätzmodell – ein Rückgang um etwa 10 bis 14 %. Ob dieser Rückgang 
durch eine besonders geglückte Aktivierungspolitik oder aber durch eine besonders harte Sank-
tionspraxis erreicht wurde, kann auf der Grundlage der vorhandenen Daten jedoch nicht ent-
schieden werden. Noch stärker ist der Effekt, wenn nur Jugendliche betrachtet werden: Der 
Anteil der Sozialhilfeempfänger im Alter zwischen 18 und 24 Jahren sinkt um ca. 15 %. Be-
trachtet man die Ausgaben für Sozialhilfe, so ist ein Rückgang von 4 bis 8 % zu verzeichnen. 
5.4.8 Nettoeffekte 
Für Schweden liegen nur vier Studien vor, die Nettoeffekte von Aktivierungsprogrammen mes-
sen. Eine Unterscheidung der Effekte in Teilnahme-, Teilnehmer- und programmspezifische 
Effekte ist deshalb nicht sinnvoll. Milton (2006) evaluiert das „Uppsala-Modell“, ein so ge-
nanntes „work first“-Modell, dessen Teilnehmer zur Vollzeit-Arbeitsuche verpflichtet wurden. 
Die Teilnehmer mussten Listen ihrer Bemühungen führen, die sehr häufig kontrolliert wurden; 
erschienen die Bemühungen unzureichend, konnte die Sozialhilfe gekürzt oder gestrichen wer-
den. Milton vergleicht Stadtviertel, in denen das Programm angewendet wurde, mit anderen, in 
denen weniger strikte Programme existierten (ökonometrisches Matching-Verfahren). Hin-
sichtlich der Ausgaben für Sozialhilfe und der durchschnittlichen Dauer des Sozialhilfebezugs 
hat das Uppsala-Modell keinen Effekt; es zeigt sich aber eine erhöhte Wiedereintrittswahr-
scheinlichkeit in Sozialhilfe für die Teilnehmer (Tabelle 27). 
Tabelle 27 
Abgänge aus dem Uppsala-Modell (in %) 
Abgänge in… Treatmentgruppe  
(n = 257) 
Kontrollgruppe  
(n = 252) 
Differenz (Prozentpunk-
te) 
Beschäftigung 31,5 42,6 -11,1 
Ausbildung 16,9 10,4   6,5 
andere Leistungssysteme 13,8 19,1  -5,3 
unbekannt 37,8 27,8  10,0 
Quelle:  Milton 2006; eigene Berechnungen. 
 
Giertz (2005) verwendet in seiner Evaluation des „Malmö Job Search and Counselling Program“ 
(Socialbidragsprojektet) unterschiedliche Methoden der Drittvariablenkontrolle und kommt 
damit auch zu unterschiedlichen Ergebnissen: 1) Beim Vergleich der Treatmentgruppe mit 
mehreren Kontrollgruppen von Sozialhilfebeziehern früherer Jahre (keine Programmteilnahme), 
nimmt die Effektgröße „Ausgaben für Sozialhilfe“ in der Treatmentgruppe nicht stärker ab als 
in den Kontrollgruppen. Es kann also kein Treatmenteffekt gefunden werden. 2) Bei der Ver-
wendung eines Programms als Kontrollgruppe, dessen Implementierung scheiterte und von 
dem deshalb angenommen werden kann, dass es keinen Effekt auf die Teilnehmer hatte, zeigt 
sich ein schwacher positiver Effekt der Teilnahme.  
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Giertz betrachtet auch die Effekte von Teilnehmermerkmalen auf den Übergang in Arbeit, in 
andere Maßnahmen oder darauf, das Programm zu beenden, ohne irgendwelche Alternativen 
zu haben (n = 636). Im Folgenden werden nur signifikante Effekte referiert. Bessere Chancen 
auf den Übergang in reguläre Beschäftigung hatten demnach vor allem Personen mit längerer 
Erwerbserfahrung und jüngere Teilnehmer. Psychische Erkrankungen, Drogen- und Alkohol-
missbrauch, körperliche Erkrankungen, höheres Alter und Flüchtlingsstatus reduzieren die 
Chancen dagegen sehr stark. Die stärksten signifikanten Effekte auf den Übergang in andere 
Maßnahmen haben Bildungsdefizite und mangelnde Sprachkenntnisse; mit zunehmendem 
Alter sinkt die Chance auf diese Option. Gesundheitsprobleme und höheres Alter lassen die 
Chance signifikant ansteigen, nach der Programmteilnahme wieder Sozialhilfe zu beziehen. Für 
Männer und Personen mit längerer Berufserfahrung ist diese Option seltener zu erwarten. 
Die dritte schwedische Studie, die mit einer statistischen Drittvariablenkontrolle arbeitet, ist 
Lindqvists (2007) Evaluation des Programms „Plusjobb“. Dabei handelt es sich um subventio-
nierte Beschäftigung im öffentlichen Sektor mit einer großen Bandbreite von Einsatzmöglich-
keiten. Lindqvist betrachtet anhand von Registerdaten die Dauer der Registrierung als arbeits-
los und stellt bei Programmteilnehmern gegenüber der gematchten Vergleichsgruppe eine 
Reduktion der Registrierungsdauer um 28 % von 731 auf 525 Tage fest.  
Nur schwache und nicht eindeutige Ergebnisse erbringt die Evaluation der „Utvecklingsgaran-
tin“ (Ausbildungsgarantie) für junge Erwachsene bis 24 Jahre (Carling/Larsson 2002). Der Ef-
fekt des Programms hängt von der gewählten Kontrollgruppe ab und erreicht maximal eine Re-
duktion der Tage in Arbeitslosigkeit um 0,6 % Prozentpunkte. Ein möglicher Pre-Programme-
Effekt – in diesem Fall eine höhere Wahrscheinlichkeit, in den ersten 120 Tagen der Arbeitslo-
sigkeit (also vor Programmbeginn) in Arbeit überzugehen um die Programmteilnahme zu ver-
meiden – wird durch Lock-in-Effekte während der Teilnahme kompensiert (n = 134.967). An-
dere Analysen von Jugendprogrammen vergleichen lediglich die Abgänger beider Programme, 
ohne für Drittvariablen zu kontrollieren, so dass hier keine Aussagen über Nettoeffekte möglich 
sind (Dahlberg 2006; Elmehed 2005; Gustafsson 2006; Sibbmark/Forslund 2005; Ståhl 1999; 
Ungdomsstyrelsen 1997);  
5.4.9 Sonstige Ergebnisse 
Ein Programm der aktiven Arbeitsmarktpolitik, das wegen seiner Konzentration auf Langzeitar-
beitslose hier dennoch erwähnt werden soll, war die „Resursarbete“63 (Resurs = Hilfsmittel, 
Ressourcen), bei der subventionierte Beschäftigung auf Vertretungsstellen, vor allem im Be-
reich der Krankenpflege, angeboten wurden.64 Vermutlich weil es sich vorwiegend um Beschäf-
tigung in typischen Frauenberufen handelte, waren die Teilnehmer überwiegend weiblich 
(73 %). Ein Survey (n = 398) der Abgänger aus dem Programm zeigt, dass 42 % nach der Maß-
nahme in Arbeit waren, 8 % in anderen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, 6 % machten 
                                               
63  Informationen siehe Kapitel 5.4.3. 
64  Die Resursarbete baut auf dem früheren „Kalmarmodell“ auf (vgl. Hopstadius & Nyberg 1997). 
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eine Ausbildung in der Krankenpflege oder Ähnliches, 7% eine andere Ausbildung (Johansson 
1999).  
Zufriedenheit 
Auch in Schweden bewertet die Mehrheit der Programmteilnehmer Aktivierungsprogramme 
positiv. Nachstehend werden Projekte für verschiedene Zielgruppen beispielhaft dargestellt. 
Das Projekt „Plusjobb“ in Stockholm versuchte, Sozialhilfeempfänger über subventionierte Be-
schäftigung wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. In einer Befragung von Edin (2006; 
n = 887) gaben 42 % der Befragten an, das Projekt verbessere beschäftigungsrelevantes Wis-
sen/Fähigkeiten und sei deshalb auch für die künftige Arbeitsuche wichtig. 22 % bewerteten es 
positiv, mehr Kontakte zu haben, 29 % Neues auszuprobieren. Das Selbstvertrauen nahm bei 
den meisten Teilnehmern zu, weil sie das Gefühl hatten, an einem „richtigen“ Arbeitsplatz ge-
braucht zu werden. Allerdings gaben 25 % an, dass sie sich zur Teilnahme gezwungen fühlten.  
Ein Programm für Jugendliche, „Praktik och ungdomsanställningarwurde“ („Praktikum und 
Jugendanstellung“) in Stockholm, wurde von den befragten Jugendlichen (n = 67) als positiv 
bewertet; 88 % sagten, es hätte ihre Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt verbessert; für 61 % 
stieg die Motivation für Ausbildung/Studium. Nur die Hälfte der Beteiligten hat während der 
Projektzeit eine Arbeit/einen Ausbildungsplatz gesucht. Etwa genau so viele fanden die Praxis-
zeit zu lang und ebenfalls knapp die Hälfte die Anstellungszeit zu kurz.  
Das Projekt „Vågbrytaren“ („Wellenbrecher“) zielte vor allem auf Jugendliche mit mangelnder 
Ausbildung oder Berufserfahrung, ältere Erwachsene mit Berufserfahrung, die keine Arbeit 
finden konnten und Immigranten, die noch keine ausreichenden Sprachkenntnisse besaßen. 
Positiv wurde die Arbeit der Fallmanager bewertet; außerdem wurde dem Programm ein positi-
ver Effekt auf Arbeitsmarktintegration zugesprochen. Negative Einschätzungen wurden vor 
allem von Immigranten abgegeben, die vielfach das Gefühl hatten, zwar für einige Zeit Unter-
stützung erhalten zu haben, danach jedoch wie vorher auf sich allein gestellt zu sein 
(Källtrop/Uggla 2006; n = 90). 
Ekström (2005) vergleicht vier Kommunen – Köping, Ronneby, Sölvesborg und Staffantorp – 
die unterschiedliche Politiken bei der Gewährung von Sozialhilfe verfolgen. In Köping und Ron-
neby stand das Konzept der Sozialhilfe als Bürgerrecht im Vordergrund; großer Wert wurde auf 
Selbstbestimmung und die Sicherung eines angemessenen Leistungsniveaus gelegt. Aktivie-
rungsmaßnahmen bestanden im Wesentlichen darin, individuelle Problemlagen zu bearbeiten 
und zur Teilnahme an externen Programmen zu motivieren. In den beiden anderen Kommunen 
stand dagegen Aktivierung zu Arbeit und Selbstversorgung im Mittelpunkt, in Staffanstorp 
orientierte man sich am „Uppsala-Modell“, Arbeitsuche wurde streng überwacht. Die beiden 
erstgenannten Kommunen wurden von den Klienten positiver beurteilt. Kritik übten viele an 
der Sozialhilfepraxis in Staffanstorp, die man als unangemessen angesichts der Situation auf 
dem Arbeitsmarkt beurteilte. Dennoch wurde die Betreuung hier besser bewertet als in Sölves-
bort und Köping. 
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6 Zusammenfassung 
6.1 Path dependency oder Konvergenz? 
Legt man die von Dingeldey (2007) entwickelten Kriterien an, um die länderspezfischen Mi-
schungsverhältnisse von Zwang und Befähigung im Kontext von Aktivierung zu erfassen (Ta-
belle 28), so stellt sich die Frage, ob sich die Rekommodifizierungspolitiken weiterhin pfadab-
gängig entwickeln oder aber ob eine Konvergenz zu einem länderübergreifenden Modell von 
Aktivierung stattfindet. Den Rahmen für eine konvergente Entwicklung könnte die Europäische 
Beschäftigungsrichtlinie (EBS) liefern, die einen deutlichen Schwerpunkt auf den „Aktivieren-
den Sozialstaat“ legt. Das Verhältnis von Zwang und Befähigung bleibt dabei jedoch weitge-
hend unbestimmt (Klammer/Leiber 2004). Zwar wird „employabilitiy“ als ein wichtiges Ziel 
angesehen, und wird „Befähigung“ in der EBS Vorrang vor Zwang gegeben (Bothfeld et al. 
2004), doch sind damit verschiedene Formen der Kombination von „Fördern und Fordern“ ver-
einbar. Eine stärkere Betonung der Zwangselemente wird in den Empfehlungen des Rates der 
Europäischen Union deutlich, die die Durchsetzung von Reziprozitätsnormen betonen (ebenda). 
So lässt also auch die EBS Raum für pfadabhängige Entwicklungen. 
Was lässt sich vor diesem Hintergrund über eine mögliche Konvergenz der von uns betrachte-
ten Länder bzw. der durch sie repräsentierten Typen des Wohlfahrtsstaates sagen? – Mit der 
Ausnahme von Schweden fand in allen betrachteten Ländern eine grundsätzliche Neuorientie-
rung statt, die auch mit organisatorischen Reformen größerer Reichweite einherging. Zwar ist 
auch in Schweden eine stärkere Orientierung am Ziel der Erwerbsintegration für Sozialhilfe-
empfänger zu beobachten, doch ist Aktivierung einerseits bereits ein klassisches Ziel schwedi-
scher Politik und fehlt andererseits hier noch weitgehend das Merkmal der Aktivierung der 
sozialen Systeme65. Betrachtet man die Dimensionen von „Workfare“, so lässt sich für alle Län-
der eine Verschärfung feststellen, die vor allem die Verpflichtung zur Aufnahme von Arbeit 
betrifft, aber auch die Definition zumutbarer Arbeit. Weiterhin fand in allen Ländern eine Aus-
weitung der Zielgruppe statt. 
Wiederum mit Ausnahme von Schweden lassen sich in den betrachteten Ländern zwei über-
greifende Tendenzen in der Dimension „Befähigung“ erkennen: die gleichzeitige Standardisie-
rung und Invidualisierung des Maßnahmenangebots. Mit „Standardisiserung“ ist dabei ge-
meint, dass die Inhalte, die Dauer etc. der Maßnahmen reguliert und ihre Zahl eingeschränkt 
wird. „Individualisierung“ beschreibt die Orientierung an der jeweils spezifischen Lebenssituati-
on und die daran angepasste Bereitstellung von Aktivierungsmaßnahmen. Dabei ist in allen 
Ländern eine relativ große Wahlfreiheit für den Hilfeempfänger zwischen verschiedenen Ange-
boten gegeben.  
                                               
65  Zur Unterscheidung von Aktivierung auf individueller und systemischer Ebene vgl. zum Beispiel  
Barbier 2005.  
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Tabelle 28 
Zwangs- und befähigende Elemene von Aktivierung in UK, NL, DK und SE66 
Merkmal UK NL DK SE 
grundsätzliche 
Neuorientierung? 
ja (“A new contract on Welfare”, “Dritter Weg”) ja (”Arbeit vor Transfereinkommen”) ja (”Mehr in Arbeit”) nein, jedoch in jüngster Zeit größere Bedeutung 
von Workfare-Elementen 
Workfare     
Leistungsniveau Flatrate auf niedrigem Niveau (deutlich unter 
gesetzlichem Mindestlohn) 
Höhe der Sozialhilfe orientiert sich an 
gesetzlichem Netto-Mindestlohn 
Leistungshöhe abhängig von Leistungen 
für versicherte Arbeitslose (davon 60 bis 
80 %); niedrigere Sätze für Jugendliche 
jährliche Festlegung auf nationaler Ebene; kom-
munale Zuzahlungen bei Bedarf möglich; Orien-
tierung an Verbraucherpreisen 
Anforderungen an 
Arbeitsaufnahme 
grundsätzlich jede Arbeit zumutbar grundsätzlich jede Arbeit zumutbar Verschärfung der Anforderungen an 
Arbeitsuche und der Zumutbarkeitskrite-
rien 
grundsätzliche Verfügbarkeit für Arbeitsmarkt; 
gilt für manche Gruppen nur eingeschränkt 
Verpflichtungsgrad 
Teilnahme 
obligatorisch für alle definierten Personengruppen grundsätzlich verpflichtend; Ausweitung 
der Zielgruppe, in der Praxis aber nur 
teilweise umgesetzt 
grundsätzlich verpflichtend, Ausweitung 
der Zielgruppe auf Personen mit sonsti-
gen Problemen 
grundsätzlich verpflichtend, Ausweitung der 
Zielgruppe, in der Praxis aber nur teilweise um-
gesetzt 









Gespräche vorgesehen, Fallkonferenzen 
 
freiwilliger frühzeitiger Eintritt möglich 
 




tionierte Beschäftigung nach neuester 
Gesetzeslage nicht mehr enthalten 
Erstellen eines Handlungsplans („indivi-
dueller Kontaktverlauf“) 
 
zunehmende Standardisierung von 
Maßnahmen 
 
Seit 2003 verstärkte Work-First-
Orientierung 
kein Anspruch auf Aktivierungsmaßnahme 
 
kaum Standardisierung von Maßnahmen 
 
Maßnahmenangebote liegen in Ermessen der 
Kommunen 
 





Neuorganisation auf ministerieller Ebene 
 
Einrichtung von „Jobcentres Plus“ im Zuge der 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhil-
fe (für erwerbsfähige Personen) 
ja: Zusammenlegung der Sozialversiche-
rungsorgane 
 
Einrichtung von „Zentren für Arbeit und 
Einkommen“ (Centrum voor Werk en 
Inkomen, CWI) als „One-Stopp-Shops 
ja: zentrale Zuständigkeit des Beschäfti-
gungsministeriums auch für Sozialhilfe; 
aber dezentrale Durchführung von Akti-
vierungsmaßnahmen durch Kommunen  
nein: unterschiedliche Zuständigkeiten für versi-
cherte und nicht versicherte Arbeitslose 
  Organisation überwiegend in Form von Projekten 
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Insgesamt haben also alle betrachteten Länder durchaus eine Tenden zu einer stärkeren Work-
fare-Orientierung durchlaufen; gleichzeitig blieben qualifizierende Elemente aber erhalten oder 
wurden durch allgemeinverbindliche Regulierungen sogar verstärkt und in ihrer Qualität ver-
bessert. Weiterhin wurde zwar die Norm der Reziprozität verstärkt, gleichzeitig bleiben aber 
zahlreiche Wahlmöglichkeiten erhalten. Trotz der weiter bestehenden Unterschiede lässt sich 
daher durchaus eine konvergente Entwicklung beobachten, die noch viel deutlicher hervortritt, 
wenn man sie mit der Aktivierungspolitik in den USA vergleicht, die vielfach als politisches 
Vorbild galt, aber in keinem der europäischen Länder umgesetzt wird. In den europäischen 
Wohlfahrtsstaaten gilt weiterhin die Norm, für jeden Bürger ein soziokulturelles Existenzmini-
mum zu gewährleisten, „Aktivierung“ zielt daher nicht alleine auf Erwerbsintegration sondern 
darüber hinaus auf gesellschaftliche Teilhabe. 
6.2 Selektivität des Zugangs 
In allen betrachteten Ländern hat die Aktivierung von Sozialhilfeempfängern eine ambivalente 
Bedeutung: Die Ziele der Beendigung des Leistungsbezugs und der Integration in den Arbeits-
markt dienen ebenso der Reduktion von Kosten für Sozialleistungen wie der Verhinderung bzw. 
Beendigung sozialer Exklusion. Das wirft die Frage auf, ob Selektivität beim Zugang zu Aktivie-
rungsmaßnahmen besteht. – Ist Selektivität problematisch? Das wäre zunächst dann der Fall, 
wenn alleine die Teilnahme an bestimmten Programmen die Chancen auf Maßnahmenerfolg 
gegenüber der Teilnahme an anderen Programmen reduzieren und somit soziale Exklusion 
letztlich verstärken würde. Die von uns analysierten Studien geben zahlreiche Hinweise darauf, 
dass subventionierte Beschäftigung die stärksten Effekte auf Abgang aus Leistungsbezug und 
Übergang in Beschäftigung hat. Abzuwägen ist dagegen jedoch die Frage, ob dies auch für 
besonders marginalisierte Gruppen gilt, oder ob diese durch andere Aktivierungsprogramme 
besser unterstützt werden, indem sie dort Fähigkeiten erlangen können, die ihre Beschäfti-
gungsfähigkeit erst herstellen bzw. verbessern. Vereinzelte Ergebnisse aus Großbritannien und 
Dänemark deuten darauf hin, dass subventionierte Beschäftigung auch für diese Gruppe zu-
mindest schwach positive Effekte hat. Betrachtet man die Zugänge zu Aktivierungsmaßnah-
men, so zeigt sich für die betrachteten Länder folgendes Bild. 
Großbritannien 
Da die Teilnahme am New Deal obligatorisch ist, können nur die Zugänge zu den verschiede-
nen Programmelementen betrachtet werden. Auf die Optionen des NDYP haben die Merkmale 
Geschlecht, ethnische Zugehörigkeit und Alter nur geringen Einfluss. Bei der Employment Opti-
on sind Frauen und ethnische Minderheiten in geringerem Ausmaß vertreten, bei der Ausbil-
dungsoption und im Voluntary Sector dafür etwas stärker. Besonders die Unterschiede in Hin-
blick auf die sehr beschäftigungswirksame Employment Option sind relativ klein und zudem 
von so geringem quantitativem Umfang, dass die Auswirkungen kaum betroffen sind. Sehr viel 
wichtiger für die Zugänge zu den verschiedenen Optionen sind erwerbsbiografische und quali-
fikatorische Merkmale sowie multiple Problemlagen. So steht die Employment Option in erster 
Linie Menschen mit guter Qualifikation, geringer Dauer der Arbeitslosigkeit und guten Lebens-
umständen offen (Führerschein, Auto, Wohneigentum). In den weniger wirksamen Optionen, 
vor allem in der ETF, finden sich dagegen viele gering Qualifizierte, Personen mit psychosozia-
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len Problemen und geringer Ressourcenausstattung. Ähnlich ist die Situation für den ND 25+, 
allerdings gewinnt hier das Merkmal Alter an Bedeutung. Ältere sind im Gateway und der 
Employment Option leicht unter-, in Trainingsprogrammen und bei Programmen zur Unterstüt-
zung von Selbständigkeit leicht überrepräsentiert. Der Befund, dass Menschen mit kumulierten 
Problemlagen seltener in subventionierte Beschäftigung als Aktivierungsmaßnahme vermittelt 
werden, gilt auch hier. 
Niederlande 
In den Niederlanden hatten im betrachteten Zeitraum nicht einmal 40 % der zur Aufnahme 
von Arbeit verpflichteten Sozialhilfeempfänger ein Trajekt erhalten. Hier beeinflussen bereits 
die Merkmale Alter und Geschlecht stark den Zugang zu Maßnahmen. Frauen hatten in allen 
Altersgruppen deutlich schlechtere Chancen, ein Trajekt zu erhalten; diese Chance nahm mit 
dem Alter zudem für beide Geschlechter deutlich ab. Hinsichtlich des Einflusses von Ethnizität 
sind die Daten widersprüchlich, da dieses Merkmal mit unterschiedlichen Konzepten gemessen 
wird. Eltern kleiner Kinder wurde seltener ein Trajekt angeboten als anderen. Die Chance auf 
ein Trajekt ist dagegen für Personen größer, die erst seit kurzem Sozialhilfe beziehen. Auch die 
Zugänge zu den verschieden Typen von Aktivierungsprogrammen sind abhängig von Teilneh-
mermerkmalen: Die Chancen auf subventionierte Beschäftigung sind für Frauen, Eltern von 
Kleinkindern, gering Gebildete und Menschen, die schon lange Sozialhilfe beziehen, deutlich 
geringer. Besonders Personen mit kumulierten Problemlagen finden sich häufig in zielgruppen-
spezifischen Trajekten oder Sozialer Aktivierung. 
Dänemark 
Weniger als ein Drittel aller Sozialhilfeempfänger war in Dänemark 2006 in einer Aktivie-
rungsmaßnahme. Dabei waren Männer, Alleinstehende und Jüngere deutlich überrepräsentiert; 
Immigranten nicht-westlicher Herkunft Langzeitarbeitslose und Personen mit kumulierten 
Problemlagen hatten geringere Chancen, ebenso Suchtkranke. Die Einflüsse darauf, in einen 
bestimmten Typus von Aktivierungsprogramm vermittelt zu werden, sind nur teilweise signifi-
kant und geben deshalb nur Hinweise auf vorhandene Selektivität: Generell gilt auch hier, dass 
Männer, Jüngere, gut Qualifizierte und Personen, die erst seit kurzem Sozialhilfe beziehen, die 
besten Chancen auf subventionierte Beschäftigung im privaten Sektor haben und dass kom-
munale Beschäftigungsprojekte tendenziell eher für Sozialhilfeempfänger mit kumulierten 
Problemlagen genutzt werden. 
Schweden 
Aufgrund der Datenlage sind Aussagen über Selektivität beim Zugang zu Aktivierungsmaß-
nahmen hier nicht möglich.  
6.3 Integrationseffekte 
Die Diskussion der Effekte verschiedener Typen von Aktivierungsprogrammen sollte nicht dar-
über hinweg täuschen, dass die Effekte von Aktivierung insgesamt eher gering sind. Selbst 
unter sehr günstigen Bedingungen und für arbeitsmarktnahe Gruppen werden selten Effekte in 
einer Größenordnung von mehr als fünf bis zehn Prozentpunkten Differenz erreicht. Das be-
deutet, dass von 100 in den Arbeitsmarkt integrierten Teilnehmern 90 bis 95 auch ohne Akti-
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vierungsprogramm wieder in Arbeit gekommen wären. In den meisten Studien sind die Effekte 
sogar noch geringer und bewegen sich in einer Größenordnung von zwei bis fünf Prozentpunk-
ten. 
Großbritannien 
Die Teilnahme am NDYP hat deutliche Effekte sowohl auf den Abgang aus Leistungsbezug wie 
auf den Übergang in Beschäftigung und in Ausbildung. Dabei sind die Effekte für Männer zu-
mindest zu Beginn des Programms stärker als für Frauen. Der ND 25+ ist insgesamt weniger 
effektiv als der NDYP und hat stärkere Effekte auf den Abgang aus Leistungsbezug als auf den 
Übergang in Beschäftigung.  
Für beide betrachteten Programme muss berücksichtigt werden, dass der weitaus größte Anteil 
der Teilnehmer bereits in der Gateway-Phase wieder aus dem Programm ausscheidet. Ob der 
Gateway selbst einen Effekt auf Beendigung des Leistungsbezugs und Übergang in Beschäfti-
gung hat, kann nicht eindeutig entschieden werden. Es wurde nur ein sehr kleiner Programm-
effekt von ca. 1 Prozentpunkt gegenüber einer Vergleichsgruppe gemessen, und dies auch nur 
für Männer. Allerdings zeigt sich, dass der Extended Gateway etwa ebenso beschäftigungs-
wirksam ist wie die Employment Option. Dies könnte ein Hinweis auf eine über die Zeit zu-
nehmende Wirksamkeit sein. Im Vergleich der Optionen hat die Employment Option die weit-
aus stärksten Effekte sowohl auf den Abgang aus Leistungsbezug wie auf den Übergang in 
Beschäftigung. Auch Personen mit in Hinblick auf den Arbeitsmarkt ungünstigen Merkmalen 
hatten in der Employment Option bessere Chancen auf Beschäftigung. Die Employment Option 
war für Frauen und Männer die in Hinblick auf den Übergang in Beschäftigung effektivste 
Option. Jedoch profitierten Frauen auch von der VS-Option, und zwar deutlich stärker als 
Männer. Die geringsten Effekte hatte stets die ETF-Option, auch dann, wenn für Drittvariablen 
kontrolliert wurde. Das heißt, auch Teilnehmer mit „guten“ Merkmalskombinationen hatten in 
dieser Option eine deutlich reduzierte Chance, in Beschäftigung über zugehen. 
Niederlande 
In den Niederlanden zeigt sich in Hinblick auf Abgänge aus dem Leistungsbezug ein deutlicher 
Pre-Programme-Effekt. Für den Übergang in Beschäftigung hat sich vor allem die Unterstüt-
zung bei der Arbeitsuche, inklusive Motivations- und Bewerbungstraining, als effektiv erwie-
sen, ebenso subventionierte Beschäftigung. Dies gilt insbesondere für Jüngere, während Ältere 
stärker von Arbeitsgelegenheiten profitieren. Zielgruppenspezifische Programme (zum Beispiel 
für ehemals Straffällige) zeigen kaum Wirkung, Soziale Aktivierung hat kaum Beschäftigungs-
effekte und wirkt bei den am stärksten marginalisierten Teilnehmergruppen in Hinblick darauf 
sogar chancenreduzierend. 
Dänemark 
Dänische Aktivierungsprogramme haben stärkere Effekte auf Männer und auf jüngere Teilneh-
mer. Den stärksten Effekt hat subventionierte Beschäftigung im privaten Sektor, sowohl auf 
den Abgang aus Leistungsbezug wie auch auf den Übergang in Beschäftigung. Auch subventi-
onierte Beschäftigung im öffentlichen Sektor hat deutlich positive Effekte. Schwächere, aber 
ebenfalls positive Effekte haben Arbeitsgelegenheiten und berufliche Ausbildungskurse (Class-
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room Training). Frauen gehen aus Aktivierungsprogrammen deutlich häufiger als Männer in 
Ausbildung über. Dänische Ergebnisse zeigen, dass auch Sozialhilfeempfänger mit zusätzlichen 
Problemen am stärksten von subventionierter Beschäftigung profitieren. 
Schweden 
Uneindeutig sind die Ergebnisse schwedischer Job Search Monitoring-Programme. Während 
Milton (2006) keinerlei Effekte für das besonders strikte Uppsala-Modell findet, weisen Ergeb-
nisse eines Programms in Malmö auf schwache positive Effekte auf den Abgang aus Leistungs-
bezug hin. Positive Effekte werden auch in Schweden für subventionierte Beschäftigung ge-
funden.  
6.4 Fazit 
Die von uns ausgewerteten Studien dokumentieren erhebliche Selektivität beim Zugang zu 
Aktivierungsmaßnahmen und bei der Wirksamkeit von Programmen. In Hinblick auf die Merk-
male Alter, Geschlecht und ethnische Zugehörigkeit ist in Großbritannien Chancengleichheit 
beim Programmzugang am besten realisiert, während diese Merkmale in den anderen Ländern 
den Zugang zu Programmen und zu bestimmten Programmtypen stark beeinflussen. In allen 
Ländern haben Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnissen geringere Chancen auf Zu-
gang zu beschäftigungswirksamen Programmen. Die Wirksamkeit von Aktivierungsprogrammen 
ist zudem für Menschen ohne besondere Vermittlungshemmnisse größer als für solche in 
schwierigen Lebensbedingungen. Besonders marginalisierte Gruppen haben auch durch die 
Teilnahme an derartigen Programmen nur geringe Chancen auf reguläre Beschäftigung. Inso-
fern besteht die Gefahr, dass Aktivierungsprogramme soziale Marginalisierung sogar noch 
verstärken. – Andererseits zeigen alle Studien zur Zufriedenheit von Maßnahmenteilnehmern, 
dass die große Mehrheit der Teilnehmer auch dann von Aktivierungsprogrammen profitiert, 
wenn sie nicht unmittelbar zu Beschäftigung und Unabhängigkeit von Sozialhilfe führen. Die 
Teilnahme an Aktivierungsprogrammen kann eine Zunahme von Selbstvertrauen bewirken, 
durch das Erlernen neuer Fähigkeiten Handlungsmöglichkeiten erweitern und durch die Bewäl-
tigung unterschiedlichster Probleme wie Verschuldung, Wohnungsnot, Suchterkrankung usw., 
die einer eigenständigen Lebensführung im Weg stehen, die Voraussetzungen für Erwerbsin-
tegration herstellen. Dies jedoch nur dann, wenn die Programme auch als sinnvoll und nicht als 
Instrument der Repression erlebt werden. Das verweist auf die eminent wichtige Rolle eines 
professionellen und unterstützenden Fallmanagements. Die Rolle des Fallmanagers wurde in 
allen Zufriedenheitsbefragungen besonders hervorgehoben. Eine wichtige Voraussetzung für 
die positive Bewertung einer Programmteilnahme ist demnach ein Fallmanager, der auf die 
Interessen und Bedürfnisse der Klienten eingeht und sie nicht zur Teilnahme an Maßnahmen 
zwingt, die nicht als sinnvoll erlebt werden. 
Erreichen Aktivierungsprogramme die selbst gesetzten Ziele? Die von uns ausgewerteten Stu-
dien zeigen, dass sowohl der Abgang aus Leistungsbezug wie auch die Erwerbsintegration von 
Leistungsbeziehern positiv beeinflusst werden, wenn auch in eher geringem Umfang. Eine 
wichtige Erkenntnis dabei ist, dass für die meisten Teilnehmer Unterstützung bei der Arbeitsu-
che und gezielte Vermittlung größere Wirkungen hat als die Teilnahme an Beschäftigungs- 
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oder Trainingsprogrammen; dies gilt insbesondere für Personen mit geringen Vermittlungs-
hemmnissen. Die Nettoeffekte von Aktivierungsprogrammen haben sicherlich geringere Wir-
kungen als gesetzliche Reformen oder makroökonomische Veränderungen. In den betrachteten 
Ländern ist das Ziel von „Aktivierung“ jedoch weiter gefasst und meint über Erwerbsintegration 
hinaus soziale Inklusion. Dazu können Aktivierungsprogramme einen wichtigen Beitrag leisten, 
indem sie besonders benachteiligten Personen zu gesellschaftlicher Teilhabe verhelfen – und 
dabei zugleich ihre Beschäftigungsfähigkeit stärken. 
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Verzeichnis der Gesetze 
Verzeichnis der Gesetze: Großbritannien 
Employment and Training Act (1973) (Gesetz über Beschäftigung und Ausbildung).  
Jobseeker’s Act (1995) (Gesetz über Arbeitsuchende). 
Jobseeker’s Allowance Regulations (1996) (Regelungen zum Arbeitslosengeld). 
 
 
Verzeichnis der Gesetze: Niederlande 
AbW Algemene bijstandswet (Sozialhilfegesetz). 
ANW Algemene nabestaandenwet (Hinterbliebenengesetz). 
IOAW Wet Inkomensvoorziening Oudere en gedeeltelijk Arbeidsongeschikte werkloze  
Werknemers (Gesetz über Einkommensversorgung älterer oder teilerwerbsunfähiger  
arbeitsloser Personen).  
IOAZ Wet Inkomensvoorziening Oudere en gedeeltelijk Arbeidsongeschikte gewezen  
Zelfstandigen (Gesetz über Einkommensversorgung älterer oder teilerwerbsunfähiger,  
vormals selbständiger Personen).  
WIA Wet Werk en Inkomen naar Arbeidsvermogen (Gesetz über Arbeit und Einkommen  
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WIW Wet Inschakeling Werkzoekenden (Gesetz zur Beschäftigung Arbeitsuchender).  
WWB Wet Werk en Bijstand (Gesetz über Arbeit und Sozialhilfe).  
 
 
Verzeichnis der Gesetze: Dänemark 
Lov om aktiv beskæftigelsesindsats (2003) (Gesetz über aktive Beschäftigungsleistungen). 
Lov om aktiv socialpolitik (1998) (Gesetz über eine aktive Sozialpolitik). 
Lov om kommunal aktivering (1994) (Gesetz über kommunale Aktivierung). 




Verzeichnis der Gesetze: Schweden 
Förordning (1987:406) om arbetsmarknadsutbildning (Verordnung über Beschäftigungs-
training). 
Förordning (1992:330) om undomspraktikanter (Verordnung über Jugendpraxis). 
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Anhang 
a) Übersicht Aktivierungsmaßnahmen in den Niederlanden (Tabelle 29)  
b) Kurzbeschreibung der ausgewerteten Studien  
c) Literatur- und Quellenverzeichnis  
d) Variablenplan 
Aktivierungsmaßnahmen in den Niederlanden 
Tabelle 29 
Aktivierungsmaßnahmen in den Niederlanden 1980 bis 1997 
Typ Instrument Zielgruppe/Anmerkungen 
Berufsberatung und 
Beratung 
Berufsinformation arbeitende und nicht arbeitende Arbeitsuchende  
 Ausbildung arbeitende und nicht arbeitende Arbeitsuchende 
 Regionale Dienstzentren (RDC) nicht arbeitende Arbeitsuchende 
 Beratungsbüros für Ausbildung und Beruf 
(AOB) 
nicht arbeitende Arbeitsuchende 
 Bewertung nicht arbeitende Arbeitsuchende 
Vermittlung Individueller Wiedereinfügungsplan 
(HOA) 
Langzeitarbeitslose; Dauer: 1988 bis 1991;  
Neuorientierungsgespräch mit dem Ziel, einen individuellen 
Handlungsplan zu schaffen 
 Direkte Vermittlung registrierte nicht arbeitende bzw. arbeitende Arbeitsuchende  
 Teilvermittlung (Trajektvermittlung) allgemein Gruppen mit großen Abstand zum Arbeitsmarkt 
Ausbildung Rahmenregelung Ausbildung (KRS) arbeitslose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Beschäftigte 
 Zentrum für Berufsorientierung und 
-praxis (CBB) 
Personen mit 16 Jahren und älter mit diversen Einschränkungen 
(u. a. Sprachprobleme)  
 Zentrum Berufsausbildung (CV) arbeitslose und teilweise von Arbeitslosigkeit bedrohte Personen 
über 18 Jahre 
 Fachschule für Frauen (VVS)  
 Primär berufsgerichtete Erwachsenen-
ausbildung (PBVE) 
 
 Programm Zusätzliche Ausbildung/ 
Grundausbildung (PAS/BE) 
 
 Steuerungsregelung Branchen  
verändernde Ausbildung (BBS) 
 Rahmenregelung Branchen  
verändernde Ausbildung (KBS) 
Ende 1996 ausgelaufen 
 Steuerungsregelung Branchen verän-
dernde Ausbildung Arbeitsloser (BBSW) 
 




Gesetz zur Förderung von Arbeitsein-
stellungen (WBA) Ende 1996 ausgelaufen 
 Beschäftigungssteigerungsmaßnahme 
(WVM) 
Langzeitarbeitslose (mindestens 1 Jahre), Dauer 1983 bis 1990 
Zusatzjobs und volle Unterstützung 
 Verringerung von Langzeitarbeitslosig-
keit (VLW) 
Personen mit einer registrierten Arbeitslosendauer von mehr als 
12 Monaten 
Personen wohnhaft in Amsterdam, Rotterdam, Den Haag,  
Utrecht, Nijmegen, Heerlen, Arnhem und Groningen mit einer 
Mindestdauer von 6 Monaten Arbeitslosigkeit 
Personen, die vorher in LKS, WSW, Banenpool, JWG, KRA,  
Melkert I und IV Maßnahme waren 
Ältere ab 57,5 Jahren ungeachtet der Arbeitslosigkeitsdauer  
 Wet Vermeend-Moor Langzeitarbeitslose (mindestens 2 Jahre); Dauer: 1986 bis 1989; 
Reduzierung Beitragszahlung (20 %) für Arbeitgeber und ein-
malige Trainingsunterstützung; Rahmenregelung für Arbeits-
integration (KRA) 
 Verordnung zur Unterstützung von 
Arbeitsintegration(MOA) 
Langzeitarbeitslose (mindestens 1 Jahre); Dauer: 1986 bis 1989; 
Reduzierung der Beitragszahlung für Arbeitgeber; Rahmenrege-
lung für Arbeitsintegration (KRA) 
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Typ Instrument Zielgruppe/Anmerkungen 
 Rahmenregelung für Beschäftigungs-
integration – Regulierte Beschäftigung 
(KRA-RAP) 
 Rahmenwerk Befristete Beschäftigung 
(KRU) 
 Gesetz zur Lohnkostenreduzierung und 
Mindestlohnniveau (WLOM) 
Ende 1996 ausgelaufen 
 Spezielle Steuerermäßigung (SPAK) Alle Arbeitnehmer mit einer maximalen Arbeitsdauer von 
36 Stunden pro Woche  
 Abgabenkürzung für Lohnzahlungen 
(Ausstrom SPAK) 
Personen über 23 Jahre, die bereits SPAK erhalten haben 
Arbeitserfahrung Rahmenregelung für Beschäftigungs-
integration – Arbeitserfahrungspro-
gramm (KRA-WEP)*  
Personen mit einer Arbeits-
losigkeitsdauer von mehr als 1 
Jahr  
1998 Überleitung WIW* und 
2004 Überleitung WWB* 
 Jobbündel (Banenpool)* Schwer vermittelbare Arbeits-
lose, die länger als 3 Jahre 
arbeitslos sind 
1998 Überleitung WIW* und 
2004 Überleitung WWB*  
 Befristete Regelung von lokalen Beschäf-
tigungsinitiativen für Jugendliche (TV-
GWJ) 
Junge Arbeitslose unter 21 Jahren; Dauer: 1986 bis 1991; 
Zusatzjobs, Arbeitserfahrung, Überleitung in Gesetz Jugend-
beschäftigungsgarantie (JWG)  
 Gesetz Jugendbeschäftigungsgarantie 
(JWG)* 
arbeitslose Jugendliche bis 21 
Jahre und arbeitslose Schul-
abgänger bis 23 Jahre mit 
mindestens 6 Monaten Ar-
beitslosigkeitsdauer 
1998 Überleitung WIW* und 





Regelung über spezielle Arbeitsgelegen-
heiten für Langzeitarbeitslose (Melkert 
I)* 
Menschen, die länger als  
1 Jahr arbeitslos sind, Sozial-
hilfe empfangen (AbW, IOAW, 
IOAZ) oder zu den 79 Gemein-
den zählen, in denen die 
Arbeitsplätze angeboten 
werden 
1999 Überleitung in Regeling 
Instroom/Doorstroom* 
Finanzielle Anreize Anreize zur Arbeitsaufnahme/ 
Abschluss der Schule 
in Verantwortung der Gemeinden  
 Sanktionen/Strafkürzungen/Strafen im 
WW 
Jeder WW-Sozialhilfebezieher, der sich nicht an die gesetz-
lichen Verpflichtungen hält 
 Aufschub bzw. Einstellung der Kürzun-
gen von Sozialhilfe 
Jeder WW-Sozialhilfebezieher, der sich nicht an die gesetz-





Zuschussregelung Experimente zur 
Aktivierung von Sozialhilfezahlungen 
(Melkert II)* 
Menschen, die länger als 1 
Jahr arbeitslos sind, Sozialhilfe 
empfangen (AbW, IOAW, 
IOAZ) 
1998 Überleitung WIW* und 
2004 Überleitung WWB* 
 Experimente unter Beibehaltung von 
Sozialhilfe oder Basis von 144 AbW 
(Melkert III)* 
Menschen, die länger als 1 
Jahr arbeitslos sind, Sozialhilfe 
empfangen (AbW, IOAW, 
IOAZ) und mit großem Ab-
stand zum Arbeitsmarkt 
(Phase 4 Klienten) 
1998 Überleitung WIW* und 
2004 Überleitung WWB* 
 Regelung Experimente Reinigungsbran-
che (Melkert IV)*  
Menschen, die länger als 1 
Jahr arbeitslos sind und Sozi-
alhilfe empfangen 
 
 Europäischer Sozialfond Ziel 3 Langjährige Arbeitslose; Jüngere mit Arbeitslosigkeitsrisiko;  
Minderheiten; Menschen mit eingeschränkter Arbeitsfähigkeit 
(allgemein: Personen mit großen Abstand zum Arbeitsmarkt) 
 Employment Frauen mit großem Abstand zum Arbeitsmarkt (Phase 3 und 4), 
Alleinstehende Mütter mit Sozialhilfebezug, ausländische Frau-
en, Mädchen ohne Berufserfahrung (NOW) 
Psychisch und physisch eingeschränkte Personen (Horizon) 
Jüngere zwischen 15 und 20 Jahren ohne Schulabschluss  
(Youthstart) 
Ökonomisch/sozial Beeinträchtigte (Integra) 
* Ausführliche Erläuterung im Text 
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Kurzbeschreibung der ausgewerteten Studien 
Tabelle 30 
Studien Großbritannien 




Daten Fragestellung Design 
Anderton et al. 1999 Pathfinder Areas 
1998 – 1998 
NDYP administrative Daten Zusammenfassung der Ergebnisse 
der Makroevaluation des NDYP im 
1. Jahr nach nationaler Einfüh-
rung  
Drittvariablenkontrolle durch 
Vergleich mit Regionen ohne 
NDYP (kein Matching) 
Blackburn et al. 1998 Pathfinder Areas 
1998 - 1998 
NDYP Survey 
n = 135 
Klientenzufriedenheit qualitative Interviews 
Blundell et al. 2002 Pathfinder Areas 
1998 - 1999 
NDYP, Gateway administrative Daten 
verschiedene n;  
bis zu n = 12.749 
Effekte der Teilnahme am NDYP-
Gateway auf Abgänge aus Leis-
tungsbezug und Übergang in 




kombiniert mit verschiedenen 
Matching-Verfahren 
Bonjour et al. 2001 UK 
1999 - 2000 
NDYP, Optionen Nationaler Survey 
n = 3.391 
Einflüsse auf die Teilnahme an 
den Optionen 
relative Effekte der Optionen auf 
Beschäftigungsfähigkeit, Beschäf-
tigungseintritt, Beschäftigungslo-
sigkeitsaustritt und Jobqualität 
Untersuchung von benachteilig-
ten Gruppen und des Einflusses 
von Sanktionen 
Drittvariablenkontrolle durch 




Bonjour et al. 2002 Schottland 
1998 - 2000 
NDYP, Optionen Survey 
n = 695 
Einflüsse auf die Teilnahme an 
den Optionen 
relative Effekte der Optionen auf 
Beschäftigungsfähigkeit, Beschäf-
tigungseintritt, Beschäftigungs-
losigkeitsaustritt und Jobqualität 
repräsentativer Survey 
Drittvariablenkontrolle durch 




De Giorgi 2005 UK 
1998 – 2001  
NDYP administrative Daten 
n = 36.378 (nur Männer) 
Effekte der Programmteilnahme 




Dewson/Eccles 2000 UK 
k. A. 
NDYP, VS-Option Survey 
n = 34 
Einflüsse auf Teilnahme an VS-
Option und relative Effekte 
deskriptiv-statistische und 
qualitative Auswertungen 
Dorsett 2004 UK 
1998 - 2001 
NDYP, Options administrative Daten  
n= 33.672 (nur Männer) 
relative Effekte der Optionen auf 
Abgang aus Leistungsbezug und 
Übergang in Beschäftigung 
Drittvariablenkontrolle durch 
Matching der Teilnehmer in den 
Optionen 
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Daten Fragestellung Design 
Hales/Collins 1999 UK 
1998 
NDYP Survey 
n = 676 




Hasluck 2002 UK  
2001 - 2002 
ND 25+ qual. Surveys, Case Studies 
n = k. A. 
Evaluation des “re-engineered ND 
25+” 
Review v. a. qualitativer  
Studien 
Joyce et al. 2005 UK 
2001 - 2004 
Basic Skills 
Mandatory Training Pilot 
Survey / Beobachtung 
n =  332 
Erfahrungen mit dem Programm, 
Prozess der Implementation,  
Sanktionen 
Telefoninterviews; qualitative 
Interviews; teilnehmende  
Beobachtung; Vergleich von 
Regionen mit/ohne Programm 
KPMG Consulting 2001 Nordirland 
1999 - 2000 
NDYP Survey (Stage 1) 
n = 950 
Einflüsse auf die Teilnahme am 




KPMG Consulting 2001a Nordirland 
1999 - 2000 
 
ND 25+ Survey (Stage 1) 
n = 610 
Einflüsse auf die Teilnahme am 




KPMG Consulting 2002 Nordirland 
1999 - 2001 
NDYP Survey (Stage 2) 
n = 514 
relative Effekte der Programm-
elemente und der Teilnehmer-
merkmale auf Abgang aus Leis-





KPMG Consulting 2002a Nordirland 
1999 - 2001 
ND 25+ Survey (Stage 2) 
n = 410 
Einflüsse auf Programmteilnahme 
und Effekte des Programms auf 
Abgang aus Leistungsbezug und 
Übergang in Beschäftigung; 




Lakey/Knight 2001 Schottland 
1998 - 1999 
NDYP Survey 
n = 1.147 
Einflüsse auf Programmteilnahme deskriptiv-statistische Aus-
wertung 
Vergleich (ohne Matching) mit 
Teilnehmern in England/Wales 
Legard et al. 1998 UK 
1998 
NDYP, Gateway Survey 
n = 61 
Teilnehmerstruktur und Erfahrun-
gen der Teilnehmer am Gateway 
deskriptiv-statistische und 
qualitative Auswertungen 
Legard et al. 1999 UK 
1998 
NDYP, Gateway Survey 
n = 57 
Teilnehmerstruktur und Erfahrun-
gen der Teilnehmer am Gateway 
deskriptiv-statistische und 
qualitative Auswertungen 
Legard et al. 2000 UK 
1998 - 1999 
ND 25+ Survey 
n = 132 
Erfahrungen von Teilnehmern mit 
dem Programm 
Qualitative Interviews und 
Gruppendiskussionen; Vergleich 
von Pilot und National Areas 
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Daten Fragestellung Design 
Lissenburgh 2000 UK: 26 Pilot Areas 
1998 – 1999 
ND 25+ Survey auf Basis admin. Daten  
n1 = 979 (pilot areas) 
n2 = 563 (comparison group) 
Einflüsse von Teilnehmermerkma-
len auf Programmteilnahme 
Einflüsse von Teilnehmer- und 
Programmmerkmalen auf Abgang 
aus Leistungsbezug und Übergang 





Lissenburgh 2001 UK: 26 Pilot Areas 
1999 - 2000 
ND 25+ Survey auf Basis admin. Daten 
n1 = 1.193 Pilot Teilnehmer 
n2 = 808 comparison group 
(jeweils gewichtet) 
Einflüsse der Teilnehmermerkmale 
auf Programmteilnahme 
Einflüsse von Teilnehmer- und 
Programmmerkmalen auf Abgang 
aus Leistungsbezug und Übergang 





Lissenburgh 2004 Schottland 
1998 - 2001 
NDYP a) administrative Daten 
n = 10.416 
b) Survey  
n = 695 
Einflüsse auf Programmteilnahme; 
Effekte der Programmteilnahme 
auf Abgang aus Leistungsbezug 





McVicar/Podivinsky 2003 UK 
1996 - 2001 
NDYP administrative Daten 
n = 405.334 (Spells) 
Einflüsse der Programmteilnahme 
auf Abgänge aus Leistungsbezug, 





Molloy/Ritchie 2000 UK 
1998 - 2000 
ND 25+ Survey 
n = 64 
Erfahrungen von Teilnehmern mit 
dem Programm 
Qualitative Interviews und 
Gruppendiskussionen; Vergleich 
von 5 Pilot und 2 National 
Areas 
O’Connor et al. 2001 UK  
1998 - 2000 
NDYP Survey 
n = 336 
Teilnehmerstruktur deskriptiv-statistische und 
qualitative Auswertungen 
O’Donnell 2001 UK 
1999 - 2000 
NDYP Survey 
n = 2.137 




Peters/Joyce 2006 UK 
2004 
NDYP, ND 25+ Survey 
n = 3.017 
Einflüsse auf Wahrscheinlichkeit, 







2001 - 2003 
ND 25+  Survey 
n = 1001 
Vergleich des ND 25+ mit dem 
„enhanced“ ND 25+ 
Einflüsse auf Teilnahme, Effekte, 
Implementation usw. 
Kombination qualitativer und 
quantitativer Erhebungen und 
Auswertungen; Surveys, Inter-
views und Case Studies 
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Daten Fragestellung Design 
Van Reenen 2003 UK 
1998 - 1999 
NDYP administrative Daten 
verschiedene n (nur Männer) 
Einflüsse der Programmteilnahme 
auf Abgänge aus Leistungsbezug 
und Übergänge in Beschäftigung 
Drittvariablenkontrolle mittels 
Difference-in-Differences 
Wilkinson 2003 UK 
1998 - 2001 
NDYP administrative Daten 
verschiedene n, zwischen ca. 
10.000 und 20.000  
Einflüsse der Programmteilnahme 
auf Abgänge aus Leistungsbezug 




Wilkinson 2003a UK: Pilot Areas mit random assignment 
1998 - 2001 
ND 25 + a) administrative Daten  
nTreatment = 3.281 
nControl = 3.281 
b) Survey 
nTreatment = 353 
nControl = 323 
Einflüsse auf Programmteilnahme; 
Effekte der Programmteilnahme 
auf Abgang aus Leistungsbezug 




Winterbotham et al. 2001 UK 
2000 
ND 25+ Survey 
n = 70 
Erfahrungen und Bewertungen 
des „enhanced“ ND 25+ 
Qualitative Interviews,  
Gruppendiskussion 
Woodfield et al. 2000 UK 
1999 
NDYP Survey/qualitative Interviews 
n = 74 
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Tabelle 31: 
Studien Niederlande 




Daten Fragestellung67 Design 
van der Aa et al. 
2003 
Rotterdam 
2001 - 2003 
verschiedene Reintegrationsprojekte administrative Daten 
n1 = 725 (Trajektteilnehmer) 
n2 = 40.875 (gesamte Zielgruppe) 
Bruttoeffekte der Teilnahme  deskriptiv-statistische Aus-
wertung 
van den Berg et al. 
2004 
Rotterdam 




n = 9.798 
(Sozialhilfeempfänger mit Ver-
pflichtung, an AP68 teilzunehmen) 







2000 - 2003 
verschiedene Reintegrationsprojekte repräsentativie Survey 
n = 1.869 
Teilnehmer an AP, Sozialhilfeemp-





Engelen et al. 
1999 
14 Gemeinden 




n = 2.100 
(Sozialhilfeempfänger mit Ver-
pflichtung zu AP) 
Gründe für Sanktionen Aktenanalyse 
de Graaf-Zijl et al. 
2005 
62 Gemeinden der Niederlande 
2002 - 2003 
verschiedene Reintegrationsprojekte administrative Daten 
 
keine Angabe zur Zahl der Teil-
nehmer 




de Graaf-Zijl et al. 
2006 
Amsterdam 
2001 - 2004 
verschiedene Reintegrationsprojekte administrative Daten 




an spezifischen Programmen 
und der Teilnehmermerkmale); 
Effekte auf Abgang in Beschäf-




                                               
67  Dokumentiert wird die Fragestellung, die für unser Projekt relevant war, nicht notwendig alle Fragestellungen der Studie. 
68  AP = Aktivierungsprogramm. 
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Daten Fragestellung67 Design 
Groot et al. 2006 Die 86 Gemeinden der Nieder-lande mit den größten Arbeits-
marktproblemen 




alle Personen, die zwischen dem 
1.1.2002 und dem 1.1.2004 erst-
mals Sozialhilfe bezogen 
Einflüsse auf die Chance auf 





Hekelaar et al. 
2004 
Rotterdam 
2002 – 2003 
IBR (Intensieve Bestandsbenadering; 
dt.: Intensives Herantreten an den 
Bestand) 
administrative Daten 
n1 = 1.984 (IBR) 
n2 = 10.153 (Basisreïntegratie) 
Effekte zweier AP auf Abgänge 
in Beschäftigung (IBR, Basisre-
ïntegratie) 
Vergleich der Teilnehmer ohne 
Dritvariablenkontrolle  
Hekelaar et al. 
2006 
2000 – 2004 Basisreïntegratie (verpflichtend),  




n = 86.182 (Spells)  
Nettoeffektivitätsmessung von 
Reintegrationstrajekten (Effekte 
der Teilnahme/ Nichtteilnahme, 
spezifischer Programme und 
Teilnehmermerkmale); Effekte 
auf Abgang in Beschäftigung 




Hoff et al. 2003 Niederlande 




n = 432 
Einflüsse von Teilnehmermerk-
malen auf die (Wie-
der-)Aufnahme von Beschäfti-





2001 - 2002 
Aanbeeld (dt.: Amboss) administrative Daten 
n = 206 
Merkmale von Teilnehmern/Ziel-











n = 20 Projekte 
Erfahrungen und Zufriedenheit 
mit sozialer Aktivierung 
einfacher Review 
Serail/Pas 2002 Niederlande 
1999 - 2001 
SH-Experimente im Zuge des AbW 
(1996-2002) 
administrative Daten: 
n = 1712 
repräsentative Survey: 
n1 = 500 (Teilnehmer an 32 Expe-rimenten) 
n2 = 373 (Ex-Teilnehmer an 25 Experimenten) 
Vergleich der Merkmale der 
Teilnehmer an Experimenten 
und der aller Sozialhilfeempfän-
ger 
subjektive Bewertung der Expe-




de Wolff et al. 
2004 
Groningen 
2001 - 2002 
verschiedene Reintegrationsprojekte Survey 
n = 587 
Einflüsse von Teilnehmermerk-
malen auf Teilnahme an AP und 
Effekte der Teilnahme auf Ab-
gang aus Leistungsbezug und 
Übergang in Beschäftigung 
Regressionsschätzungen 
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Tabelle 32: 
Studien Dänemark 




Daten Fragestellung Design 
Bach 2002 DK 
1999 
ASP: Privates Jobtraining, öffent-
liches Jobtraining, Beschäftigungs-
projekt, Tageshochschule, Produk-
tionsschule; AMU-Kurs, Andere 
Ausbildung, Freiwillige, nicht-ent-
lohnte Tätigkeiten, Andere 
Survey 
n = 1.244 
Einflüsse der Programmteil-





Bach/Harsløf 2001 DK 
1999 
ASP (unspezifisch) Survey 
n = 1.242 
Einflüsse auf die Teilnahme an 
Aktivierungsprogrammen für 
Sozialhilfeempfänger  
Einflüsse auf den Abgang aus 
Leistungsbezug und Übergang 







Bengtsson 2004 DK 
1995 - 1999 
ASP: Beschäftigungsprojekte, Öf-
fentliches Jobtraining (Jobtraining 
plus individuelles Jobtraining), 
Privates Jobtraining (Jobtraining 




n = k.A. 
Effekte der Programmteilnahme 
unter besonderer Berücksichti-




Bolvig et al. 2001 Århus 
1996 - 1999 
ASP: zahlreiche verschiedene  
Varianten 
administrative Daten 
n = 14.000 
Effekte der Programmteilnahme Drittvariablenkontrolle durch 
regressionsanalytische Schät-
zungen 
Eskelinen et al. 
2002 
Kommunen Storstrom und 
Viborg 
2001 




n = 1.175 
Beurteilung von ASP durch 
Betroffene, Lebenszufriedenheit 
deskriptiv-statistische und  
qualitative Auswertungen 
Fossaluzza 2005 DK 
1994 - 1998 
ASP: Jobtraining im privaten und 
im öffentlichen Sektor 
administrative Daten 
n = 2.651 (nur Männer) 
relative Effekte der Programm-
teilnahme an Jobtraining im 
privaten/öffentlichen Sektor 
Drittvariablenkontrolle durch 
Matching der beiden Gruppen 
Regressionsanalytische Schät-
zungen 
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Daten Fragestellung Design 
Graversen 2003 DK 
1994-1998 
ASP: Jobtraining im privaten und  
im öffentlichen Sektor, Tageshoch-
schule, Beschäftigungsprojekte  
administrative Daten 
ntreatment = 3.406 
ncontrol = 6.386 
(nur Männer > 25 Jahre) 
Einflüsse auf Teilnahme an 
Aktivierungsprogrammen und 
Effekte auf Abgang aus Leis-
tungsbezug und Übergang in 
Beschäftigung 




Kontrolle von Drittvariablen 
durch Vergleichsgruppe (ohne 





1995 - 1998 
ASP: zahlreiche verschieden  
Varianten 
administrative Daten 
n = 335.660 





Saxtoft et al. 2005 Århus 
2001 - 2005 
Tilbage til Arbejdsmarkedet (dt.: 
Zurück in den Arbeitsmarkt) 
Survey 
n = 462 
(besonders problembelastete Ziel-
gruppe) 
Effekte der Programmteilnahme 
an dem stark sozialpägagogisch 
geprägten Projekt auf Abgang 
aus Leistungsbezug und Über-
gang in Beschäftigung; Effekte 
auf Veränderung sonstiger 
Lebensumstände; 






ASP: Ausbildung, Jobtraining,  
Arbeitsgelegenheiten 
Survey 
n = 1.255 
Einflüsse auf Teilnahme an 
Aktivierungsprogrammen und 
Effekte auf Abgang aus Leis-
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Tabelle 33: 
Studien Schweden 
Studie Regionale Abgrenzung und 
Untersuchungszeitraum 
Programme(e) /  
Maßnahme(n) 




1998 - 2000 
Utvecklingsgarantin (für 20- bis 
24jährige) 
administrative Daten  
n = 268.691 
Effekte des Programms (das eine 
frühe Intervention darstellt)  
verschiedene Techniken der 
Drittvariablenkontrolle 
Edin 2006 Stockholm 
2006 
Plusjobb administrative Daten  
n = 887  
Programmbeschreibung, Teilneh-




Ekström 2005 Stockholm (Skärholm)/  Jobbcentrum Sydväst 
2002 – 2003 
Skärholm-Modell administrative Daten und Survey 
n = 643 
Klientenzufriedenheit bei unter-
schiedlichen Modellen der Unter-
stützung bei Arbeitsuche 
deskriptiv-statistische und 
qualitative Auswertungen 
Giertz 2004 Malmö 
1990 - 1992 
Malmö Socialbidragsprojektet (Job 
Search and Counselling Program): 
Beratung, Unterstützung bei Jobsu-
che, "Gruppenarbeit", sehr sozialpä-
dagogisch 
administrative Daten 
ntreatment = 636 
ncontrol = 636 
Einflüsse auf Teilnahme an Aktivie-
rungsprogrammen und Effekte auf 
Abgang aus Leistungsbezug und 
Übergang in Beschäftigung 
Drittvariablenkontrolle durch 
Matching der beiden Gruppen 
Johanssen 1999 SE 
1998 - 1999 
Resursarbete Survey 
n = 398 
Programmteilnehmer und -effekte deskriptiv-statistische Aus-
wertungen 
Jönsson 2006 SE 
2002 
kommunale Aktivierung in  
Schweden (unspezifisch) 
Survey (Daten Salonen/Ulmestig 
2004) 
n = 168 Kommunen 
Effekte auf Abgang aus Leistungs-
bezug  
Vergleich Kommunen mit/ 
ohne Aktivierung, Kontrolle 




2003 - 2004 
Vågbrytaren (dt. Wellenbrecher) Survey 





Lindqvist 2007 SE 
2006 
Plusjobb administrative Daten & Survey 
(Arbeitsvermittler) 
admin. Daten: 
n = ca. 22.000 
daraus für Matching: 
nTreatment = 731 
nControl =  525 
Einflüsse auf Teilnahme an Aktivie-
rungsprogrammen und Effekte auf 
Abgang aus Leistungsbezug und 




Milton 2006 Uppsala 
1990 - 1996 
Uppsala-Modell  administrative Daten 
nTreatment = 257 
nControl = 252 
Einflüsse auf Teilnahme an Aktivie-
rungsprogrammen und Effekte auf 
Abgang aus Leistungsbezug und 








(einziger) Überblick über vorhandene 
Programme, Teilnehmerzahlen und 
kommunale Variationen 
Survey 
n = 168 Kommunen 
Profil der Teilnehmer an  kommu-
naler Aktivierung 
Befragung von Kommunen 
(Vollerhebung intendiert) 
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Variablenplan 
 
1. Ebene Studien 
Bezeichnung Beschreibung Definition der Ausprägungen Erläuterungen 
Datenblatt 1 (Ebene Gesamtstudie): technische Angaben, Studiendesign, Ergebnisübersicht auf Studien-Ebene 











Id_Studie Identifikationsnummer der Studie   





Autor vollständige Namen aller Autoren   
Jahr_Pub Jahr der Publikation  vierstellig 
Bib_Angaben Titel der Publikation, Ort des Erscheinens, Verlag    
Art_Pub Art der Publikation 1 'Monographie' 
2 'Sammelwerksbeitrag' 
3 'Wiss. Zeitschrift' 
4 'Forschungsbericht' 
5 'Konferenzbeitrag' 
6 'unveröff. Text' 
 
Ebene Einzel- oder Metaanalyse? 1 'Einzelstudie' 
2 'Metaanalyse' 
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Evaluation Evaluationsmethode der Studie 1 'Kontrollgruppe: experimentelles Design' 
2 'Kontrollgruppe: Matching mittels ökonometrischer  
    Verfahren' 
3 'Einfache Kontrollgruppe' 
4 'Vorher-Nachher-Messung' 
5 'Meta-Studie' 
6 'keine Kontrolle' 
7 'Difference-in-Differences' 
• 1: Stichworte: zufällige Zuordnung zu Kontrollgruppe,  
 random assignment; 
• 2: Stichworte: non-parametric matching approach; 
 propensity score matching; 
• 3: einfacher Vergleich von Teilnehmern und Nicht- 
 teilnehmern; keine Steuerung der Zusammensetzung 
 der Kontrollgruppe; 
• 4: keine Kontrollgruppen, aber zumindest wird die  
 Effektgröße vor und nach dem Treatment gemessen; 
• 6: keine Kontrollgruppe, "Leavers' Study"; es wird nur 
  festgehalten, wie viele der Programmteilnehmer 
 nachher in Arbeit etc. sind; 
• 7: (keine Anmerkung) 
Observations Für wie viele für uns relevante Gruppen werden  
Ergebnisse berichtet? 
 • Gruppen: entweder verschiedene Treatments oder Teil-
nehmergruppen (Alter, Geschlecht usw.); 
• wenn nur eine Observation: mit '1' kodieren; 
• hier ist nicht die Unterscheidung von Treatment- und 
Kontrollgruppen gemeint! 
Outcome Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse   • siehe Leitfaden 
regression_1 Regressionsanalysen zur Selektivität beim  
Maßnahmenzugang 
(abhängige Variable, Koeffizienten und n erfassen) • siehe Leitfaden 
regression_2 Effekte der Maßnahmenteilnahme (abhängige Variable, Koeffizienten und n erfassen) • siehe Leitfaden 
sonstige Ergebnisse sonstige quantitative Ergebnisse, die relevant  
für die Fragestellung sind 
 • siehe Leitfaden 
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2. Ebene Observationen (für jede Observation muss die Tabelle gesondert ausgefüllt werden) 
Datenblätter 2 bis x (Ebene observations): Beschreibungen Treatment auf Ebene der Observationen 
Id_Codierer   Siehe oben, muss für jede Observation eingetragen werden! 
Id_Studie   Siehe oben, muss für jede Observation eingetragen werden! 
Id_Observation Identifikationsnummer der x-ten Observation  Innerhalb einer Studie jeweils laufend nummerieren, begin-
nend mit '1'. 
(Damit ist später jede einzelne "observation" eindeutig 
identifizierbar: Jede hat eine Identifikationsnummer, die 
sich zusammensetzt aus der Codierer-Nummer, der Num-
mer der Studie und der Nummer der Observation in der 
Studie.) 
Programm Bezeichnung des Programms  verbal: z.B. NDYP 




Data Mit welchem Datentyp wurde die Evaluationsstudie 
durchgeführt? 
1 'administrative Daten' 
2 'Survey-Daten' 
3 'beides' 
• 1: Registerdaten der Arbeitsverwaltungen, Kommunen  
 etc. 
• 2: Daten, die mittels einer Befragung oder Beobachtung  
 erhoben wurden (= keine Teilnahmepflicht!) 
n_treatment Stichprobenumfang der Treatmentgruppe   
n_control Stichprobenumfang der Kontrollgruppe   
Jahr_Treatment_Start Jahr, in dem das Treatment/Programm gestartet wurde  Das Jahr des Treatments ist in aller Regel nicht identisch 
mit dem Jahr der Publikation! 
Jahr_Treatment_Ende Jahr, in dem das Treatment/Programm beendet wurde   
Laufzeit_1 Laufzeit des Programms 1 'bis 3 Monate' 
2 'über 3, bis 6 Monate' 
3 'über 6 Monte, bis 1 Jahr' 
4 'mehr als 1 Jahr' 
Normalerweise wird nur Laufzeit_1 ausgefüllt werden 
müssen. Es kommt aber vor, dass Personen unterschiedlich 
lange an Maßnahmen teilnehmen, die Ergebnisse aber nur 
für alle gemeinsam ausgewiesen werden; deshalb müssen 
beide Gruppen wie eine Treatmentgruppe erfasst werden. In 
diesem Fall auch Laufzeit_2 ausfüllen. 
Laufzeit_2 Laufzeit des Programms 1 'bis 3 Monate' 
2 'über 3, bis 6 Monate' 
3 'über 6 Monte, bis 1 Jahr' 
4 'mehr als 1 Jahr' 
 
young Programm speziell für junge Erwachsene? 0 'nein' 
1 'ja' 
Altersgrenze ist in der Regel 25 Jahre; wird bei den  
Programmen angegeben; 
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sex Geschlecht der Programmteilnehmer 1 'männlich' 
2 'weiblich' 
3 'beide' 
• 3: gemeint ist: keine Unterscheidung nach Geschlecht;  
 am Programm haben Männer und Frauen teilgenom- 
 men, die Ergebnisse werden aber nicht differenziert  
 nach Geschlecht ausgewiesen; 
Treatment Aktivierungsprogramm 1 'subventionierte Beschäftigung  
   öffentlicher Sektor' 
2 'subventionierte Beschäftigung  
   privater Sektor' 
3 'Arbeitsgelegenheit' 
4 'verpflichtendes Trainingsprogramm' 
5 'Job Search Assistance' 
6 'soziale Aktivierung' 
7 'Mix'  
 
T_alle_Abgänge Treatmentgruppe: Abgänge aus Leistungsbezug  jeweils erfassen: Welche Effektgröße wurde gemssen?  
Wert der Effektgröße? Falls angegeben: Signifikanz 
T_unbekannt Treatmentgruppe: Abgänge in unbekannte Zustände  siehe oben 
T_Beschäftigung Treatmentgruppe: Übergänge in Beschäftigung  siehe oben 
T_Ausbildung Treatmentgruppe: Übergänge in Ausbildung  siehe oben 
T_andere Leistungssyste-
me 
Treatmentgruppe: Übergänge in andere Leistungs-
systeme 
 siehe oben 
T_andere Aktivierungs-
maßnahme 
Treatmentgruppe: Übergänge in andere Aktivierungs-
maßnahme 
 siehe oben 
K_alle_Abgänge Kontrollgruppe: Abgänge aus Leistungsbezug  siehe oben 
K_unbekannt Kontrollgruppe: Abgänge in unbekannte Zustände  siehe oben 
K_Beschäftigung Kontrollgruppe: Übergänge in Beschäftigung  siehe oben 
K_Ausbildung Kontrollgruppe: Übergänge in Ausbildung  siehe oben 
K_andere Leistungssyste-
me 
Kontrollgruppe: Übergänge in andere Leistungs-
systeme 
 siehe oben 
K_andere Aktivierungs-
maßnahme 
Kontrollgruppe: Übergänge in andere Aktivierungs-
maßnahme 
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In dieser Reihe sind zuletzt erschienen 
Nr. Autor(en) Titel Datum 
6/2007 Eva Schweigard Berufsbezogene Deutschkurse im Rahmen 
des ESF-BA-Programms: Ergebnisse aus 
regionalen Fallstudien zur Umsetzung 
6/2007 





Beschäftigungseffekte, Verteilungseffekte und 
fiskalische Kosten des Bofinger-Walwei-Kon-
zepts zur Existenz sichernden Beschäftigung  
im Niedriglohnbereich 
6/2007 
8/2007 Eva Schweigard Sprachförderung für arbeitslose ALG-II-Bezieher 
mit Migrationshintergrund: Eine explorative 
Untersuchung zur Umsetzung 
7/2007 
9/2007 Alexander Reinberg,  
Markus Hummel 
Qualifikationsspezifische Arbeitslosigkeit im 
Jahr 2005 und die Einführung der Hartz-IV-
Reform: Empirische Befunde und methodische 
Probleme 
7/2007 







gen der Hartz-IV-Reform 
8/2007 
11/2007 Kathi Zickert Förderung der beruflichen Qualifizierung durch 
Weiterbildungs- und Arbeitszeitmanagement: 
Ergebnisse einer Betriebsbefragung 
10/2007 
12/2007 Markus Promberger 
(Hrsg.) 
Neue Daten für die Sozialstaatsforschung: Zur 
Konzeption der IAB-Panelerhebung „Arbeits-
markt und Soziale Sicherung“ 
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13/2007 Brigitte Schels Jugendarbeitslosigkeit und psychisches Wohl-
befinden 
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